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1 Grußwort 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. ist eine wachsende und wirt-

schaftlich florierende Region im Herzen Bayerns. Dennoch stellt 

auch hier der demographische Wandel eine Herausforderung 

dar, die im Rahmen der Landkreisentwicklung zu berücksichti-

gen ist. 

Grundlage moderner und nachhaltiger Generationenpolitik ist die Vielfalt der individu-

ellen Lebensentwürfe und der Lebensumstände.  

Bei vielen älteren Menschen, die sich bester Gesundheit erfreuen, beginnt etwa mit 

dem Eintritt in den Ruhestand ein gänzlich neuer, aktiver Lebensabschnitt, den sie bis 

ins hohe Alter fortsetzen können. Andere dagegen sind auf fremde Hilfe angewiesen 

und werden etwa von pflegenden Angehörigen betreut, die wiederum selbst Unter-

stützungsbedarf haben. 

Es ist mir ein großes Anliegen, Seniorenpolitik aktiv mitzugestalten und notwendige Wei-

chenstellungen bereits frühzeitig vorzunehmen. Daher wurde schon im Jahr 2006 das 

Seniorenleitbild für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. erstellt, das seitdem die Grundlage 

für das seniorenpolitische Handeln im Landkreis bildet. In Zusammenarbeit mit der Re-

gina GmbH konnte seitdem in der Seniorenarbeit Vieles erreicht werden, sei es die her-

vorragende medizinische Versorgung oder etwa der Ausbau des öffentlichen Nahver-

kehrs. In den Gemeinden wurden zudem flächendeckend Seniorenvertretungen etab-

liert. Besonders hervorzuheben ist, dass sich auch zahlreiche ehrenamtliche Initiativen 

und Vereine gebildet haben, die sich der Bedürfnisse der älteren Landkreisbevölkerung 

annehmen. Es spricht für einen starken gesellschaftlichen Zusammenhalt, dass im Land-

kreis Neumarkt neben den professionellen ambulanten und stationären Pflegeeinrich-

tungen bereits viele Angebote vorhanden sind, die auch dank dem großartigen Enga-

gement vieler Ehrenamtlicher getragen werden.  

Das nun anhand zahlreicher Befragungen und wissenschaftlicher Untersuchungen er-

arbeitete Seniorenpolitische Gesamtkonzept baut auf dem Seniorenleitbild und der 

generationenübergreifenden Agenda auf und dient als Handlungsgrundlage bis min-

destens Dezember 2034. Es besteht aus einer Bestandsanalyse, zahlreichen Prognosen 

und einem umfassenden Maßnahmenkatalog. Damit können die Anstrengungen im 

Bereich der Seniorenarbeit noch zielgerichteter erfolgen und einzelne Unterstützungs-

strukturen passgenauer vor Ort platziert werden.  

Lassen Sie uns diese Chance nutzen und gemeinsam unsere erfolgreiche Arbeit für äl-

tere Menschen weiterführen!  

Ihr  

 

Willibald Gailler  

Landrat  
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2 Ein Seniorenpolitisches Gesamtkonzept für den Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf.  

Im Jahr 2018 wurde das BASIS-Institut für soziale Planung, Beratung und Gestaltung 

GmbH mit der Begleitung der Erstellung eines Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts be-

auftragt. Grundlage für die Entwicklung eines Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts ist 

Art. 69 des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze (AGSG), das vor dem Hinter-

grund der demographischen Entwicklung und der damit einhergehenden Zunahme 

der Zahl älterer Menschen nicht nur die reine Bedarfsermittlung im pflegerischen Be-

reich vorsieht, sondern auch die Planung und Weiterentwicklung umfassender Versor-

gungs- und Teilhabestrukturen umfasst. 

Der Pflegebedarfsplan im Sinne des Gesetzes zur Ausführung des Elften Buchs Sozialge-

setzbuch Soziale Pflegeversicherung (AG-PflegeVG) mit seiner Zielsetzung eines an den 

Präferenzen der Bevölkerung ausgerichteten Angebotsmixes ist somit ein zentraler Be-

standteil des Seniorenpolitischen Konzepts, zeichnet sich jedoch nun durch eine hö-

here Komplexität und Einbindung in ein umfassenderes soziales Planungsprojekt aus. 

Die Handreichung des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Fa-

milien und Frauen "Kommunale Seniorenpolitik" macht diesbezüglich Vorschläge zu 

Handlungsfeldern und Leitprinzipien, die in einem Seniorenpolitischen Gesamtkonzept 

beleuchtet werden können.  

Eine verantwortungsvolle, zukunftsorientierte Planung muss sich auf eine völlig andere 

Bevölkerungszusammensetzung mit anderen Bedürfnissen einstellen. Generell kann 

man feststellen, dass immer mehr Menschen ein hohes oder sogar sehr hohes Lebens-

alter erreichen. Auf der einen Seite ist das für uns alle eine positive Zukunftsaussicht, da 

auch immer mehr Menschen ein hohes Lebensalter bei guter Gesundheit erreichen. 

Die Erstellung des Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts für den Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. fußt auf mehreren zentralen Arbeitsschritten und Modulen. Die zentrale Steue-

rung des Prozesses und das Monitoring der Planungsumsetzung lag beim Landratsamt, 

das sich mit Vertretern der REGINA GmbH abstimmte.  

Um die Situation der älteren Generation im Landkreis umfassend abbilden zu können, 

wurden im Auftrag des Landkreises verschiedene Erhebungen der Bestands- und Be-

darfslage in seniorenpolitisch relevanten Bereichen durchgeführt:  

▪ Einbezug der bisherigen Arbeiten der REGINA GmbH (Ergebnisse der Work-

shops zur generationenübergreifenden Agenda) und sonstiger Initiativen zur 

Seniorenarbeit im Landkreis Neumarkt i.d.OPf.  

▪ Expertengespräche 

▪ eine teilstandardisierte Bestandserhebung (teil-)stationärer Einrichtungen und 

im Landkreis tätiger ambulanter Dienste  

▪ eine teilstandardisierte Befragung der Kommunen  

▪ eine teilstandardisierte Befragung der Seniorenbeauftragten und Nachbar-

schaftshilfen  
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▪ die Aufbereitung der Ergebnisse bestehender Bevölkerungsvorausberechnun-

gen für den Landkreis und seine Kommunen  

▪ Einbezug bestehender Datensammlungen aus gängigen Datenbanken (Baye-

risches Landesamt für Statistik, Kassenärztliche Vereinigung Bayern, Bunde-

sagentur für Arbeit usw.)  

▪ Workshop für Interessenten und Akteure der Seniorenhilfe und -arbeit zur Vor-

stellung von Ergebnissen und Diskussion der Maßnahmenvorschläge sowie des 

weiteren Vorgehens im Bereich der seniorenpolitischen Planung im Landkreis  
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3 Ausgangssituation und Vorgehen 

3.1 REGINA GmbH und die Generationenübergreifende Agenda1 

Unter dem Motto „Die Zukunft gehört dem ländlichen Raum – sie gehört uns“ wurde 

1996 ein innovativer Weg im Landkreis Neumarkt i. d. OPf. eingeschlagen: Die Neuaus-

richtung von Verwaltung und Politik, wie sie im Kapitel 28 in der Agenda 21 postuliert 

wird: Eine kommunale Wirtschafts- und Argrarpolitik sowie die Erschließung neuer Berei-

che sollen die Vision einer eigenständigen und zukunftsfähigen Regionalentwicklung 

mit Leben füllen. Für die Umsetzung der konkreten Projektmaßnahmen wurde 1997 die 

Regionale Innovationsagentur Regina GmbH als Motor der Kreisentwicklung ins Leben 

gerufen. 19 ländliche Gemeinden und der Landkreis nutzen als Gesellschafter dieses 

gemeinnützige Unternehmen im Sinne einer Public-Private-Partnership für die Verwirkli-

chung ihrer Entwicklungsvorstellungen. 

Von zentraler Bedeutung war der Aufbau eines Regionalmanagements zur Koordina-

tion der zahlreichen Entwicklungsinitiativen und als erforderliche Vernetzungsplattform. 

Im Bereich Altenarbeit hat dann der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. in den Jahren 2005 bis 

2006 im Rahmen eines MORO-Projektes unter Moderation durch die REGINA GmbH ein 

Seniorenleitbild erstellen lassen2. Das Projekt „Aufbau von dualen Netzwerkstrukturen 

für Senioren in der Region Neumarkt“ besteht im Wesentlichen aus drei Teilen: Netz-

werkaufbau und Leitbildentwicklung, Erstellung eines „virtuellen“ Netzwerkes (im Inter-

net Möglichkeit, Bedürfnisse, Ideen oder Projekte öffentlich zu machen und Partner zu 

finden), Untersuchung kommunaler Versorgungsstrukturen. Dieses Seniorenleitbild des 

Landkreises Neumarkt i.d.OPf. wurde letztendlich 2006 durch den Kreistag des Land-

kreises Neumarkt für die Landkreiskommunen für verbindlich erklärt. 

Zur aktuellen Situation im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 2017/2018 hält die REGINA GmbH 

fest: 

Netzwerkarbeit und Leitbild: Als Ergebnis kann nach nunmehr 12 Jahren festgehalten 

werden, dass sich zwar etliche Netzwerke und Projekte in der realen Welt nach dem 

Muster dieses Seniorenleitbildes gebildet haben, wie zum Beispiel das regelmäßige 

halbjährliche Vernetzungstreffen der Seniorenbeauftragten und das Vernetzungstref-

fen der inzwischen bestehenden 15 Nachbarschaftshilfen und nachfolgend seit 2016 

auch die gemeinsamen Treffen dieser Gruppen.  

Internetplattform www.forumab50.de: Die andere Komponente „Plattform auf digitaler 

Ebene“ www.forumab50.de, konnte sich nicht durchsetzen und musste im Jahr 2017 

aufgegeben werden, da keine Ressourcen für die Koordination und Pflege verfügbar 

waren. 

                                                 
1  Die folgende Zusammenfassung basiert weitgehend auf der Darstellung der REGINA GmbH zur „Generationsüber-

greifende Agenda im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 2016-2018. 

2  Vgl. REGINA GmbH - Regionale Innovationsagentur Landkreis Neumarkt i.d.OPf. unter www.reginag-

mbh.de/downloads/Seniorenleitbild_Landkreis_Neumarkt_i.d.OPf.pdf 

http://www.forumab50.de/
http://www.forumab50.de/
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Netzwerke und andere Projekte:  Die Vernetzungstreffen für Seniorenbeauftragte wur-

den ab November 2010 von der REGINA GmbH, Regionale Innovationsagentur des 

Landkreises Neumarkt i.d.OPf., in einer neu geschaffenen Abteilung BENidO (Bürger-

schaftliches Engagement in Neumarkt i.d.OPf.) organisiert und durchgeführt. Ab April 

2015 wurden dann (nach dem Rückzug der Diözese Eichstätt aus diesem Bereich) auch 

die Vernetzungstreffen für die Nachbarschaftshilfen durch BENidO, REGINA GmbH, 

übernommen. Inzwischen werden die Vernetzungstreffen für beide Kreise - aufgrund 

der Überschneidungen - gemeinsam regelmäßig veranstaltet.  

Inzwischen wurde auch in jeder Landkreiskommune eine Seniorenbeauftragte/ein Se-

niorenbeauftragter und in zwei Kommunen zusätzlich ein Seniorenbeirat, der die oder 

den politischen Seniorenbeauftragten bei seiner Arbeit unterstützt, benannt bzw. ge-

wählt.  

Hauptinitiator und Träger der weiteren Entwicklung war die „Initiativgruppe Senioren-

leitbild“ (IGSler) , eine Personengruppe bestehend aus Seniorenbeauftragten aus den 

Landkreiskommunen des Landkreises Neumarkt i.d.OPf., interessierten Bürger, Fachleu-

ten aus der Pflege und dem Gesundheitswesen, angeleitet und moderiert von der RE-

GINA GmbH.  

Arbeitsschritte beim weiteren Vorgehen: Eine Kommunenbefragung, um den Ist-Zu-

stand zur Umsetzung des Seniorenleitbilds zu erkunden. Sie zeigte, dass zwar einige gute 

Ansätze in den Kommunen vorhanden sind, die sich verändernden Lebenssituationen 

der Senioren bei den politischen Entscheidungen berücksichtigen, aber eben auch 

viele Bedürfnisse (z. B. barrierefreie Wohnungen, Teilhabe und Weiterbildung der Seni-

oren) noch nicht zur Debatte standen bzw. teilweise dem Markt und der freien Wirt-

schaft (Infrastruktur) überlassen worden waren.  

Als weiteres Ergebnis der Recherchen der IGSler ergab sich, dass es für eine gesunde 

Dorf- und Stadtentwicklung unumgänglich ist, dass alle Generationen und „Kräfte“ ei-

ner Kommune in die Entwicklung der Zukunft einzubeziehen sind, auch um den Bedürf-

nissen der anderen Generationen (Generationensolidarität) gerecht zu werden. Unter-

stützt wird dieses Ergebnis vom 7. Altenbericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2017, 

der ausdrücklich auf diese generationsübergreifende Perspektive und die „Sorge und 

Mitverantwortung in der Kommune“ hinweist.3 Folgerichtig setzte man sich das Ziel, eine 

innovative Generationsübergreifende Agenda als Grundlage von Seniorenpolitik und 

regionaler Entwicklung zu entwerfen. Das Konzept war Grundlage für die Förderung 

des entsprechenden Projekts durch das Bayerische Staatsministerium der Finanzen, für 

Landesentwicklung und Heimat bei der REGINA GmbH unter Mitwirkung der IGSler und 

Grundlage für die Arbeit des Regionalzentrums für das Ehrenamt in der REGINA GmbH 

ab März 2016.  

                                                 
3  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2017): Sorge und Mitverantwortung in der Kommune. 

Erkenntnisse und Empfehlungen des Siebten Altenberichts. Auflage 17.03.2017. 
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Die Generationsübergreifende Agenda: Ausgangspunkt für die Erarbeitung der gene-

rationsübergreifenden Agenda war ein Expertenworkshop am 08.06.20164, in dem vor 

allem das thematische Feld gemeinsam mit Experten, Akteuren und Interessenten ab-

gesteckt und in Handlungsfelder gegliedert wurde. Sie dienten als Struktur der weiteren 

Diskussion in der Auftaktveranstaltung und den weiteren fünf öffentlichen Workshops. 

Wissenschaftlich begleitet wurde das Vorhaben durch Frau Prof. Dr. Doris Rosenkranz 

von der Simon-Ohm-Hochschule, Fachbereich Sozialwissenschaft und eine Bachelor-

arbeit mit dem Titel: „Der demografische Wandel in Deutschland und die Bedeutung 

der Generationenarbeit und -politik auf kommunaler Ebene“. Die Projektleitung lag bei 

Frau Karin Larsen-Lion, Regionalzentrum für das Ehrenamt bei der REGINA GmbH. 

Bei den Workshops wurden in einer ersten Arbeitseinheit in einer Stärken-Schwäche-

Analyse (SWOT-Methode) die aktuellen Stärken und Schwächen im Landkreis in den 

jeweiligen Handlungsfeldern ermittelt und dann zukünftige Chancen und Risiken erar-

beitet. In der zweiten Arbeitseinheit formulierten die Teilnehmer der Gruppen jeweils 

Ziele und Unterziele für die weitere Arbeit. Die dritte Arbeitseinheit diente der Entwick-

lung von Maßnahmen und Projekten (inkl. Zuständigkeiten). Thematisch orientierten 

sich die Workshops an folgenden Handlungsfeldern: 

Abbildung 1 Themenübersicht Workshops REGINA GmbH 

 
Quelle: REGINA GmbH - Regionale Innovationsagentur Landkreis Neumarkt i.d.OPf. (2019) 

 

                                                 
4  Fotodokumentation Workshop vom 08.06.0218 Generationsübergreifende Agenda, einzusehen bei der REGINA 

GmbH Neumarkt, Dr. Grundler-Str. 1, 92318 Neumarkt.  
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3.2 Vorgehen im Seniorenpolitischen Gesamtkonzept 

Wir schließen im vorliegenden Seniorenpolitischen Gesamtkonzept für den Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf. an die oben benannten Diskussionen an: Soweit sinnvoll, überneh-

men wir diese Gliederung und ergänzen sie durch weitere, u. E. wichtige Aspekte bzw. 

reduzieren das thematische Feld bei Bereichen, die für die seniorenpolitischen und 

pflegebedarfsplanerischen Themenschwerpunkte weniger relevant sind (z. B. den Be-

reich Wirtschaft und Arbeitsmarkt). Wir fügen der bisherigen Diskussion dabei zahlreiche 

weitere Belege aus unterschiedlichen Quellen und Erhebungen hinzu, ergänzen das 

bisher berücksichtigte Themenfeld und erweitern die Perspektive der Diskussion, wir ak-

tualisieren die Belege, stärken vielfach bereits vorgetragene Argumente, verweisen auf 

die Kongruenz unserer und bisheriger Diskussionsergebnisse und vervollständigen bzw. 

pointieren den bisherigen Maßnahmenkatalog (siehe auch Anhang REGINA Work-

shops). 

Grundsätzlich gilt für die Maßnahmen: In allen nachfolgend diskutierten Handlungsfel-

dern (Kapitel 5 bis 10) folgen auf die Darstellung der Situation im Landkreis Maßnah-

menvorschläge. Eine Reihe dieser Maßnahmen kann der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 

in eigener Regie angehen. Andere Maßnahmen fallen zentral in die Verantwortung der 

Kommunen im Landkreis. Wieder andere Maßnahmen können federführend nur von 

weiteren Akteuren initiiert werden. Maßnahmen, die von den Kommunen oder weite-

ren Akteuren umgesetzt werden können, haben Empfehlungscharakter. Die Entschei-

dungen über die Umsetzung der jeweiligen Maßnahmen obliegen selbstverständlich 

der einzelnen Kommune oder dem einzelnen Akteur, der angesprochen ist. Gerne ar-

beitet der Landkreis mit allen zusammen, die die Lebens- und Teilhabesituation im 

Landkreis – nicht nur für ältere Bürger- weiter verbessern wollen. 

Bezüglich der Formulierung der Maßnahmen ist zu berücksichtigen, dass diese meist als 

klare Aussagen formuliert sind, sie sind „deterministisch“ formuliert. Somit wurde ganz 

bewusst auf „könnte“, „sollte“ und „dürfte“ oder Konjunktiv verzichtet. Diese Art zu for-

mulieren ist Ausdruck der Überzeugung, dass die genannten Maßnahmen alle wichtige 

Schritte auf dem Weg zur Verbesserung der Lebens- und Teilhabesituation sind. Damit 

sind diese eben nicht optional zu sehen. Vorgegriffen werden soll durch diese Art zu 

formulieren nicht der jeweiligen haushaltswirksamen Einzelbeschlussfassung bzgl. der 

Maßnahmen durch die Kreistagsgremien oder der Realisierungsplanung durch die 

Kommunen oder weiterer Akteure. 

Teils sind die Maßnahmen sehr konkret und auf Einzelhandlungen bezogen, teils allge-

meiner formuliert. Bei allgemeiner Formulierung ist die Konkretisierungsleistung durch 

die Zuständigen wichtiger Bestandteil einer Maßnahme: Gestaltungsräume und ihre 

Konkretisierung sind eine normale im politischen und sozialen Alltag erforderliche Leis-

tung. Bei vielen Maßnahmen sind i. d. R. Zuständigkeiten benannt, vielfach Kooperati-

onen angeregt. Dies ist als Vorschlag zu verstehen und bedarf der Konkretisierung, Er-

probung, Ergänzung, gegebenenfalls – begründeter - Modifikation.  
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Natürlich werden viele Maßnahmen nicht innerhalb kurzer Zeit umzusetzen sein. Man-

che werden auch innerhalb von fünf Jahren nicht vollständig zu realisieren sein.5 Den-

noch kann bei allen Maßnahmen festgestellt werden, ob auf dem Weg zur Erreichung 

des Ziels bzw. der jeweiligen Maßnahmenumsetzung ein Fortschritt zu erzielen ist.  

In Kapitel 4 werden die Ergebnisse der demographischen Entwicklung des Landkreises 

Neumarkt i.d.OPf. und seiner Kommunen in einer kurzen Reanalyse dargestellt. Der Fo-

kus liegt dabei auf der Bevölkerungsentwicklung der älteren Generation. 

In Kapitel 5 bis 9 werden alle unterschiedlichen seniorenpolitischen Aspekte in zusam-

menfassenden thematischen Handlungsfelder im Landkreis dargestellt (alphabetisch) 

▪ Besondere Zielgruppen 

▪ Gesundheitliche Versorgung 

▪ Selbständiges Leben im Alter 

▪ Teilhabe und Engagement  

▪ Wohnen und örtliche Infrastruktur 

In Kapitel 10 werden die Auswertungen der Pflegebestandsanalysen und der erwarte-

ten Pflegebedarfe im Landkreis analysiert.  

In Kapitel 11 werden die gewonnenen Befunde schließlich zusammengefasst und das 

weitere Vorgehen im seniorenpolitischen Planungsprozess im Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. beschrieben. 

  

                                                 
5  Zielvorgaben von Planungsvorhaben können in der öffentlichen Haushalts- und Finanzwirtschaft, dem Manage-

ment usw. unterschiedliche Zeithorizonte haben: kurz-, mittel- und langfristig. Mittelfristige Ziele (taktisch) werden 

mit dem Zeitraum „bis zu 5 Jahren“ angegeben.   
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4 Die demographische Entwicklung als Herausforderung 

Der demographische Wandel beschreibt das Zusammentreffen zweier Phänomene: 

eine stark gestiegene Lebenserwartung und niedrige, unter dem Selbsterhaltungsni-

veau liegende Geburtenraten, wie sie in Deutschland seit Ende der 1960er Jahre kon-

stant vorherrschen. In der Folge altert unsere Gesellschaft, da mehr Menschen ein sehr 

hohes Alter erreichen und weniger junge Menschen nachkommen. Unsere Bevölke-

rung schrumpft, weil weniger Kinder zur Welt kommen als Menschen sterben. Und das 

seit fast 50 Jahren.  

Durch die hohen Zuwanderungen aus dem Ausland und den neuen Bundesländern 

hat man die Auswirkungen in Bayern erst spät zu spüren bekommen. Doch Stück für 

Stück müssen vor allem in ländlichen Regionen v. a. in Nordbayern immer mehr Pflege-

bedürftige versorgt und immer mehr Kindergartengruppen geschlossen werden. Aktu-

ell und in den nächsten Jahren, wenn die 1955 bis 1965 geborenen Baby-Boomer in 

den Ruhestand gehen, werden sich die Verhältnisse von älterer Generation zu erwerbs-

fähiger und jüngerer Generation sehr verändern – mit entsprechenden Auswirkungen 

auf Arbeitsmarkt, Gesellschaft und Privatwirtschaft. Da sich die demographische Ent-

wicklung nur langsam auf grundlegende Kursänderungen einstellt, können auch die 

Auswirkungen bis in die Mitte des 21. Jahrhunderts kaum mehr durch politische und 

gesellschaftliche Maßnahmen wie neue Anreizsysteme und Kinderbetreuungsmöglich-

keiten grundlegend geändert werden. Wir steuern somit auf eine Gesellschaft zu, in der 

nur noch halb so viele Kinder und Jugendliche leben wie heute und jeder zweite Er-

wachsene über 60 Jahre alt ist.  

Um den damit einhergehenden Herausforderungen in allen Lebensbereichen umfas-

send zu begegnen, legen deutschlandweit Städte, Landkreise und Kommunen Demo-

graphiekonzepte auf. In Bayern setzt man auch auf die Entwicklung und Umsetzung 

Seniorenpolitischer Gesamtkonzepte, die sowohl auf den Hilfe- und Unterstützungsbe-

darf einer größer werdenden Zahl älterer Menschen eingehen als auch vor allem auf 

deren Potentiale und Ressourcen. Denn eine sinnvolle und zukunftsfähige seniorenpo-

litische Planung muss berücksichtigen, dass die um zwei Drittel kleineren und deutlich 

mobileren Kindergenerationen nicht mehr im selben Ausmaß in der Lage sein werden, 

ihre Eltern finanziell bzw. durch persönliche Betreuung abzusichern, wie dies bis heute 

der Fall ist.  

Wir alle sind daher gefordert, sowohl unsere Zukunft als auch die unserer Eltern und 

Kinder so zu gestalten, dass der demographische Wandel keinen Verlust, sondern einen 

Gewinn an Lebensqualität bedeutet. 



DIE DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG ALS HERAUSFORDERUNG 

 

 14 

Bayern steht vor erheblichen demographischen Veränderungen – neben der landes-

weiten Alterung der Bevölkerung wird der Freistaat trotz der stark gestiegenen Zuwan-

derung aus der Europäischen Union sowie den arabischen und afrikanischen Krisen-

staaten weiterhin von unterschiedlichen regionalen Entwicklungspfaden geprägt sein.6  

Bayern als Ganzes wird nach den aktuellen Vorausberechnungsergebnissen des Bay-

erischen Landeamts für Statistik in 20 Jahren 13,5 Millionen Einwohner zählen, was ei-

nem Plus von 4,2 % entspricht Auf Kreisebene reicht die Spanne von 15,5 % Einwohner-

zuwachs im Landkreis Dachau bis hin zu 15,3 % Bevölkerungsrückgang im nördlichen 

Landkreis Wunsiedel im Fichtelgebirge.7 

Abbildung 2 Bevölkerungsentwicklung in den kreisfreien Städten und Landkreisen 

Bayerns 2016 bis 2036 in Prozent8 

 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnun-

gen für Bayern bis 2036 

 

Insbesondere die strukturschwächeren Grenzregionen hin zur Tschechischen Republik 

und zu den neuen Bundesländern werden deutliche Bevölkerungsverluste erleiden. In 

Schwaben und Altbayern finden sich mehr ‚stabile’ Städte und Landkreise, die sich 

mittelfristig zwar mit keinem schrumpfenden, aber dennoch alternden Einwohnerbe-

                                                 
6  Das Bayerische Landesamt für Statistik bietet in seinem „Demographie-Spiegel für Bayern“ nicht nur für Landkreise 

und kreisfreie Städte eine Bevölkerungsprognose an, sondern auch auf Gemeindeebene. Die aktuell vorliegende 

Berechnung für alle 71 Landkreise und 25 kreisfreien Städte geht vom Bevölkerungsbestand zum 31.12.2016 aus 

und rechnet die Bevölkerung bis ins Jahr 2036 voraus. Zur Vergleichbarkeit wird im Folgenden i.d.R. das Jahr 2016 

als Referenzjahr herangezogen. 

7  Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern bis 2036. De-

mographisches Profil, S. 12.  

8  Zur besseren Vergleichbarkeit werden die Kategorien des Landesamts für Statistik in erweiterter Form bei Abbil-

dung 11, Abbildung 12 und Abbildung 13 verwendet. 
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stand auseinandersetzen müssen. Nur die Metropolregion München kann auch in den 

nächsten zwanzig Jahren noch mit einem Zuwachs rechnen, sofern die wirtschaftlichen 

Bedingungen eine weitere Zuwanderung im gleichen Maße wie bisher begünstigen.  

Hinsichtlich ihrer individuellen Bevölkerungsentwicklung unterscheiden sich jedoch 

nicht nur Landkreise und kreisfreie Städte deutlich voneinander, sondern auch einzelne 

Kommunen oder Stadtteile. Insofern ist eine kleinteilige Bevölkerungsprognose, die de-

zidierte Aussagen bis auf Gemeinde- und Stadtteilebene herab erlaubt, ein sinnvoller 

Bestandteil nachhaltiger sozialpolitischer Planungsprozesse. 

4.1 Bevölkerungszusammensetzung und Altersindikatoren 

4.1.1 Natürliche Bevölkerungsentwicklung und Wanderungen 

Die Entwicklung der Sterbefälle und Geburten folgt im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. in 

den zurückliegenden Jahren dem allgemeinen Trend: Die Zahl der Sterbefälle über-

steigt die Zahl der Geburten, was einen natürlichen Bevölkerungsverlust von ca. 165 

Personen pro Jahr in der letzten Dekade bewirkt.  

Abbildung 3 Natürliche Bevölkerungsentwicklung 2007-2016 Landkreis NM 

 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Statistik der Sterbefälle und Geburten. Landkreis 

Neumarkt; Graphik: BASIS-Institut (2018). 

 

Die Betrachtung der Wanderungen nach den Daten des Landesamts für Statistik im 

Zeitraum 2007 bis 2016 zeigt, dass der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. in den letzten Jahren 
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durch Wanderungsbewegungen Einwohner gewinnen konnte, was die natürliche ne-

gative Bevölkerungsentwicklung auffangen konnte. Besonders ab 2011 übersteigen 

die Zuzüge die Fortzüge im Landkreis. Insgesamt gesehen ist der Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. ein wachsender Landkreis.  

Abbildung 4 Wanderungen 2007-2016 Landkreis NM 

 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Statistik der Zu- und Fortzüge. Landkreis Neu-

markt; Graphik: BASIS-Institut (2018). 

 

Um den Anspruch der kommunalen Einzelbetrachtung zu erfüllen und eventuell räum-

liche Muster in der Bevölkerungsstruktur zu erkennen, ist eine kleinräumigere Differen-

zierung als auf Landkreisebene angezeigt. Hierzu liefern Informationen zur Alterszusam-

mensetzung in den Kommunen verschiedene demographische Indikatoren, die eine 

noch genauere Analyse der Bevölkerungszusammensetzung eines Gebietes ermögli-

chen. Im Folgenden werden einige Indikatoren dargestellt, die eine Bewertung der Be-

völkerungszusammensetzung erleichtern sollen.  
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4.1.2 Durchschnittsalter  

Das Durchschnittsalter gibt Aufschluss über die Alterung der Bewohnerschaft eines Ge-

biets und wird berechnet über die Summe aller Lebensalter geteilt durch die Anzahl 

der Personen in der Kommune. Für den gesamten Landkreis Neumarkt i.d.OPf. betrug 

das Durchschnittsalter im Jahr 2016 43,2 Jahre.  

Unter Berücksichtigung der kommunalen Maßstabsebene9 zeigen sich allerdings zum 

Teil Abweichungen in den 19 Gemeinden des Landkreises im Vergleich zum Durch-

schnittsalter im Gesamtlandkreis. Die Werte des Durchschnittsalters reichen von unter 

40 Jahren in Berngau (39,9) bis zu über 44Jahren (44,1) in Pyrbaum.  

Abbildung 5 Durchschnittsalter 2016  

 

 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): GENESIS Datenbank; Graphik: BASIS-Institut 

(2018) 

  

                                                 
9  Die Werte der Vorausberechnungen aus den demographischen Profilen der Kommunen beziehen sich auf die 

Jahre 2014 bis 2028. Die Werte der aktuellen Daten (2016) stammen aus den Datenbanken des Landesamts für 

Statistik.  
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4.1.3 Altenquotient 

Der Altenquotient gibt das statistische Verhältnis des Anteils der Bevölkerung an, der 

nicht mehr im erwerbsfähigen Alter zum Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Al-

ter. Zur Berechnung des Altenquotienten (bzw. des Jugendquotienten oder auch bei 

der Einteilung der „Erwerbsbevölkerung“) gibt es unterschiedliche Definitionen der Al-

tersgrenzen. Die verwendeten Grenzen (z. B. bei den noch nicht Erwerbsfähigen die 

Altersgrenze bis unter 15 oder bis unter 20 Jahre) sollten entsprechend immer kenntlich 

gemacht werden.  

Das Statistische Landesamt berechnet z. B. den Altenquotienten mit der Altersgrenze 

65 Jahre. Bei dieser Altersgrenze 65 Jahre (statt z.B. 60 Jahre) muss man den Effekt be-

rücksichtigen, dass die Ergebnisse zu Gunsten einer etwas weniger dramatischen Dar-

stellung der Gegebenheiten verändert werden: Zwar wurde die gesetzliche Alters-

grenze für die Regelaltersrente auf 65 bzw. für jüngere Jahrgänge auf 67 Jahre festge-

legt, das tatsächliche Renteneintrittsalter liegt allerdings weiterhin niedriger. Trotz stei-

genden Renteneintrittsalters in den letzten Jahren liegt nach der Rentenzugangsstatis-

tik der Deutschen Rentenversicherungen das durchschnittliche Eintrittsalter in Deutsch-

land noch weit unter 65 Jahren, aktuell bei unter 62 Jahren.10 

Der Altenquotient fungiert als Indikator für die Überalterung einer Gesellschaft ebenso 

wie als Index ihrer Leistungsfähigkeit. Die erwerbsfähige Bevölkerung investiert nicht nur 

in die Zukunft ihrer Kinder, sie kommt im Rahmen des Generationenvertrags auch für 

die Rente der älteren Bevölkerung auf. Diese Form der Belastung wird ebenfalls durch 

den Altenquotienten gemessen.  

Für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. liegt dieser Indikator im Jahr 2016 bei einem Wert 

von 0,30, es kommen also 30 Ältere auf 100 Erwerbsfähige. Er war somit geringer als der 

bayerische Wert von 0,33. Im Landkreis kommen also etwas weniger ältere Menschen 

auf 100 Erwerbsfähige als im bayerischen Durchschnitt.  

                                                 
10  Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund (2017): Statistik der Deutschen Rentenversicherung in Zahlen 2017, S. 68.  
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Abbildung 6 Altenquotient 2016  

  
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): GENESIS Datenbank; Graphik: BASIS-Institut 

(2018) 

 

Auf kommunaler Maßstabsebene werden wiederum erhebliche Schwankungen deut-

lich und eine Spannweite der Werte von 0,16 erreicht. Zu den in diesem Sinne am stärks-

ten „belasteten“ Kommunen gehören Neumarkt (0,35), Postbauer-Heng (0,33), 

Pyrbaum (0,34) und Hohenfels (0,31), die alle über dem Landkreisschnitt liegen. 

4.1.4 Jugendquotient 

Der Jugendquotient gibt das Verhältnis von der Anzahl "junger" Menschen, die noch 

nicht im erwerbsfähigem Alter sind (jünger als 20 Jahre) zu der Anzahl von Menschen 

im erwerbsfähigen Alter (20 bis 64 Jahre) an. Aufgrund der seit dem 20. Jahrhundert 

anhaltenden demographischen Veränderung in Deutschland tritt eine Überalterung 

auf, die den Jugendquotienten stetig absinken und den Altenquotienten steigen lässt.  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. liegt der Jugendquotient bei 0,32, es kommen also 32 

jüngere Personen auf 100 Personen im Erwerbsalter. Der Landkreis liegt damit über dem 

bayerischen Durchschnitt von 0,30. Der Jugendquotient ist ein Indikator der Zukunftsfä-

higkeit einer Kommune: Je niedriger der Quotient liegt, umso weniger junge Menschen 
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wachsen im Verhältnis zur erwerbsfähigen Bevölkerung heran. Er kann daher u.a. rele-

vant für (potenzielle) Arbeitgeber in der Region sein, die Nachwuchskräfte benötigen 

und dies bei ihrer Standortentscheidung berücksichtigen.  

Abbildung 7 Jugendquotient 2016  

  
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): GENESIS Datenbank; Graphik: BASIS-Institut 

(2018) 

 

Zu den in diesem Sinne „jüngeren“ Kommunen zählt vor allem Berngau mit 38 jüngeren 

Personen auf 100 im Erwerbsalter und Pilsach (0,37), Postbauer-Heng (0,35) und 

Lupburg (0,35). 
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4.1.5 Gesamtquotient 

Der Jugend- und der Altenquotient beschreiben Teilaspekte der Veränderung der Al-

tersstruktur, die im Gesamtquotienten11 miteinander verbunden werden.  

Der Gesamtquotient beschreibt das Verhältnis der Bevölkerungsanteile, die üblicher-

weise nicht im Erwerbsleben stehen, zu den Bevölkerungsanteilen im Erwerbsalter: Das 

Verhältnis von also potenziell Abhängigen (jüngere und ältere Bevölkerung) zu poten-

ziell Erwerbsfähigen liegt im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. aktuell bei 0,62, d. h. 62 poten-

ziell abhängige Personen kommen auf 100 potenziell erwerbsfähige Personen, damit 

liegt der Landkreis genau im oberpfälzischen Bereich (0,62). 

Tabelle 1 Übersicht Altersindikatoren 2016 

  Jugendquotient Altenquotient Gesamtquotient 

Berching 0,32 0,30 0,62 

Berg b.Neumarkt 0,34 0,28 0,62 

Berngau 0,38 0,22 0,60 

Breitenbrunn 0,33 0,29 0,62 

Deining 0,34 0,26 0,60 

Dietfurt 0,31 0,29 0,60 

Freystadt 0,34 0,25 0,59 

Hohenfels 0,30 0,31 0,61 

Lauterhofen 0,30 0,29 0,59 

Lupburg 0,35 0,26 0,61 

Mühlhausen 0,31 0,27 0,58 

Neumarkt 0,29 0,35 0,64 

Parsberg 0,30 0,27 0,57 

Pilsach 0,37 0,24 0,61 

Postbauer-Heng 0,35 0,33 0,68 

Pyrbaum 0,34 0,34 0,68 

Sengenthal 0,24 0,19 0,42 

Seubersdorf 0,34 0,26 0,60 

Velburg 0,34 0,28 0,62 

Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 0,32 0,30 0,62 

Oberpfalz 0,30 0,32 0,62 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): GENESIS Datenbank 

 

Hier zeigt sich, dass die Kommunen Postbauer-Heng und Pyrbaum mit 68 potenziell Ab-

hängigen (jüngere und ältere Bevölkerung) zu 100 potenziell Erwerbsfähigen die Spit-

zen bilden und z. B. die Kommune Sengenthal mit 42 potenziell Abhängigen zu 100 

potenziell Erwerbsfähigen weit unter dem Landkreisdurchschnitt rangiert.  

                                                 
11  Der Gesamtquotienten beschreibt die demographische Komponente der Belastung, nicht jedoch unbedingt de-

ren reales Bild, da sich die Erwerbstätigen deutlich von den Personen im Erwerbsalter unterscheiden können, z. B. 

weil sie sich noch in Ausbildung/Studium befinden, Hausfrauen/-männer oder erwerbslos bzw. Empfänger von Ru-

hegehalt/Kapitalerträgen sind oder aus sonstigen Gründen keiner Erwerbstätigkeit nachgehen. 
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4.1.6 Billeter-Maß  

Um auch die zukünftige natürliche Bevölkerungsentwicklung und die damit verbunde-

nen demographischen Entwicklungsmöglichkeiten abschätzen zu können, wird das Bil-

leter-Maß herangezogen. Das Billeter-Maß drückt das Verhältnis der Differenz zwischen 

Kinder- und der Großelterngeneration zur Elterngeneration aus, d. h. es setzt die “vor-

reproduktiven“ (0 bis unter 15 Jahre) und die “nachreproduktiven“ (50 Jahre und älter) 

Altersstufen einer Bevölkerung in Beziehung zu den “reproduktiven“ Jahrgängen (15 bis 

unter 50 Jahre), um ausgehend von der aktuellen Bevölkerungsstruktur Wachstumspo-

tentiale bzw. Schrumpfungsrisiken zu identifizieren. Da die Geburtenraten der meisten 

westlichen Industrienationen unter dem Ersatzniveau liegen, sind diese mit schrumpfen-

den Populationen konfrontiert, was das Billeter-Maß durch negative Werte anzeigt. Die 

Fachliteratur stellt diesen Index als eines der brauchbarsten Maße zur Quantifizierung 

demographischer Alterung heraus, nicht zuletzt, weil in dessen Berechnung alle Bevöl-

kerungsgruppen einfließen. 

Da die Anzahl der Personen über 50 Jahre, die der Personen unter 15 Jahre deutlich 

übersteigt, ist das Billeter-Maß für alle Kommunen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. (deut-

lich) negativ. Dies ist typisch für nahezu alle westlichen Industrienationen und drückt 

aus, dass die Geburtenraten weit unter dem Reproduktionsniveau von in etwa 2,1 Ge-

burten pro Frau liegen. Für den gesamten Landkreis beträgt das Billeter-Maß -0,64, das 

entspricht dem bayerischen Durchschnitt (0,64) und ist etwas besser als der oberpfälzi-

sche Wert (-0,67). 

Ein Blick auf die Karte zeigt, dass z. B. die Kommune Berngau mit -0,40 ein deutlich po-

sitiver zu bewertendes Billeter-Maß vorweisen kann als z. B. die Nachbar-Kommunen 

Postbauer-Heng (-0,65) und Neumarkt (-0,76) oder auch Hohenfels (-0,70) und Lauter-

hofen (-0,66).  
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Abbildung 8 Billeter-Maß 2016 

  
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): GENESIS Datenbank; Graphik: BASIS-Institut 

(2018) 

 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Kommunen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. un-

terschiedlich vom demographischen Wandel betroffen sind und sich auf die aus der 

Altersstruktur resultierenden Herausforderungen (und Chancen) einstellen müssen. 

Umso deutlicher wird dies im nächsten Kapitel, in dem die Bevölkerungsentwicklung für 

die gesamte Bevölkerung sowie für drei bedeutende Altersklassen beschrieben wird. 
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4.2 Bevölkerungsentwicklung 

Der gesamte Landkreis Neumarkt i.d.OPf. wird ausgehend vom Jahr 2016 bis zum Jahr 

2036 laut den Prognosen des Statistischen Landesamtes einen Bevölkerungszuwachs 

von ca. 5 % erfahren und zählt somit zu den wachsenden Landkreisen im Freistaat. Al-

lerdings setzt sich im Landkreis Neumarkt i.d.OPf trotz des Wachstums die Bevölkerungs-

alterung stetig fort. 

Abbildung 9 Veränderung der Einwohner im Landkreis NM 2016-2036 

 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung 

für Bayern bis 2036. Demographisches Profil. Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

Die Bevölkerung im Alter 65plus wird in den nächsten zwanzig Jahren im Landkreis Neu-

markt i.d.OPf. deutlich um fast 60 % zunehmen. Diese Veränderungen zeigen sich auch 

vor allem im Anstieg der Alten- und Gesamtquotienten, während der Jugendquotient 

auf Landkreisebene eher konstant bleibt: Der Altenquotient steigt von 0,30 auf 0,52, es 

kommen dann also 52 ältere Personen auf 100 Erwerbsfähige.  
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Abbildung 10 Altersindikatoren Landkreis NM 2016 und 2036 

  
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung 

für Bayern bis 2036. Demographisches Profil. Graphik: BASIS-Institut (2016) 

 

Aber auch kleinräumig betrachtet gibt es in der demographischen Entwicklung erheb-

liche Unterschiede im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. Auf diese wird im Folgenden einge-

gangen, dabei können die Daten als Vergleichswerte bis zum Jahr 2028 herangezogen 

werden.12 

  

                                                 
12  Bis 2028 liegen für die Kommunen unter und über 5.000 Einwohnern Vergleichsdaten vor. Diese beruhen auf den 

letzten Fortschreibungen 2014 und haben die zuzugsstarken Jahre 2015/2016 auf kommunaler Ebene noch nicht 

berücksichtigt. Wie oben bereits erwähnt, ist es bei kleinen Einheiten methodisch schwieriger, Bevölkerungsvoraus-

berechnungen umzusetzen, da im Gegensatz zu großen Bevölkerungsaggregaten zufallsbedingte Schwankungen 

in den Parametern Fertilität, Mortalität und Wanderungen einen größeren Einfluss auf die Entwicklung der Bevölke-

rungszahl haben. Das Bayerische Landesamt für Statistik betont aber, dass die konkrete Anwendung und Beurtei-

lung der Daten dem Nutzer überlassen bleibt. Vor Ort sind die spezifischen Faktoren (z. B. zukünftig erhöhte Zuzüge 

durch Betriebsansiedlungen, Ankunft von Schutzsuchenden, vermehrte Fortzüge wegen fehlender Infrastruktur 

oder Arbeitsplatzmangel) besser bekannt.   
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4.2.1 Bevölkerungsentwicklung insgesamt 

Legt man die Kategorien der Veränderung des Bayerischen Landesamts für Statistik zu 

Grunde (vgl. Abbildung 2), ergeben sich für den Landkreis Neumarkt folgende Zuord-

nungen der 19 Kommunen: 11 Kommunen erweisen sich als „stabil“, 6 Kommunen wei-

sen ein zunehmendes, eine Kommune (Parsberg mit 9 %) ein stark zunehmendes 

Wachstum auf. Lediglich in einer Kommune (Lauterhofen -3 %) nimmt die Bevölkerung 

ab. 

Abbildung 11 Bevölkerungsentwicklung insgesamt bis 2028  

  
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2016): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profil für alle bayerischen Gemeinden; Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

Insgesamt ist die Bevölkerungsentwicklung im Landkreis, gerade auch in den ländli-

chen Bereichen, beim Blick auf die Gesamtbevölkerung positiv zu beurteilen. Allerdings 

ergeben sich durchaus große Unterschiede bei der Betrachtung der Bevölkerungsent-

wicklung nach Altersklassen. 
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4.2.2 Bevölkerungsentwicklung nach Altersklassen  

Unter Vergegenwärtigung der Bevölkerungsentwicklung der unter 18-Jährigen wird 

schnell deutlich, dass hier eine wesentlich negativere Prognose gestellt werden muss: 

Lediglich die Kommune Sengenthal (17 %) weist in dieser Altersklasse ein starkes Wachs-

tum auf. Der Großteil der Kommunen ist von einer Schrumpfung der jüngeren Bevölke-

rung betroffen, am stärksten die Kommunen Hohenfels (-17 %) und Velburg (-21 %).  

Zu prüfen bleibt, welche Konsequenzen diese Entwicklung für die Infrastruktur und an-

dere auf Kinder und Jugendliche bezogene Einrichtungen und Institutionen in diesen 

Kommunen haben wird.  

Abbildung 12 Bevölkerungsentwicklung unter 18-Jährige bis 2028  

  

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2016): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profil für alle bayerischen Gemeinden; Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Betrachtung der Bevölkerungsentwicklung der 18 

bis unter 65-Jährigen, d. h. der für den Arbeitsmarkt der Region wichtigen Bevölkerung 

im erwerbsfähigen Alter: 5 Kommunen im Landkreis liegen hier im stabilen Bereich, 12 

Kommunen verlieren Einwohner in dieser Altersgruppe, 5 sogar sehr stark (am stärksten 

Seubersdorf und Velburg mit -11 %). 
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Abbildung 13 Bevölkerungsentwicklung 18- bis unter 65-Jährige bis 2028 

  

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2016): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profil für alle bayerischen Gemeinden; Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

Die mit Abstand am stärksten wachsende Altersklasse im Landkreis ist, wie oben er-

wähnt (vgl. Abbildung 9) mit einem Zuwachs von 58 % bis zum Jahr 2036 die der über 

65-Jährigen.  

An dieser Stelle machen die Klassierungen der Ergebnisse der Berechnungen des bay-

erischen Landesamtes für Statistik keinen Sinn mehr, da die in dieser Altersklasse am 

wenigsten wachsende Marktgemeinde Hohenfels mit 12,5 % bereits sehr stark zunimmt. 

Die Spannweite reicht mit der Gemeinde Berngau sogar bis zu 67 % Zuwachs bei der 

Bevölkerung 65plus.  
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Abbildung 14 Bevölkerungsentwicklung 65-Jährige und älter bis 2028  

  

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2016): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profil für alle bayerischen Gemeinden; Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

4.3 Partnerschaft und Familie  

4.3.1 Familienstand 

Die Familie stellt eine wichtige soziale Institution gegenseitiger Hilfe und Unterstützung 

dar. Sie erbringt als engere generationenübergreifende Verwandtschaftsgruppe Erzie-

hungsleistungen gegenüber ihren Kindern sowie Fürsorgeleistungen gegenüber schutz-

bedürftigen Familienangehörigen (z. B. im Heranwachsen, im Alter, bei Krankheit). Ihr 

zugrunde liegt im Idealfall eine enge, verbindliche und dauerhafte Lebensgemein-

schaft13, die die familialen Aufgaben auf ihren Schultern verteilt und gemeinsam haus-

haltet. Sich wandelnde gesellschaftliche Strukturen, Wertvorstellungen und Lebensent-

                                                 
13  Laut Statistischem Bundesamt sind knapp 68 % aller deutschen Eltern mit mindestens einem minderjährigen Kind 

verheiratet, ca. 8 % leben in einer nicht-ehelichen oder gleichgeschlechtlichen Partnerschaft, ca. 24 % sind allein-

erziehend (vgl. Statistisches Bundesamt- Destatis (2015): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Haushalte und Familien. 

Ergebnisse des Mikrozensus 2014. Fachserie 1 Reihe 3.)   
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würfe führen jedoch dazu, dass viele Elternteile gemeinsame Kinder nach einer Schei-

dung alleine erziehen oder kinderlose Singles im Alter auf sich allein gestellt sind. Zudem 

entwickeln viele Menschen nach dem Tod des Partners, insbesondere bei Kinderlosig-

keit, Hilfebedarfe.  

Deutschlandweit sind laut dem DEAS mehr als 70 % der 55 bis 69-Jährigen und immerhin 

noch etwa 64 % der 70 bis 85-Jährigen verheiratet.14 Von ländlichen Regionen wird all-

gemeinhin angenommen, dass der familiäre Zusammenhalt stärker ausgeprägt ist als 

in städtischen Gegenden.  

Der Anteil der Ledigen und Verwitweten an den 65-Jährigen und Älteren ist ein Indika-

tor für die Gefahr des Alleinseins im Alter und um die soziale Belastung durch fehlende 

partnerschaftliche und familiale Beziehungen zu messen: Innerhalb dieser älteren 

Gruppe sind im Landkreis Neumarkt 28 % verwitwet und 5 % ledig. Ferner zeigt sich eine 

höhere Scheidungsrate bei den jüngeren Altersgruppen, die untermauert, dass in Zu-

kunft zunehmend Geschiedene auch bei den Älteren vorkommen werden (vgl. Abbil-

dung 15).15 Es muss also festgehalten werden, dass mit steigendem Alter die Zahl der 

Singles zunimmt und zukünftig aufgrund des sozialen Wandels auch verstärkt Geschie-

dene und Getrenntlebende die Familiensituation der älteren Generation bestimmen 

werden. 

Abbildung 15 Anteil Familienstand in den Altersgruppen Landkreis NM 

 
Quelle: Landesamt für Statistik (2018); Graphik: BASIS-Institut (2018).  

                                                 
14  Deutsches Zentrum für Altersfragen (2016): Altern im Wandel: Zwei Jahrzehnte Deutscher Alterssurvey (DEAS), 

S. 214.  

15  Landesamt für Statistik (2018); Bevölkerung: Kreise, Familienstand, Altersgruppen, Stichtag: 31.12.2017. 
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4.3.2 (Töchter-)Pflegepotential 

Da auch immer mehr Menschen im Alter alleinstehend sind oder aus anderen Gründen 

nicht auf familiäre Hilfe zurückgreifen können (oder wollen), ist der demographische 

Wandel auch bezüglich der Pflege und der Selbständigkeit im Alter als zentrale Heraus-

forderung für die Veränderung der Familien- und damit Pflegestrukturen zu nennen. Da 

aktuell immer noch hauptsächlich Frauen sowohl beruflich als auch privat Altenpflege-

aufgaben übernehmen, berechnet man in der Demographieforschung das Pflegepo-

tential einer Gesellschaft durch Gegenüberstellung der Zahl der 45 bis 60- jährigen 

Frauen und der Zahl der über 65-Jährigen.  

Es liegt für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 2016 bei einem Wert von 0,66 - auf 100 über 

65-Jährige kommen also 66 potentielle Pflegekräfte aus der Töchtergeneration. Damit 

liegt der Landkreis höher als der bayernweite Durchschnitt von 0,58. 

Abbildung 16 (Töchter-)Pflegepotential 2016  

  
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): GENESIS Datenbank; Graphik BASIS-Institut (2018) 

 

In den Kommunen zeigen sich hier große Schwankungen: In der Stadt Neumarkt kom-

men z. B. 57 potentielle Pflegekräfte aus der Töchtergeneration auf 100 über 65-Jäh-
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rige, während die Gemeinde Berngau mit 91 potentiellen Pflegekräften aus der Töch-

tergeneration zu 100 65-Jährigen theoretisch fast eine zahlenmäßige Deckung der po-

tentiellem Pflegekräfte zu den potentiell zu Pflegenden aufweist. 

Zu beachten ist, dass diese Pflegepotential-Berechnung lediglich als Ersatz dienen 

kann. Valider wäre eine Erhebung, wie viele Ältere im Landkreis auf Pflege und Unter-

stützung in der Verwandtschaft oder anderen sozialen Gruppen zurückgreifen (kön-

nen): Aussagen z. B. zu Unterstützungs- und Familienstruktur oder auch zum Pflegepo-

tenzial/Erreichbarkeit von Angehörigen usw. können erfahrungsgemäß nur durch z. B. 

Befragungen der BürgerInnen ermittelt werden, diese liegen aktuell nicht vor.  

4.4 Soziale Intervention 

4.4.1 Arbeitslosigkeit (im Alter) und SGB II Bezug 

Einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, stellt für den Großteil der Bevölkerung in Deutsch-

land einen wichtigen Aspekt des alltäglichen Lebens dar. Nicht nur aus finanziellen 

Gründen, sondern auch aus sozialen und psychologischen Gründen wird die Teilhabe 

am Arbeitsmarkt angestrebt. Im Jahr 2017 wird der Bestand an Arbeitslosen im Land-

kreis Neumarkt i.d.OPf. mit 1.404 Personen ausgegeben.16  

Betrachtet man die Zahl der Arbeitslosen nach den Rechtskreisen SGB II und SGB III im 

Landkreis Neumarkt zu den Beschäftigten am jeweiligen Wohnort17 (Daten Juni 201718), 

ergibt sich für den Landkreises Neumarkt eine Arbeitslosenrelation von 2,2 %, nach 

Kommunen zwischen 0,9 % (Berngau) und 2,8 % (Neumarkt). 

                                                 
16  Bundesagentur für Arbeit (2018): Arbeitsmarkt in Zahlen – Arbeitsmarktstatistik. Arbeitslose nach Gemeinden. Jah-

reszahlen 2017. 

17  Der Wohnort des Beschäftigten wird den vom Arbeitgeber zu erstattenden Meldungen zur Sozialversicherung ent-

nommen, wobei aus Postleitzahl und verbaler Ortsbezeichnung der amtliche Gemeindeschlüssel und die Dienst-

stellen-Nummer der BA ermittelt und zur Versicherungsnummer abgespeichert werden. Die aktuelle Anschrift ist 

vom Arbeitgeber bei jeder Anmeldung mitzuteilen, eine Änderung der Anschrift wird im Rahmen des Meldever-

fahrens von den Meldebehörden mitgeteilt.  

18  Die Bundesagentur für Arbeit hat in ihrer 2018 veröffentlichten kommunalen Beschäftigungs- und Arbeitsmarktsta-

tistik für die Beschäftigungsstatistik den Gebietsstand Juni 2017 ausgewiesen, deswegen wird zur Berechnung der 

Arbeitslosenrelation aus dem Arbeitsmarkt in Zahlen - Arbeitslose nach Gemeinden ebenfalls der Gebietsstand 

Juni 2017 berücksichtigt.  
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Abbildung 17 Arbeitslosenrelation  

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2018); Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

Besonders für ältere Menschen oder Langzeitarbeitslose gestaltet sich die Arbeitssuche 

auf dem Arbeitsmarkt schwieriger, ältere Personen über 55 Jahre haben zwar generell 

ein deutlich geringeres Risiko erwerbslos zu werden, jedoch sind ihre Chancen aus der 

Arbeitslosigkeit wieder herauszukommen auch geringer. In Bezug auf das Alter der Be-

troffenen und die Dauer der Langzeiterwerbslosigkeit schneidet Deutschland im EU-

Vergleich schlecht ab: Mehr als ein Viertel der deutschen Langzeitarbeitslosen (26 %) 

ist älter als 55 Jahre, was eine doppelt so hohe Quote wie im EU-Vergleich (13 %) be-

deutet.19  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. liegt der Anteil der älteren Arbeitslosen (55 Jahre und 

älter) an allen Arbeitslosen bei 26 %, d. h. ein Viertel der Menschen ohne Arbeit gehören 

der älteren Generation an.20 Am höchsten ist der Anteil in der Gemeinde Pilsach, hier 

sind 4 von 10 Arbeitslosen aus der Generation 55plus.  

                                                 
19  Bertelsmann-Stiftung (2016): Langzeitarbeitslosigkeit im europäischen Vergleich, S. 4. 

20  Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2018): Arbeitsmarkt kommunal – Gebietsstand im Jahr 2017. 
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Abbildung 18 Anteil der älteren Arbeitslosen an allen Arbeitslosen  

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2018); Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

In den Jahreszahlen 2017 waren 31 % aller Arbeitslosen im Landkreis dem Bereich des 

SGB II („Hartz IV“) zugeordnet, d. h. ca. für fast ein Drittel der Arbeitslosen im Landkreis 

ist nicht die Absicherung durch die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld der Regel-

fall, sondern das fürsorgeförmige, bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslosengeld II und die Be-

treuung durch die Jobcenter. Spitzenreiter ist hier die Stadt Neumarkt mit einem Anteil 

von 40 %, während z. B. Pilsach (4,5 %) und Berngau (6,7 %) die niedrigsten Werte erzie-

len (ohne Abb.).21 

  

                                                 
21  Bundesagentur für Arbeit (2018): Arbeitsmarkt in Zahlen – Arbeitsmarktstatistik. Arbeitslose nach Gemeinden. Jah-

reszahlen 2017. 
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4.4.2 Grundsicherung im Alter/bei Erwerbsminderung – Hilfe zum Lebensunterhalt  

Die Grundsicherung ist keine Rentenart, sondern eine Sozialleistung, die aus Steuermit-

teln finanziert wird. Im Alter und bei Erwerbsminderung haben Personen Anspruch, 

wenn ihre Rente zusammen mit eventuell weiteren Einkommen nicht für den Lebens-

unterhalt ausreicht. Dadurch wird die Zahlung von Sozialhilfe vermieden und anders als 

bei der Sozialhilfe bleibt das Einkommen der Kinder oder Eltern unangetastet.22 In 

Deutschland haben Ende 2017 knapp 1.059.000 Personen ab 18 Jahren Leistungen der 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII bezogen, ca. 

52 % (rund 544.000) davon hatten die Altersgrenze erreicht und erhielten somit Grund-

sicherung im Alter.23 Seit der Einführung der Grundsicherung (2003) hat sich allein inner-

halb einer Dekade der Empfängerkreis der Grundsicherung im Alter im Grunde verdop-

pelt (Anstieg um 98 %).24 

Bezieht man die Grundsicherungsempfänger auf die jeweilige Bevölkerungsgruppe 

zeigt sich, dass die Grundsicherungsquote mit 3,1 % (Regelaltersgrenze und älter) und 

1,0 (18 Jahre bis unter der Regelaltersgrenze) zwar niedrig liegt, allerdings in den letzten 

Jahren relativ kontinuierlich gestiegen ist. 

Abbildung 19 Empfängerquoten von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung Deutschland  

 
Quelle: Institut Arbeit und Qualifikation der Universität Duisburg-Essen (2017): Sozialpolitik aktuell in 

Deutschland.  

                                                 
22  Vgl. Deutsche Rentenversicherung (2018): Die Grundsicherung. Hilfe für Rentner (12. Auflage (1/2018), Nr. 102). 

Oder auch: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2017): SOZIALHILFE und Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung.  

23  Altersgrenzen nach § 41 Absatz 2 SGB XII. Statistisches Bundesamt (2018): 1 059 000 Empfänger von Grundsiche-

rung im Alter und bei Erwerbsminderung im Dezember 2017. Pressemitteilung Nr. 114 vom 28.03.2018. 

24  Bundeszentrale für politische Bildung (2016): Dossier: Rentenpolitik. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung, unter http://www.bpb.de/politik/innenpolitik/rentenpolitik/228172/grundsicherung. 
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Im Landkreis Neumarkt werden zum Stichtag 1.034 Fälle von Personen mit Grundsiche-

rung im Alter und bei Erwerbsminderung ausgewiesen25, das entspricht einer Lastquote 

auf 1.000 Einwohnern im Alter 18 Jahre und älter von 9,5. Der durchschnittliche rechtli-

che Bruttobedarf von Empfängern von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-

derung liegt aktuell in Bayern bei 781 Euro p.M., der Nettobedarf bei 488 Euro.26  

Die Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) ist eine bedarfsorientierte soziale Leistung zur Si-

cherstellung des soziokulturellen Existenzminimums, gesetzlich geregelt im dritten Kapi-

tel des SGB XII. Sie bildet neben dem Arbeitslosengeld II (SGB II; Hartz IV) und der Grund-

sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Kap. 4 SGB XII) die unterste Ebene im 

Netz der sozialen Sicherung. Im Landkreis waren zum Stichtag 649 Personen HLU-Emp-

fänger, das entspricht einer Lastquote von 6 auf 1.000 Einwohner im Alter 18 Jahre und 

älter. 

Tabelle 2 Empfänger Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung und Hilfen 

zum Lebensunterhalt auf 1.000 EW 18 Jahre und älter27 

Kommune 
Lastquote HLU 

 auf 1.000 EW 18plus 

Lastquote Grundsicherung im Alter 

und bei Erwerbsminderung 

 auf 1.000 EW 18plus 

Berching 21,8 24,0 

Berg b.Neumarkt 1,9 3,7 

Berngau * 1,5 

Breitenbrunn 8,9 9,6 

Deining 1,9 2,7 

Dietfurt 2,2 3,6 

Freystadt 1,9 4,1 

Hohenfels 3,3 3,3 

Lauterhofen 51,1 51,1 

Lupburg 2,6 4,2 

Mühlhausen 1,5 5,3 

Neumarkt 4,5 11,4 

Parsberg 6,4 9,0 

Pilsach * 2,6 

Postbauer-Heng 6,1 9,5 

Pyrbaum 1,5 4,9 

Sengenthal * 2,0 

Seubersdorf 1,0 4,1 

Velburg 1,8 3,2 

LK Neumarkt 6,0 9,5 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Statistik kommunal 2017. 

                                                 
25  Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Statistik kommunal 2017. Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 

26  Ein Großteil der Personen im Leistungsbezug (79 %) verfügt über ein Einkommen (z. B. aus Rentenbezügen), das auf 

die Bruttobedarfe angerechnet wird. Vgl.: Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Jugend und In-

tegration (2017): Vierter Bericht der Bayerischen Staatsregierung zur sozialen Lage in Bayern, S. 97f. 

27  * = Zahlenwert unbekannt, geheimzuhalten oder nicht rechenbar; Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): 

Statistik kommunal 2017, Landkreis Neumarkt i.d.OPf., S. 2. 
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Die Überschneidung von Renten und Grundsicherungsniveau wird sich durch die vor-

gesehene weitere Absenkung des Rentenniveaus ausweiten. Niedrigverdiener werden 

selbst bei langjähriger Beitragszahlung keine Rente mehr erhalten, die oberhalb des 

Grundsicherungsbedarfs liegt. 

4.5 Fazit  

Der demographische Wandel im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. ist trotz eines Bevölke-

rungswachstums unaufhaltbar und teilweise bereits heute spürbar. Dies zeigt sich an 

der aktuellen Bevölkerungszusammensetzung der Kommunen. Hochaltrigkeit ist zwar 

noch kein Massenphänomen im Landkreis, das zahlenmäßige Verhältnis der Lebens-

phasen wird sich aber in den nächsten 20 Jahren verändern und auch der Landkreis 

wird sich auf eine Änderung der Alterszusammensetzung einstellen müssen. Die Rela-

tion zwischen Rentnern und Erwerbsfähigen (Altenquotient) wird von 30 zu 100 auf 52 

zu 100 ansteigen. Dadurch wird sich auch das Verhältnis der noch nicht bzw. nicht 

mehr Erwerbsfähigen zu den potentiell Erwerbsfähigen von 62 zu 100 Personen auf 87 

zu 100 Personen (Gesamtquotient) erhöhen. Dadurch verschiebt sich das Verhältnis 

der potenziell Abhängigen (jüngere und ältere Bevölkerung) zur Bevölkerung im poten-

ziell erwerbsfähigen Alter drastisch. Wenn mit dem Alten- und Jugendquotienten also 

die Belastung der Erwerbsbevölkerung verbunden wird, da zum einen die Bevölkerung 

im Erwerbsalter durch das Umlageverfahren für die Rentenempfänger aufkommen 

muss, zum anderen diese Altersgruppe auch für die Ausbildung, Erziehung und Betreu-

ung der jungen Bevölkerung sorgen muss, da es sich um die Elterngeneration handelt, 

wird mit dem Gesamtquotienten das Ausmaß einer möglichen Belastung verdeutlicht.  

Die Problematik der Entwicklung lässt sich auch anders ausdrücken: Im Jahr 2036 gibt 

es theoretisch 1,7 Personen, die noch nicht oder nicht mehr selbst Erwerbseinkommen 

erzielen je Zwei-Personen- Haushalt, 2016 waren es noch 1,2 abhängige Personen. Aber 

auch die Berücksichtigung des Gesamtquotienten reicht nicht aus, um die Belastung 

der Bevölkerung korrekt zu erfassen. Denn die Zuordnung als „erwerbsfähig“ bedeutet 

keineswegs, dass alle Personen in der Altersgruppe auch tatsächlich erwerbstätig sind. 

Zu der Gruppe der Nicht-Erwerbstätigen zählen u.a. Arbeitslose, (junge) Menschen in 

Aus- und Fortbildung, Hausfrauen und Mütter, die ihre Erwerbstätigkeit wegen Kinder-

erziehung oder Pflege unterbrochen oder ganz aufgegeben haben, Erwerbsgemin-

derte sowie Bezieher einer vorgezogenen Altersrente. Diese Personen beziehen kein 

Erwerbseinkommen und entrichten entsprechend auch keine Einkommensteuer und 

Sozialversicherungsbeiträge. Sie leben vielmehr ebenfalls von öffentlichen Transfers 

und privaten Übertragungen, die von der erwerbstätigen Bevölkerung erwirtschaftet 

und aufgebracht werden müssen. Die Belastung der erwerbstätigen Bevölkerung 

durch die Finanzierung der Nicht-Erwerbstätigen liegt demnach derzeit deutlich höher, 

als dies im Gesamtquotient zum Ausdruck kommt. Durch die prognostizierte demogra-

phische Entwicklung werden sich die Belastungsfaktoren in Zukunft deutlich verschär-

fen.  
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5 Wohnen und örtliche Infrastruktur 

Ein wichtiges seniorenpolitisches Handlungsfeld ist die kommunale Infrastruktur. Eine in-

tegrierte, an sozialen Bedürfnissen ausgerichtete Orts- und Entwicklungsplanung hat 

nicht nur entscheidenden Einfluss darauf, ob Ältere weiterhin zu Hause wohnen, sich 

versorgen und am gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Eine gut erreichbare 

und qualitativ hochwertige Infrastruktur zur Daseinsvorsorge bestimmt auch ganz we-

sentlich die Wohn- und Lebensqualität der Menschen. Ärzte, Krankenhäuser und Alten-

pflege, Einkaufsmärkte, öffentlicher Nahverkehr, Schulen und Kindertagesstätten usw. 

sind die Bausteine der Daseinsvorsorge. Nicht nur Ältere oder wenig mobile Menschen 

sind auf eine gut funktionierende lokale Infrastruktur zur Daseinsvorsorge angewiesen, 

sondern auch für Familien und gut qualifizierte Arbeitnehmer steigt dadurch die Attrak-

tivität einer Region. Ebenso wird die Herstellung der Zugänglichkeit zu Dienstleistungen 

der Daseinsvorsorge sowie allgemein die Verwirklichung von Barrierefreiheit28 unter 

dem Eindruck des demographischen Wandels immer wichtiger.  

5.1 Landkreissituation 

5.1.1 Barrierefreiheit im öffentlichen Raum 

Ein wichtiges inklusives Handlungsfeld ist die kommunale Infrastruktur in Bezug auf Bar-

rierefreiheit von Freiflächen und Gebäuden im öffentlichen Raum. Unter öffentlichem 

Raum werden in diesem Sinne z. B. Straßen und Plätze, Gebäude der Kommune, aber 

auch halböffentliche Bereiche wie Arztpraxen, Kirchen, Friedhöfe und Bahnsteige ver-

standen. 

In Sachen Barrierefreiheit ist in den letzten Jahren in Bayern in der Umsetzung bereits 

einiges auf den Weg gebracht worden, indem der Einsatz von Niederflurbussen forciert 

wird, nach und nach Ampelanlagen blindengerecht umgerüstet werden oder Halte-

stellen mit akustisch-digitalen Informationssystemen ausgestattet werden.  

Sowohl im Hinblick auf die örtliche Nahversorgung als auch die Verkehrsinfrastruktur ist 

für Familien mit Kindern, mobilitätsbehinderte Menschen und natürlich auch Senioren 

Barrierefreiheit ein entscheidender Aspekt, der von den Kommunen eines Landkreises 

weitgehend beeinflusst werden kann: Neben der Leistung von Überzeugungsarbeit bei 

Geschäften, Arztpraxen, Apotheken und Verkehrsunternehmen können sie selbst auf 

eine möglichst barrierefreie Gestaltung von Gehwegen (z. B. kein unebenes Pflaster), 

abgesenkte Bordsteinkanten, ausreichend lange Grünphasen bei Verkehrsampeln, 

                                                 
28  Den Bedürfnissen und Anforderungen an eine barrierefreie Umwelt muss auf unterschiedlichste Weise Rechnung 

getragen werden. Das beinhaltet zum Beispiel Rampen und breite Türen, Leitsysteme für Sehbehinderte oder opti-

sche Signale für gehörlose Menschen, angepasste Toiletten usw. Das umfasst aber ebenso die umfängliche Barrie-

refreiheit von Informationen und Veranstaltungen für Menschen mit den unterschiedlichsten Beeinträchtigungen, 

z. B. durch Verwendung von alternativen Textformaten und Leichter Sprache oder auch durch Braille-Übersetzun-

gen für Menschen mit Sehbehinderung oder Gebärdensprachdolmetschern für gehörlose und höreingeschränkte 

Menschen. 
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Gelegenheiten zum Ausruhen (z. B. Bänke, überdachte Haltestellenhäuschen), ausrei-

chende Beleuchtung und barrierefreie Zugänge zu öffentlich zugänglichen Gebäuden 

hinarbeiten. Außerdem müssen nach der Bayerischen Bauordnung „bauliche Anlagen, 

die öffentlich zugänglich sind, in den dem allgemeinen Besucher- und Benutzerverkehr 

dienenden Teilen barrierefrei sein“.29 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. wurden die Kommunen um einen Überblick bzw. eine 

Einschätzung gebeten, inwieweit die Barrierefreiheit vor Ort als ausreichend eingestuft 

wird. Betrachtet man das Vorhandensein der abgefragten Bausteine Barrierefreiheit im 

öffentlichen Raum (barrierefreier Zugang und Nutzung öffentlich zugänglicher Ge-

bäude, Vorhandensein und Barrierefreiheit öffentlich zugänglicher Toiletten, Vorhan-

densein von Ruhemöglichkeiten im öffentlichen Raum, vorhandene Behindertenpark-

plätze im öffentlichen Raum sowie die Barrierefreiheit im öffentlichen Raum hinsichtlich 

abgesenkter Bordsteine, passender Straßenbeläge usw.) zeigt sich, dass eine Kom-

mune (Lupburg) einen Punktwert 6 von 6 erreicht, d .h. hier alle aufgezählten Infrastruk-

turangebote völlig oder eher ausreichend bewertet werden. Weitere 3 Kommunen 

schätzen ihre Barrierefreiheit im öffentlichen Raum in 5 von 6 Fällen als völlig oder eher 

ausreichend ein. 

                                                 
29  Art. 48 Abs. 2 Bayerische Bauordnung (BayBO), vgl. Oberste Baubehörde im Bayerisches Staatsministerium des In-

nern, für Bau und Verkehr (2015): Bayern barrierefrei 2023. Die barrierefreie Gemeinde. Ein Leitfaden, S. 14.   
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Abbildung 20 Punktwerte Barrierefreiheit Kommunen  

  
Quelle: Befragung Kommunen LK Neumarkt (2018); Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

Es gilt, die fehlenden Aspekte der Barrierefreiheit im Landkreis lokal zu eruieren und 

auch die bereits angegebene Barrierefreiheit zu prüfen. Auch in den REGINA Work-

shops wurde eine Bedarfslokalisation und eine damit verbundene schrittweise, priori-

sierte Umsetzung der Barrierefreiheit im öffentlichen Raum im Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. gefordert.  

Eine wichtige Zielsetzung auf dem Weg zur umfänglichen Barrierefreiheit ist der (frühe) 

Einbezug von Betroffenen bei (Um-)Bauvorhaben, um Verkehrswege, Zugänge und 

Gebäude von Beginn an barrierefrei zu gestalten und den unterschiedlichen Anforde-

rungen der verschiedenen Ansprüche Rechnung zu tragen. Es muss selbstverständlich 

werden, dass bei allen Maßnahmen (zum Beispiel beim Umbau von öffentlichen Ge-

bäuden oder bei der Planung des öffentlichen Nahverkehrs), die Belange rechtzeitig 

einbezogen werden, damit nicht nachträglich - oft unnötige - Kosten entstehen.30 Ein 

frühzeitiger Blick auf die unterschiedlichen Bedarfe von mobilitätseingeschränkten, seh- 

oder hörbeeinträchtigten Menschen usw. in anstehende Planungen fördert auch den 

                                                 
30  Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr (2015): Bayern barrierefrei 

2023. Die barrierefreie Gemeinde. Ein Leitfaden.   
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Konsens über Probleme, Ziele und Prioritäten. Alltägliche Praxiserfahrungen von Be-

troffenen ergänzen die systematische, fachkundige Mängelerhebung durch planeri-

sche Fachleute und können bestehende Ängste seitens der Kommunen hinsichtlich der 

nicht mehr finanzierbaren Umsetzungen der geforderten Barrierefreiheit abbauen, 

wenn im Einklang mit den Betroffenen – z. B. auch für bestehende Gebäude - Lösungen 

gesucht werden. 

5.1.2 Nahversorgung Lebensmittel 

Ein wesentlicher Bestandteil einer gut ausgebauten Nahversorgungsinfrastruktur ist die 

ausreichende Anzahl von Lebensmittelgeschäften. Dies gilt umso mehr für die ältere 

Bevölkerung, da mit einem zunehmenden Alter in der Regel auch eine eingeschränk-

tere Mobilität einhergeht. Ein Rechercheprojekt des Bayerischen Rundfunks in Zusam-

menarbeit mit dem bayerischen Wirtschaftsministerium 2016 hat ergeben, dass sich in 

den letzten zehn Jahren im Freistaat Bayern die Anzahl der Lebensmittelgeschäfte um 

10 % verringert hat.31 Regional zeigen sich jedoch Unterschiede, denn in ländlichen 

Regionen nehmen Lebensmittelgeschäfte weitaus stärker ab als in städtischen Gebie-

ten: In ostbayerischen Landkreisen geht die Anzahl der Geschäfte deutlich zurück, in 

den Boom-Regionen wie München oder Ingolstadt nimmt sie zu. Am stärksten vom so-

genannten Ladensterben betroffen sind die Landkreise Neustadt an der Waldnaab, 

Hof und Bad Kissingen, die in den letzten zehn Jahren jeweils mehr als ein Drittel der 

Lebensmittelgeschäfte verloren haben, acht weitere Landkreise haben mehr als ein 

Viertel verloren.  

Parallel dazu hat seit den 1970er Jahren der Anteil von großen Lebensmittelketten in 

Deutschland deutlich zugenommen. Der Lebensmitteleinzelhandel wird maßgeblich 

von wenigen bundesweiten Handelsketten und deren Supermärkte und Discounter ge-

prägt: Diese vereinen knapp 90 % des Umsatzes der gesamten Branche, mit der Folge 

der sinkenden Anzahl an Geschäften mit zeitgleichem Anstieg der Verkaufsflächen. 

Steigende PKW-Verfügbarkeit, zunehmende überörtliche Lebensweise mit z. B. großen 

Distanzen zwischen Wohnort, Arbeitsplatz und Freizeiteinrichtungen usw. wirken sich 

auch auf das Einkaufsverhalten und somit auf die Einzelhandelsstruktur der Wohnorte 

aus. Einkäufe und Besorgungen werden häufig nicht mehr am Wohnort selbst getätigt, 

sondern z. B. auf der Heimfahrt vom Arbeitsort in den größeren (aus Autofahrersicht gut 

erreichbaren) Verbrauchermärkten. Die Geschäfte am Wohnort selbst dienen dann 

häufig nur noch zur Zweit- oder Notversorgung. Zugleich nimmt die Notwendigkeit für 

wohnortnahe Versorgungsmöglichkeiten zu, da eine steigende Zahl von Menschen 

                                                 
31  Bayerischer Rundfunk: Nahversorgung in Gefahr. Diese Analyse beruht auf Auswertungen zweier Antworten der 

Bayerischen Staatsregierung. Die Daten wurden im Auftrag des Bayerischen Wirtschaftsministeriums von der Firma 

Trade Dimensions erhoben. Der Begriff Lebensmittelgeschäft bezieht sich dabei auf Geschäfte mit den Artikeln 

des täglichen Bedarfs, wie Supermärkte oder Bioläden. Bäckereien oder Metzgereien werden als Ge-schäfte des 

Lebensmittelhandwerks bezeichnet; verfügbar unter http://www.br.de/presse/inhalt/presse-mitteilungen/laden-

sterben-supermaerkte-br-data-100.html und http://web.br.de/interaktiv/ladenster-ben/#09375 
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und ein größer werdender Teil der Bevölkerung nicht mehr von anderen Haushaltsmit-

gliedern versorgt werden.32 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. ist die Anzahl der Lebensmittelgeschäfte in den vergan-

genen zehn Jahren um 8 % zurückgegangen, der Landkreis ist damit eigentlich eher 

weniger vom Ladensterben betroffen als andere Landkreise oder kreisfreie Städte. Er-

schwerend wirkt sich aber aus, dass gleichzeitig die Einwohnerzahl im Landkreis zuge-

nommen hat. In drei Orten im Landkreis gibt es gar kein Lebensmittelgeschäft.33 

Von 10 Kommunen sehen 4 seitens der Kommunenbefragung keinen aktuellen Hand-

lungsbedarf in der Nahversorgung, d. h. im Umkehrschluss haben hier 60 % teilweise 

Handlungsbedarf angegeben. Interessanterweise wird seitens der ehrenamtlich/bür-

gerschaftlich Engagierten der akute Handlungsbedarf im Bereich der Nahversorgung 

viermal sooft erkannt als seitens der Politik/Verwaltung (vgl. Abbildung 22 Akuter Hand-

lungsbedarf Vergleich der Einschätzung). 

Eine ausreichende Nahversorgung im Lebensmittelbereich bescheinigt in der Befra-

gung nur eine Kommune allen ihren Ortsteilen. Insgesamt sieht die Hälfte der Kommu-

nen einen großen Verbesserungsbedarf (mehr als 50 %) (Median) in der ausreichenden 

Versorgung ihrer Ortsteile. 

  

                                                 
32  Vgl. auch Regionalverband Südlicher Oberrhein (2011): Regionalplanung für den Ländlichen Raum. Neue Wege 

zur Grundversorgung in Ländlichen Räumen, S. 22ff. 

33  http://web.br.de/interaktiv/ladensterben/#09373 
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Angesichts der abnehmenden Anzahl an Lebensmittelverkaufsstellen im ländlichen 

Raum haben sich in den letzten Jahren eine Reihe von Konzepten zur möglichen Si-

cherung der Nahversorgung herauskristallisiert: 

▪ Filial- und Franchisekonzepte 

▪ Multifunktionsläden 

▪ Integrationsmärkte  

▪ Bürgerläden  

▪ Mobile Versorgung  

▪ Kombination der Ansätze 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gibt es nach Angaben der Firma Trade Dimensions (er-

stellt im Auftrag der Staatsregierung) in Deusmauer (Velburg), Hohenfels und Sulzbürg 

(Mühlhausen) Dorfladeninitiativen.  

Auch die mobile Versorgung ist ein erster Schritt zur Unterstützung im ländlichen Raum. 

Wichtig ist hier immer, Hemmnisse wie hohe Wettbewerbsintensität, Lieferkonditionen 

für kleine Läden, fehlende Unterstützung durch Kommunen oder fehlende Akzeptanz 

beim Konsumenten durch lokale Erarbeitung von Nahversorgungskonzepten und inter-

kommunale Abstimmung, Berücksichtigung der wirtschaftlichen Erfolgsaussichten und 

des lokalen Bedarfs, durch konkrete Standortanalysen etc., zu minimieren bzw. zu eli-

minieren – dies gilt für alle neuen Versorgungsstrukturen. Auch ist ein Einbezug der Bür-

ger zur möglichen Akzeptanz, Nutzung und Finanzierbarkeit unumgänglich. 

Zu beachten ist aber auch, dass Lieferdienste/mobile Lebensmittelversorgung Einrich-

tungen für Dinge des täglichen Bedarfs zwar im originären „Sich-Versorgen-Können“ 

ersetzen können, jedoch sollte die bedeutende Rolle im sozialen Alltag der Bürger nicht 

vergessen werden: Der Nahversorgung wird in Bayern auch ein hohes Maß an sozialer 

und kommunikativer Integrationsfähigkeit aller Bevölkerungsgruppen zugeschrieben, 

was für den Erhalt der Attraktivität eines Ortes für alle Bevölkerungsgruppen und insbe-

sondere als Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben der Älteren als notwendig 

betrachtet wird.34 

5.1.3 Verkehrsinfrastruktur 

Neben wohnortnahen Lösungen der alltäglichen und gesundheitlichen Versorgung ist 

im Rahmen einer zukunftsfähigen Infrastrukturplanung entscheidend, die Mobilität der 

älteren Generation aufrechtzuerhalten und die Erreichbarkeit regionaler Zentren mit 

Verkehrsinfrastrukturangeboten zu erhöhen.  

Fehlen in den Kommunen Möglichkeiten, sich zwischen Orten oder Ortsteilen und  

Ortszentrum fortzubewegen oder z. B. Einkaufsmöglichkeiten oder Freizeitangebote zu 

erreichen, hat dies also einen erheblichen Einfluss auf die Lebensqualität von älteren 

                                                 
34  Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie (2014): Nahversorgung in Bay-

ern Bedeutung – aktuelle Situationen – Alternativen, S. 15. 
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Einwohnern. Um sich selbständig versorgen zu können und am sozialen Leben teilzu-

nehmen, ist die Bevölkerungsgruppe deshalb in besonderem Maße auf ein gut funkti-

onierendes Angebot des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) angewiesen. Au-

ßerdem ist insgesamt die Mobilität im ländlichen Raum in Zeiten des demographischen 

Wandels und knapper öffentlicher Haushalte nicht nur für ältere Menschen oder Men-

schen mit Behinderungen, sondern auch für junge Menschen ohne eigenes Auto 

schwierig. Und barrierefreie Verkehrsmittel (rollstuhlgerechte Niederflurbusse usw.) hel-

fen in der Regel nicht nur den in der Mobilität beeinträchtigten Personen, Rollstuhlfah-

rern und Rollatornutzern, sondern auch z. B. jungen Müttern mit Kinderwagen. 

In Deutschland können aktuell ca. 10 % der Bevölkerung ein auch hinsichtlich der Be-

dienungshäufigkeit gutes ÖPNV-Angebot nicht fußläufig35 erreichen bzw. finden nur 

wenige Fahrtmöglichkeiten vor. Dies betrifft oftmals Menschen, die in ländlichen Regi-

onen leben.36  

In Neumarkt i.d.Opf. schätzen nur 6 Kommunen die öffentlichen Verkehrsmittel in ihrem 

Ort als ausreichend ein, 7 Kommunen die ortsübergreifenden. Betrachtet man das Vor-

handensein der abgefragten Bausteine der öffentlichen Verkehrsmittel (ortsintern, orts-

übergreifende, alternative bürgerschaftliche Fahrdienste) in einem Punktwerteindex, 

dann zeigt sich, dass nur 5 Kommunen einen vollen Punktwert erreichen. 

                                                 
35  Allgemeingültige Festlegungen zur Definition von Ortsnähe in Form von Obergrenzen für Entfernungen oder Weg-

zeiten existieren nicht. Regelmäßig findet sich jedoch die Anforderung nach Erreichbarkeit dieser Angebote in 

fußläufiger Entfernung. Dazu werden üblicherweise etwa zehn Minuten Fußweg oder 500 bis 1.000 Meter als Ziel-

vorgabe angesehen. Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung (2015): Indikatoren zur Nahversorgung, S. 3. Der Raumordnungsbericht der Bundesregierung gibt 

„fußläufig“ mit einer Distanz unter 1 km an.  

36  Deutscher Bundestag (2017): Unterrichtung durch die Bundesregierung. Raumordnungsbericht 2017. (Drucksache 

18/13700; 23.10.2017), S. 5. 
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Abbildung 21 Punktwerte öffentliche Verkehrsmittel Kommunen 

  
Quelle: Befragung Kommunen LK Neumarkt (2018); Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

Vergleicht man diese mit dem angegebenen Handlungsbedarf im Bereich des öffent-

lichen Nahverkehrs, zeigt sich, dass auch in den Kommunen mit positiven Punktwerten 

Handlungsbedarf erkannt wird. 

Tabelle 3 Gesehener Handlungsbedarf im Bereich öffentlicher Nahverkehr  

 Kommune Nachbarschaftshilfen Seniorenbeauftragte 

Berching       

Berg b. Neumarkt       

Berngau       

Breitenbrunn       

Deining       

Dietfurt       

Freystadt       

Hohenfels       

Lauterhofen       

Lupburg       

Neumarkt       
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 Kommune Nachbarschaftshilfen Seniorenbeauftragte 

Mühlhausen       

Parsberg       

Pilsach       

Postbauer-Heng       

Pyrbaum       

Sengenthal       

Seubersdorf       

Velburg       

Legende kein Handlungsbedarf 
(teilweise) 

Handlungsbedarf 

keine Angabe/ 

keine Rückmeldung 

Quelle: Befragung Kommunen LK Neumarkt und Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbar-

schaftshilfen (2018)  

 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gibt es sogenannte Bedarfsverkehre, wie den Rufbus 

oder das Anruflinientaxi (AST): neben zwei Anrufsammeltaxis sind im Landkreis mittler-

weile 15 reine Rufbuslinien sowie fünf Mischlinien etabliert.37 

Im Zuge der REGINA Workshops wurden die Bedarfsverkehre im Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. allgemein als positives Angebot benannt, allerdings wurden dem Angebot 

auch Schwächen im Bereich der Angebotspallette (fährt z. B. nicht überall am Wo-

chenende) bescheinigt. Passend hierzu wurde die Anbindung der Ortsteile an das Ver-

kehrsnetz des ÖPNV in 9 Kommunen (Berg, Berngau, Deining, Freystadt, Lauterhofen, 

Lupburg, Neumarkt, Mühlhausen und Parsberg) im Landkreis zwischen 75 % und 100 % 

als ausreichend angegeben, in 10 Kommunen wird somit (großer) Verbesserungsbe-

darf gesehen. Vor allem in den weniger positiv eingeschätzten Kommunen muss fort-

laufend geprüft werden, ob vor allem in manch peripher gelegenen Bereichen des 

Landkreises Neumarkt das ÖPNV-Angebot verbessert werden kann, um nicht nur der 

älteren Generation - insbesondere den Hochbetagten - durch ein eingeschränktes An-

gebot des öffentlichen Nahverkehrs den Aktionsradius und damit auch die Teilha-

bechancen am öffentlichen und sozialen Leben zu beschränken.  

Wie bereits auch in den REGINA Workshops gefordert, gilt es Fahrdienste bekannter zu 

machen und auch bei privaten, ehrenamtlichen Fahrten Unterstützung bei der Klärung 

der Versicherungsfrage zu geben. Die Abstimmung alternativer regionaler und lokaler 

Fahrangebote gilt es also in allen Kommunen laufend zu überprüfen und (weiter) ab-

zustimmen.  

  

                                                 
37  https://www.mittelbayerische.de/region/kelheim-nachrichten/der-rufbus-biegt-nach-kelheim-ein-21029-

art1734980.html und Landkreis Neumarkt (2019) unter https://www.landkreis-neumarkt.de/hp829/Rufbusse-Anrufs-

ammeltaxi.htm 

https://www.mittelbayerische.de/region/kelheim-nachrichten/der-rufbus-biegt-nach-kelheim-ein-21029-art1734980.html
https://www.mittelbayerische.de/region/kelheim-nachrichten/der-rufbus-biegt-nach-kelheim-ein-21029-art1734980.html
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5.1.4 Wohnsituation 

Wohnen im Alter ist aufgrund des demographischen Wandels ein zunehmend bedeu-

tendes Thema und weist dabei vielerlei Facetten auf. Zum einen sind die Wohnbedürf-

nisse der älteren Bevölkerung zu berücksichtigen, zum anderen aber auch die tatsäch-

lichen Gegebenheiten vor Ort. Zwischen diesen beiden Faktoren scheint in vielen Re-

gionen eine nicht unerhebliche Diskrepanz zu liegen. Studien belegen, dass es dem 

Wunsch der meisten älteren Menschen entspricht, möglichst lange selbständig in ihren 

eigenen vier Wänden, in „normalen“ Wohnungen und in ihrem vertrauten Wohnumfeld 

zu leben.38 Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sieht dafür 

als Voraussetzungen, dass „die Wohnung entsprechend ausgestattet ist, das Wohnum-

feld bedarfsgerecht ist und bei Bedarf entsprechende Hilfen und soziale Netze im Um-

feld verfügbar und nutzbar gemacht werden können“.39 Da die Einkommenssituation 

der kommenden Rentnergeneration aber durch höhere Armutsrisiken gekennzeichnet 

sein wird, sind verstärkt lokal angepasste Versorgungskonzepte nötig, um den Men-

schen ein bedarfsgerechtes Wohnen zu ermöglichen.40 Eine wachsende Gruppe von 

Senioren ist aber auch bereit, ihren Wohnstandort bzw. ihre Wohnform noch einmal zu 

verändern, um mehr soziale Einbindung und Versorgungssicherheit zu erreichen. Dabei 

werden gemeinschaftliche Wohnformen41 im Alter an Bedeutung gewinnen, wenn-

gleich neue Wohnformen, wie z. B. das Mehrgenerationenwohnen gerade im ländli-

chen Raum bisher noch eher ein Nischendasein führen.42 Umsetzungen gemeinschaft-

licher Wohnformen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. sind aktuell noch nicht vorhanden.43  

                                                 
38  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2011): Wohnen im Alter. Marktprozesse und wohnungs-

politischer Handlungsbedarf, Heft 147, S. 9.   

39  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2009): Leben und Wohnen für alle Lebensalter. Be-

darfsgerecht, barrierefrei, selbstbestimmt. Praxisbeispiele und Handlungsempfehlungen, S. 11.   

40  GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. (Hrsg.) (2014): Wohntrends 2030. 

Studie – Kurzfassung, S. 9.   

41  Dem Fachbegriff der „gemeinschaftlichen Wohnform“ liegt die Idee des selbstbestimmten, individuellen Wohnens 

bei gleichzeitiger Erfahrung von Gemeinschaftlichkeit zugrunde (zum Beispiel im Generationenmix, Menschen mit 

Behinderung und Menschen ohne Behinderung usw.). Der Gemeinschaftsgedanke kann weit über das hinausge-

hen, was man von Nachbarschaftsverhältnissen kennt. Das bewusste Handeln der Beteiligten unterscheidet die 

gemeinschaftlichen Wohnformen deutlich von den üblichen Wohnangeboten, in denen sich Gemeinschaft eher 

zufällig ergibt. Die Projekte leben von dem, was die Beteiligten einbringen - an Ideen, an Initiative und Engage-

ment oder an finanziellen Mitteln und anderen Gütern. Gemeinschaft ist nicht verordnet, sie ergibt sich aus dem 

eigenen Tun der Beteiligten. Gemeinschaften brauchen rechtlich verbindliche Grundlagen, wenn sie auf Dauer 

wirtschaftlich und sozial wirksam sein wollen. Oft werden die Wohnprojekte selbst geplant und in Kooperation mit 

anderen Akteuren umgesetzt. Ähnlich wie in den Wohngemeinschaften aus Studentenzeiten wird das gemein-

schaftliche Zusammenleben selbst organisiert. Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

(2016): Wohnen. Spezielle Wohnformen. Gemeinsam mit anderen: Gemeinschaftliche Wohnformen, unter: 

https://www.serviceportal-zuhause-im-alter.de/wohnen/spezielle-wohnformen/ge-meinsam-mit-anderen-gemein-

schaftliche-wohnformen.html   

42  GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. (Hrsg.) (2014): Wohntrends 2030. 

Studie – Kurzfassung, S. 10.   

43  Ein gutes Beispiel für die Weiterentwicklung von Wohnformen findet sich auch in Königsbrunn (Landkreis Augs-

burg), wo mit dem Generationenpark ein Wohnangebot für Menschen mit besonderen Wohnbedarfen geschaf-

fen wurde (http://www.gwg-angebote.de/generationenpark) oder in Stadt und Landkreis Regensburg wo, in der 

Stadt Regensburg eine inklusive Wohnform „WIR“ (Genossenschaft W.I.R. Wohnen Inklusiv Regensburg eG, 

www.wir-regensburg.de) realisiert wurde, die einen ähnlichen Anspruch hat. An der Entwicklung des Projektes 

„WIR“ haben zahlreiche Akteure aus dem Landkreis mitgewirkt, verwirklicht wurde dieses Projekt aber innerhalb 

der Stadtgrenze der Stadt Regensburg.   

http://www.gwg-angebote.de/generationenpark
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Auch ambulant betreute Wohngemeinschaften sind nach Aussagen der Kommunen 

im Landkreis nicht vertreten.44 Außerhalb der bereits durch die Auflistungen der Fach-

stelle für Pflege- und Behinderteneinrichtungen Qualitätsentwicklung und Aufsicht 

(FQA) bekannten Einrichtungen wurde in der Erhebung der alternativen Wohnformen 

über die Kommunen lediglich ein betreutes Wohnen in Dietfurt angegeben.45 

Schwierigkeiten der Begrifflichkeit 

Für das Wohnkonzept „Betreutes Wohnen“ im Alter gibt es bislang keine geschützte 

Definition. Deshalb gibt es auch keine rechtlich verbindlichen Vorgaben, was diese 

Wohnalternativen konkret bieten müssen. Die Angebote reichen von Wohnungen, die 

eng an ein Pflegeheim angegliedert sind, über seniorengerechte Wohnungen im nor-

malen Wohnungsbau, die verschiedene Unterstützungsleistungen wie einen Hausnot-

ruf, Hausmeister- und Reinigungsdienste oder die Vermittlung von Pflegeleistungen bie-

ten bis hin zu eher hotelähnlichen Immobilien mit Sauna, Wellness und Auslandsreisen. 

Die Preise schwanken dementsprechend. Umso wichtiger ist es, sich ein Angebot aus-

zuwählen, das den eigenen Bedürfnissen entspricht.  

Betreutes Wohnen  

Eine bundeseinheitliche DIN-Norm 77 800 legt die Anforderungen des Betreuten Woh-

nens hinsichtlich Leistungsangebot, Wohnangebot und Vertragsgestaltung fest. Die Be-

wohnerinnen und Bewohner haben in dieser Wohnform eine eigene Wohnung und sind 

mit dem Miet- oder Kaufvertrag in der Regel verpflichtet, allgemeine Betreuungsleis-

tungen wie zentralen Notruf, Vermittlung von Dienst- und Pflegeleistungen oder Infor-

mationen und Beratungsleistungen (Grundleistungen) von einem bestimmten Anbieter 

abzunehmen. Hierfür wird zusätzlich zur Miete eine Betreuungspauschale fällig.46 

Betreutes Wohnen zu Hause 

Im Gegensatz zum Betreuten Wohnen ist mit dieser Wohn- und Betreuungsform kein 

Umzug verbunden. Die älteren Menschen leben weiterhin selbständig in der bisherigen 

Wohnung. Die ehrenamtliche und/oder professionelle Hilfe wird individuell und be-

darfsgerecht zusammengestellt und zentral koordiniert (z.B. durch Sozialstation, ambu-

lanten Pflegedienst, Koordinierungsstelle). Zudem bietet ein ehrenamtlicher Besuchs-

dienst zusätzliche Kontaktmöglichkeiten und Sicherheit. Der Verbleib im eigenen Zu-

hause kann somit oftmals sehr lange ermöglicht werden.47 

Ambulant betreute Wohngemeinschaft 

Ambulant betreute Wohngemeinschaften für hilfs- und pflegebedürftige ältere Men-

schen stellen für die Seniorinnen und Senioren eine alternative Wohnform zwischen 

                                                 
44  Nach Rückmeldung des Landratsamts gibt es im Landkreis 3 ambulant betreute Wohngemeinschaften für ältere 

Menschen und 3 ambulant betreute Wohngemeinschaften für intensiv-pflegebedürftige Menschen. 

45  Vgl. Kommunenbefragung  

46  Bayerisches Staatsministerium für Arbeit, Sozialordnung, Familie und Frauen (2012): Alternative Wohnformen für 

ältere Menschen. Ausgewählte Beispiele aus der Praxis, S. 7f. 

47  Arbeitsgruppe für Sozialplanung und Altersforschung GbR (2018): Betreutes Wohnen zu Hause; unter 

https://www.wohnen-alter-bayern.de/ 
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häuslicher Pflege/Betreuung und vollstationärer Pflege dar. Ambulant betreute Wohn-

gemeinschaften sind in Art. 2 Abs. 3 Pflege- und Wohnqualitätsgesetz (PfleWoqG) ge-

setzlich definiert. Sie werden zu dem Zweck gegründet, pflegebedürftigen Menschen 

das Leben in einem gemeinsamen Haushalt und die Inanspruchnahme externer 

Pflege- und/oder Betreuungsleistungen gegen Entgelt zu ermöglichen. 

Ihre Versorgung orientiert sich am tatsächlichen Pflegebedarf und ist auf die Gestal-

tung eines vertrauten "normalen" Alltages ausgerichtet. Dem Einsatz qualifizierter und 

patenter Präsenzkräfte kommt hier eine hohe Bedeutung zu.  

Seniorenwohngemeinschaft/ Ambulante Hausgemeinschaften 

Bei ambulanten Hausgemeinschaften leben ältere (aktive) Menschen selbstbestimmt 

und eigenverantwortlich miteinander in einem Haus oder einer Wohnung. Sie versor-

gen und unterstützen sich im Bedarfsfall gegenseitig. Bei weiterreichenden Hilfen wer-

den bedarfsgerecht externe Dienstleister hinzugezogen. Neben diesen reinen Senio-

renhausgemeinschaften ist eine Variante die generationenübergreifende Hausge-

meinschaft. 

Seniorenhausgemeinschaften können auf unterschiedliche Weise entstehen. Beispiels-

weise durch Initiative gleichgesinnter Bürgerinnen und Bürger, welche sich zu einer In-

teressengruppe zusammenschließen und sich auf den Weg machen, Wohnraum für 

ein gemeinschaftliches Wohnen und Leben unter einem Dach zu schaffen. Das Mitei-

nander spielt bereits in der Planungs- und Umsetzungsphase eine große Rolle und er-

möglicht die Entwicklung intensiver nachbarschaftlicher Beziehungen.48  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. erkennen die Kommunen und die bürgerschaftlich En-

gagierten die Notwendigkeit hier zu agieren: Bei beiden stehen alternative Wohnan-

gebote als akut erkanntes Handlungsfeld ganz oben (vgl. Abbildung 22 Akuter Hand-

lungsbedarf Vergleich der Einschätzung).  

                                                 
48  Vgl. WEGE Bamberg e.V. (2017): Villa Kunigunde Wohnprojekt für jung und alt; unter https://www.wohnen-alter-

bayern.de/files/assets/dokumente/Homepage%202017_Dateien/Steckbriefe/Steckbrief_Bamberg_Villa%20Kuni-

gunde_WP.pdf 
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Abbildung 22 Akuter Handlungsbedarf Vergleich der Einschätzung 

 
Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018); Kommunenbefragung 

(2018) Graphik BASIS-Institut (2019) 

 

Ein erster Schritt ist auch die Forderung aus den REGINA Workshops an die Kommunen, 

im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus je nach Einwohnerzahl einen bestimmten Pro-

zentsatz an barrierefreien Wohnungen zur Verfügung zu stellen.  

Allerdings ist der Verbleib in der jetzigen Wohnform für viele Ältere immer noch oberste 

Prämisse: In Deutschland leben ca. 90 % der 65-Jährigen und älteren Menschen in „nor-

malen“ Wohnungen, und rund zwei Drittel der 90-Jährigen nutzen keine besonderen 

Wohnformen für das Alter, sondern wohnen im „normalen“ Wohnungsbestand.49 Ent-

scheidend ist, dass die Bedingungen für einen Verbleib in der häuslichen Umgebung 

geschaffen werden: eine niederschwellige Beratung über mögliche Barrierefreiheit in 

den eigenen vier Wänden, Lösungen zum Einsatz von Hilfsmitteln und Hilfestellung bei 

Modernisierungen oder auch Neubauten und andere Maßnahmen zur Wohnanpas-

                                                 
49  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2011): Wohnen im Alter. Marktprozesse und wohnungs-

politischer Handlungsbedarf, Heft 147, S. 9.   
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sung verfolgen das Ziel, Wohnung und Einrichtung so zu gestalten, dass diese der per-

sönlichen Fähigkeit der Bewohner angepasst und Einschränkungen ausgeglichen wer-

den können.  

Mieter, die z. B. ihre Wohnung barrierefrei umbauen wollen, brauchen dafür die Einwil-

ligung des Vermieters. Ausgenommen davon sind Einbauten von Ausstattungsgegen-

ständen (z.B. Haltegriffen oder technische Hilfen), die jederzeit wieder rückgängig ge-

macht werden können. Soll jedoch z. B. ein Treppenlift eingebaut oder Türen verbreitert 

werden, so bedarf es einer Einverständniserklärung durch den Vermieter. Nach gelten-

dem Mietrecht können Vermieter erforderliche Umbaumaßnahmen auch verweigern, 

wenn eigene Interessen oder die der anderen Mieter im Haus dadurch gefährdet sein 

können. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn durch den geplanten Umbau der Verkaufs-

wert des Hauses sinkt, die Nutzung des Hauses eingeschränkt wird oder Sicherheitsbe-

stimmungen nicht mehr eingehalten werden. Hat der Vermieter einer Wohnanpassung 

zugestimmt, so hat er bei der Umsetzung der Maßnahmen ein Mitspracherecht und 

darf Bedingungen und Auflagen z. B. hinsichtlich des Materials und der Gestaltung stel-

len. Außerdem kann er eine Kaution für den späteren Rückbau der Veränderung ver-

langen.50  

Im Landkreis Neumarkt i. d. OPf. wird seitens der Politik der Wohnraumberatung aktuell 

noch wenig Aufmerksamkeit zuteil - akuten Handlungsbedarf sieht hier nur 1 von 10 

Bürgermeistern (vgl. Abbildung 23 Einschätzung Handlungsbedarf Kommunen). 

                                                 
50  Vgl. § 554a Barrierefreiheit Bürgerliches Gesetzbuch (BGB.) Fassung aufgrund des Gesetzes zur Neugliederung, 

Vereinfachung und Reform des Mietrechts (Mietrechtsreformgesetz) vom 19.06.2001 (BGBl. I S. 1149), in Kraft ge-

treten am 01.09.2001.   
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Abbildung 23 Einschätzung Handlungsbedarf Kommunen 

  
Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018); Graphik BASIS-Institut 

(2019) 

 

Im Zuge der REGINA Workshops wurde die „WAB – ehrenamtliche Wohnraumanpas-

sungsberatung“ als positives Beispiel im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. benannt, gleich-

zeitig wurde moniert, dass das Angebot zu wenig bekannt ist und lediglich im ehren-

amtlichen Sektor verankert ist. Der Kontakt zur Wohnraumanpassungsberatung wird ak-

tuell auf Landkreisebene durch das Gesundheitsamt Neumarkt51 angeboten, allerdings 

ist dieses z. B. über die Suchfunktion der Webseite des Landkreises nicht zu finden. 

Ebenso ist die 2018 erschienene Zusammenstellung „Ein Leben lang zu Hause wohnen. 

Maßnahmen zur Wohnraumanpassung im Landkreis Neumarkt in der Oberpfalz“52 auf 

der Landkreisseite nicht verankert. Über die Kommune Postbauer-Heng findet sich z. B. 

die Wohnraumanpassungsberatung mit den ausgewiesenen bisher zertifizierten Wohn-

raumberatern im Landkreis (mit Kommunennennung) und eine Kontaktadresse. 

                                                 
51  Siehe unter https://gesundheit-soziales-neumarkt.de/beratung/beratungsstellen/ Vgl. auch Bundesarbeitsgemein-

schaft Wohnanpassungs e.V. Landesarbeitsgemeinschaft Bayern (2018): Aktuelle Liste der Wohnberatungsstellen 

und Wohnberatungsangebote in Bayern Stand Februar 2018, S. 5. 

52  Vgl. https://www.total-lokal.de/city/neumarkt/data/92318_39_01_18.pdf 
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5.2 Fazit 

Vor allem in kleineren Gemeinden fehlen zunehmend zentrale Infrastruktureinrichtun-

gen. Auch größere Gemeinden haben aufgrund von Zentralisierungstendenzen außer-

halb der Innenstädte oft mit Problemen im Bereich der Nahversorgung zu kämpfen. Im 

Landkreis ist das Ladensterben zwar moderater, aber dennoch vorhanden. In drei Or-

ten im Landkreis gibt es gar kein Lebensmittelgeschäft (mehr). Als Alternative zu klassi-

schen Infrastrukturangeboten (wie Dorfläden, usw.) bestehen in einigen Orten Dorfla-

deninitiativen. Studienergebnisse des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirt-

schaft zur Nahversorgung im ländlichen Raum53 fassen die Leitgedanken für den Um-

gang mit der Nahversorgung im ländlichen Raum zusammen:  Besonderes Augenmerk 

sollte auf den Erhalt und die Optimierung bestehender Nahversorgungseinrichtungen 

liegen, da diese bereits über notwendige Strukturen verfügen und (teilweise) erfolg-

reich wirtschaften. Neue Modelle sollten interkommunal erarbeitet werden, um Syner-

gien sinnvoll nutzen zu können. Vor der Umsetzung sollten im Vorfeld jeweils eine Bera-

tung sowie eine Standortanalyse erfolgen, um insbesondere die wirtschaftliche Erfolgs-

aussicht und den lokalen Bedarf zu berücksichtigen. Sofern ein Vorhaben erfolgsver-

sprechend wirkt, sollten dann auch geringe Anschubfinanzierungen erfolgen. In Ge-

bieten, die stationär nicht rentabel versorgt werden können, sollte der Weg für alterna-

tive Versorgungsformen geebnet werden. Neben mobilen Angeboten können z. B. Fi-

lial- und Franchisekonzepte, Multifunktionsläden mit der Einbindung ergänzender Zu-

satzdienstleistungen, Integrationsläden zur Teilhabe benachteiligter Gruppen am Ar-

beitsleben und Bürgerläden mit der Unterstützung der lokalen Bevölkerung als Hand-

lungsoptionen genannt werden. Allen ist gemein, dass Beratung und Standortanalyse 

helfen, tragfähige Konzepte entwickeln zu können; dennoch entscheidet letztlich der 

Bürger mit seinem Engagement und Einkaufsverhalten, ob kleinere Läden überleben. 

Kurz- und mittelfristig müssen also bestehende Angebote fit gemacht werden oder wei-

tere Alternativen erprobt werden, um die bereits bestehenden Defizite ausgleichen zu 

können und den Landkreis für die Zukunft mit ihren anwachsenden Herausforderungen 

für den ländlichen Raum fit zu machen.54 

Vor allem in manch peripher gelegenen Bereichen des Landkreises muss fortlaufend 

überprüft werden, wie das ÖPNV-Angebot verbessert werden kann, um nicht nur der 

älteren Generation – insbesondere den Hochbetagten - durch ein eingeschränktes 

Angebot des öffentlichen Nahverkehrs den Aktionsradius und damit auch die selbstän-

dige Nahversorgung und Teilhabechancen zu beschränken. 

Wie in Landkreisen üblich, verfügen viele ältere Bürger über Wohneigentum. Oft wur-

den die Gebäude aber auf eine andere Wohn- und Lebenssituation abgestimmt ge-

baut. So wohnen viele Senioren in großen Häusern, in denen sich die Wohnung auf 

mehrere Stockwerke erstreckt. Eine im Alter eventuell benötigte Barrierefreiheit der 

                                                 
53  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (2016): Nahversorgung in ländlichen Räumen. 

54  Vgl. auch Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit ( 2015): Sicherung der Nahversor-

gung in ländlichen Räumen. Impulse für die Praxis.  
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Wohnung wurde beim Bau nicht bedacht. Daraus ergibt sich ein umfassender Umbau-

bedarf in Bestandsbauten, um eine gute Lebensqualität sicherzustellen. Damit verbun-

den ist aber auch die Notwendigkeit entsprechender Beratungsangebote. Menschen, 

die nicht über eigenen Wohnraum verfügen und in Mietwohnungen wohnen, sehen 

sich anderen Hürden auf dem Weg zur Realisierung eines guten Lebens im Alter ge-

genüber: Die Anpassungsmöglichkeiten der Mietwohnung werden oft als begrenzt 

empfunden. Zuletzt gibt es eine wachsende Gruppe von Menschen, die sich keine 

adäquate (evtl. barrierefreie) Wohnung leisten können.  

Bei nahezu allen Menschen ist der Wunsch präsent, in der eigenen angestammten 

Wohnung bleiben zu können und nicht auf eine stationäre Einrichtung angewiesen zu 

sein. Somit stellt sich die Frage, ob es ausreichende alternative Angebote zu stationä-

ren Pflegeeinrichtungen gibt, wenn Menschen einen erhöhten Unterstützungs- und 

Pflegebedarf aufweisen. Im Landkreis wird dies von allen Seiten (Politik, Ehrenamtli-

che…) aktuell verneint und entsprechende Defizite konstatiert. 

Im Landkreis gibt es bisher keine Angebote gemeinschaftlicher Wohnformen.55 Bei den 

Angeboten betreuten Wohnens ist jeweils zu prüfen, ob diese eine gute Lebensqualität 

absichern können (Barrierefreiheit, Versorgung, Teilhabe). Vielfach zeigt sich, dass Be-

wohner in Anlagen betreuten Wohnens zwar auf eine barrierefreie Wohnung zurück-

greifen können, aber bei wachsender Unterstützungsbedürftigkeit sich diese Wohnform 

nicht mehr leisten können, oder umfassende Hilfsangebote gar nicht zur Verfügung 

stehen. Auch die Frage, ob eine Einbindung in lokale Bezüge stattfindet (Teilha-

bechance), sollte bei allen Projekten genau geprüft werden. 

Der Schwerpunkt der Hilfestellungen lag bei einer Beurteilung der Realisierungschan-

cen guter Lebensqualität im Alter stets auf Wohn- und Versorgungsformen (stationäre 

Pflegeeinrichtungen, barrierefreie Wohnangebote, betreutes Wohnen). Zumeist wur-

den dabei aber Teilhabechancen nicht ausreichend berücksichtigt oder gefördert. 

Generell ist schnell klar, wenn man Wohnformen analysiert, dass bei einer Gesamtzahl 

von Wohneinheiten über 25 in einem Wohnangebot die natürlichen Teilhabechancen 

zum Wohnumfeld, der Gemeinde bzw. dem Quartier kaum mehr gegeben sind. Anders 

ausgedrückt: In einer großen stationären Pflegeeinrichtung oder in einem Projekt be-

treuten Wohnens mit mehr als 25 Wohnplätzen bzw. -einheiten verliert sich kaum ein 

Bürger, wenn er dort nicht Bekannte oder Angehörige besucht. Kontakte werden bes-

tenfalls nachträglich z. B. in Form eines Gesangsauftritts des Kindergartens zu Weih-

nachten eingepflegt. Besser sieht es in Wohnformen aus, die von vorneherein Teilha-

bechancen mitbedacht haben. Im „Bielefelder Modell“ sind in den Wohnanlagen stets 

Wohnküchen oder gemeinsam genutzte Wohnzimmer vorhanden. Die Bewohner woh-

nen in diesen Anlagen als Mieter. Die Wohnumgebung ist regelmäßig eingebunden, 

indem sie diesen Gemeinschaftsraum mit nutzt. Wohnformen nach dem Bielefelder 

                                                 
55  Ein gutes Beispiel für die Weiterentwicklung von Wohnformen findet sich in Königsbrunn (Landkreis Augsburg), wo 

mit dem Generationenpark ein Wohnangebot für Menschen mit besonderen Wohnbedarfen geschaffen wurde 

(http://www.gwg-angebote.de/generationenpark). Aktuell wird in der Stadt Regensburg eine inklusive Wohnform 

„WIR“ (Wohnen inklusiv Regensburg, www.wir-regensburg.de) realisiert, die einen ähnlichen Anspruch hat.   
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Modell gibt es aber bisher im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. nicht. Dies bedeutet jedoch 

nicht, dass klassische stationäre Pflegeeinrichtungen überflüssig werden. Solange es 

keine ausreichenden Alternativen gibt, wird man auch mittel- und langfristig auf klassi-

sche stationäre Pflegeeinrichtungen zurückgreifen müssen. 

Schlüsselfaktoren 

Für den Bau barrierefreier Wohnungen für den Bedarfsfall bieten sich vor allem Miet-

modelle an. Dies begründet sich damit, dass Senioren mit Bedarfen häufig den Kauf 

von Wohnungen oder einem Haus nicht finanzieren können, selbst wenn sie ihr Eigen-

tum verkaufen. Zudem sind die Wohnungen nur für eine relativ überschaubare Zeit be-

legt. Wohnmodelle sollten einen Mehrwert für das ganze Quartier bzw. die ganze Kom-

mune bedeuten. So kann durch den Aufbau von Versorgungsstrukturen in den Miet-

modellen auch für die umliegenden Eigentumswohnungen Quartiersarbeit geleistet 

werden. Auf diese Weise können die Bewohner dieser Häuser im Bedarfsfall eventuell 

ebenfalls in ihrem Haus bleiben. Ziel sollte es sein, kein Niveau von Hilfsbedürftigkeit von 

vorneherein auszuschließen. Dazu sind evtl. Kooperationen mit den Palliativstationen 

nötig. Momentan stößt man aber bei der Realisierung einer „Rund-um-Betreuung“ bei 

Alleinstehenden an Grenzen. Unabhängig vom Pflegedienst sollten Dienstleister oder 

Nachbarschaftshilfen für Teilhabechancen sorgen.  

Den Kommunen stehen Fördermittel zur Verfügung, die für den Bau der Wohnmodelle 

genutzt werden können. Oft bleiben solche Fördermittel bisher ungenutzt. Mittels 

Wohnprojekten können Beschäftigungschancen für manche Gruppen geschaffen 

werden, die sonst schwer den ersten Schritt auf den Arbeitsmarkt schaffen würden. So 

können Cafés in Wohnmodellen als integrative Arbeitsplätze genutzt werden. So sind 

einerseits die Leistungen gewährleistet, andererseits Teilhabe. Wenn eine geeignete o-

der gewünschte Wohnform jenseits einer stationären Pflegeeinrichtung baulich zur Ver-

fügung steht, müssen auch Hilfen bei gegebener Unterstützungsbedürftigkeit zur Verfü-

gung stehen und eine gut erreichbare und qualitativ hochwertige und vor allem barri-

erefreie Infrastruktur zur Daseinsvorsorge die Wohn- und Lebensqualität der Menschen 

unterstützen. Denn zu einem Leben mit guter Lebensqualität im Alter zählen neben 

dem angemessenen und gegebenenfalls barrierefreiem bzw. auf die jeweilige Ein-

schränkung abgestimmten Wohnraum eben auch die Verfügbarkeit von Hilfen, wenn 

bestimmte Dinge im Haushalt oder bei Pflegebedarf nicht mehr selbst geleistet werden 

können, und die Sicherstellung der Teilhabemöglichkeiten (vgl. auch Kapitel Selbstän-

diges Leben im Alter). 
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5.3 Maßnahmenvorschläge 

5.3.1 Wohnraumanpassungsberatung im Landkreis wird bekannter gemacht 

Die Fortbewegung im eigenen Haus oder in der Wohnung kann aufgrund einge-

schränkter Mobilität im höheren Alter z. B. aufgrund von Türschwellen, Treppenstufen zu 

Problemen führen. Die ehrenamtliche Wohnraumanpassungsberatung nimmt auf sol-

che Fragen Bezug und berät mit zertifizierten Beratern Bürger zu Themen des bedarfs-

gerechten Umbaus der Wohnung. Diese Möglichkeit wird über das Landratsamt be-

kannter gemacht. Die Bekanntheit der Wohnraumanpassungsberatungsstelle wird 

durch Öffentlichkeitsarbeit seitens des Landkreises und der Kommunen (weiter) ge-

stärkt. Bei den Kommunen wird geworben, die Wohnraumanpassungsberatungsstelle 

z. B. auf den Webseiten zu verankern. Der Landkreis prüft Fördermöglichkeiten für Un-

terstützung und Ausweitung der Wohnraumanpassungsberatung. 

5.3.2 Schaffung von barrierefreiem Wohnraum 

Ältere Menschen, die nicht in eine stationäre Pflegeeinrichtung ziehen wollen, brau-

chen barrierefreien Wohnraum. Da das Angebot aktuell nicht den Bedarf abdeckt, 

werden barrierefreie Wohnungen gebaut. 

5.3.3 Wohnungsbau 

Bei Sanierungen von Wohnraum im Bestand ist Barrierefreiheit soweit möglich und bei 

Neubauten umfassend zu gewährleisten. Die Anpassung bestehenden Wohnraums 

muss durch eine zertifizierte Wohnraumberatung unterstützt werden. Der Bestand roll-

stuhlgerechter Wohnungen wird erhöht. Dies trifft zuallererst für die Bauvorhaben zu, 

auf die die Kommunen unmittelbaren Einfluss haben. Bei anderen Bauherren wird für 

eine Umsetzung in diesem Sinne geworben. Der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. setzt sich 

für den sozialen Wohnungsbau ein. 

5.3.4 Bau gemeinschaftlicher generationenübergreifender Wohnformen  

Gemeinschaftliche Wohnformen mit einer gemeinsamen Wohnküche und einem ei-

genen abgeschlossenen Wohnbereich inkl. Küche und Sanitärraum für jeden Bewoh-

ner bieten die Möglichkeit, sich gegenseitig zu unterstützen und sozial eingebunden zu 

sein. Außerdem ist dort aufgrund eventueller Unterstützungsbedürftigkeit der Bewohner 

mehr Personal vorhanden und auch ein 24-Sunden Unterstützungsangebot realisierbar 

(in Anlehnung an das Bielefelder Modell). Der Aufbau solcher Wohnmodelle wird un-

terstützt. Der Landkreis wirbt bei Bauträgern für die Umsetzung neuer Wohnmodelle und 

protegiert best-practice-Beispiele. 
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5.3.5 Unterstützung von Umbaumaßnahmen in der Wohnung  

Umbaumaßnahmen in der Wohnung stellen die Senioren oft vor einen schwer zu be-

wältigendem Aufwand. Zum einen wohnen Senioren oftmals zur Miete und Umbau-

maßnahmen gestalten sich schwierig. Zum anderen wird eine Vielzahl von Fachleuten 

benötigt (Statiker, Bauingenieur, Handwerker). Wohnberatungsangebote und Förde-

rungsmöglichkeiten werden weiter bekannt und nutzbar gemacht. 

5.3.6 Berücksichtigung der älteren Generation bei der Dorf- und Stadtentwicklung  

Im Rahmen von Dorf- und Stadtentwicklungsmaßnahmen werden die Bedarfe der äl-

teren Generation besonders berücksichtigt. Dazu werden diese durch geeignete Be-

teiligungsmethoden gezielt und frühzeitig in die Planungen und bei der Umsetzungsbe-

gleitung einbezogen. 

5.3.7 Beratungsangebot für Bauherren  

Bauwillige werden seitens der Kommunen mit Informationsbroschüren bzgl. Barrierefrei-

heit versorgt, um für die Vorzüge der Barrierefreiheit zu einem Zeitpunkt zu werben, zu 

dem noch umfassend Einfluss auf das Bauprojekt ausgeübt werden kann. Diese Infor-

mationen (z. B. in der „Broschüre Barrierefreies Bauen. Baurechtliche Anforderungen“ 

der Lokalbaukommission München) werden spätestens bei der Antragsstellung, besser 

früher, ausgegeben. Bauwillige werden auf bestehende Beratungs- und Fördermög-

lichkeiten hingewiesen. Gute Beispiele barrierefreier Architektur werden z.B. durch Ar-

chitekturexkursionen oder auch durch Informationsveranstaltungen bekannt ge-

macht. Architekten werden durch Fachgespräche weiter bzgl. der Bedürfnisse von 

Menschen mit Einschränkungen sensibilisiert. Es wird ein „Tag des barrierefreien Woh-

nens“ im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. organisiert. 

5.3.8 Information über Verfügbarkeit barrierefreier Wohnungen/Häuser  

In den Miet- und Immobilienteilen der regionalen Medien wird auf die barrierefreie/roll-

stuhlgerechte Ausstattung der angebotenen Objekte hingewiesen. Dafür werden ein-

heitliche Hinweise und Symbole für die Zeitungen entwickelt. Der Landkreis Neumarkt 

fördert dieses Ziel durch Absprachen mit den Akteuren der Wohnungswirtschaft. 

5.3.9 Barrierefreie Neubauten, Sanierungen und Umbauten 

Bei Bauvorhaben des Landkreises und der Kommunen wie auch anderer Unternehmen 

der Wohnungswirtschaft (z. B. Bauträger, Wohnungsbauunternehmen, Baugesellschaf-

ten) werden in einem frühen Planungsstadium die Bedarfe der älteren Generation ein-

bezogen (z. B. durch eine Audit-Gruppe), um Verkehrswege, Zugänge und Gebäude 

und das Wohnumfeld von Beginn an barrierefrei zu gestalten.  
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5.3.10 Information über barrierefreie Wohnungen in den Kommunen des Landkreises  

Die Kommunen des Landkreises sammeln Informationen über das Vorhandensein bar-

rierefreier Wohnungen in ihrer Gemeinde und leiten diese an das Landratsamt weiter. 

5.3.11 Gestaltung individueller Mobilität – bürgerschaftliche Fahrdienste, Rufbussystem, 

neue Verkehrskonzepte 

Es werden alle Möglichkeiten genutzt, die bestehenden Angebote des öffentlichen 

Personennahverkehrs für ältere Menschen nutzbar zu machen und weiter zu optimie-

ren. Die Barrierefreiheit der dabei eingesetzten Fahrzeuge wird sichergestellt (vgl. auch 

Maßnahme 5.3.12). Darüber hinaus werden aber auch neue Möglichkeiten geprüft. 

Bürgerschaftliche Fahrdienste können helfen, den Aktionsradius der älteren Generation 

zu erweitern. Der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. prüft Möglichkeiten der Umsetzung inno-

vativer Modelle in diesem Bereich.  

5.3.12 Anpassung des ÖPNV - barrierefreie Busse  

Der Einsatz von Reisebussen ist zur Personenbeförderung nicht geeignet. Bei Ausschrei-

bungen der Buslinien wird der Einsatz von Niederflurbussen soweit wie möglich ange-

strebt. Die Busse sollen grundsätzlich auch für die Beförderung von Elektrorollstühlen 

geeignet sein. 

5.3.13 Bestandsaufnahme und Prioritätenlisten für die Schaffung von Barrierefreiheit im 

öffentlichen Raum  

Die Kommunen erstellen Bestandsaufnahmen bezüglich des Ist-Standes der Barriere-

freiheit im öffentlichen Raum (z. B. unter Einbeziehung der Bürger mittels Ortsbegehun-

gen) und leiten daraus Prioritäten für die weitere Entwicklung der Barrierefreiheit ab. 

Die Ergebnisse der Prioritätensetzung werden veröffentlicht und über Umsetzungsfort-

schritte wird (jährlich) Bericht erstattet.  

Der Landkreis unterstützt die Darstellung der Barrierefreiheit von öffentlichen Orten im 

Internet. 

5.3.14 Gestaltung des öffentlichen Raums – Beratung und Unterstützung der Kommunen  

Zur umfassenden Barrierefreiheit im öffentlichen Raum erhalten die Kommunen Bera-

tung und Unterstützung seitens des Landratsamts, z. B. durch die Organisation von In-

formationsveranstaltungen zu verschiedenen Themen (z. B. barrierefreie Bushaltestel-

len, Querungsstellen etc.) oder die Sammlung von best-practice-Beispielen. Den Kom-

munen wird empfohlen, diese Beratungs- und Unterstützungsangebote zu nutzen.  

Generell soll bei der Ausweisung von Baugebieten und auch bei Stadtentwicklungs- 

oder Dorfentwicklungsprojekten die Barrierefreiheit von vornherein berücksichtigt wer-

den. 
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5.3.15 Sicherung der örtlichen Nahversorgung 

Die Sicherung der Nahversorgung sollte nicht nur als Möglichkeit gelten sich mit Lebens-

mitteln einzudecken, sondern als gemeinschaftliches, auch für soziale Kontakte und 

Integration wichtiges Anliegen der Kommune ins Bewusstsein gerückt werden. Wie Bei-

spiele belegen, kann es auf diesem Hintergrund auch in kleineren Kommunen gelingen 

durch gemeinschaftlich betriebene Dorfläden Nahversorgung dauerhaft zu gewähr-

leisten. 

Den Kommunen kommt die Verantwortung zu, diese Bemühungen um örtliche Nah-

versorgung tatkräftig zu unterstützen und einschlägige Initiativen nicht nur nach ihrer 

ökonomischen Tragfähigkeit, sondern auch nach ihrer Bedeutung für die Lebensquali-

tät und die Alltagssicherung auch der älteren Bevölkerung zu beurteilen. 

Vielfach wird ehrenamtliches Engagement (zumindest zusätzlich) eine der Grundlagen 

für das Gelingen von Initiativen zur Nahversorgung sein. Erfahrungen zu solchen Initiati-

ven in der Region und best-practice-Beispiele werden durch Austausch zwischen den 

Kommunen bzw. einschlägigen Fachverbänden zusammengetragen und gesichert 

(erfolgreiche Modelle, Gestaltung des Sortiments, Anpassung an örtliche Wünsche, Or-

ganisationsformen und Finanzierungsmodelle, etc.). Teilweise werden auch andere 

Versorgungsformen bzw. ergänzende Dienste (Fahrdienste, Bring-/Holdienste, Filial- 

und Franchisekonzepte) vor Ort diese beste Lösung bringen, um die Nahversorgung 

insbesondere für die ältere Bevölkerung sicher zu stellen. 

Der Landkreis bzw. einschlägige Fachverbände unterstützen und organisieren diesen 

Erfahrungsaustausch und beraten die Kommunen bzw. Initiativen bei der Wahl von bür-

gernahen, selbstbestimmten Nahversorgungskonzepten und ihrer Realisierung. 
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6 Teilhabe und Engagement 

Die Förderung des Teilgebiets ‚Gesellschaftliche Teilhabe‘ spielt besonders unter dem 

Gesichtspunkt der Einsamkeit unter Senioren eine Rolle. Laut dem Deutschen Alten-

survey (DEAS), einer repräsentativen Quer- und Längsschnittstudie über Menschen in 

der zweiten Lebenshälfte, fühlen sich etwa 9 % der über 40-Jährigen einsam. Dabei 

empfinden ältere Menschen zwischen 70 und 85 Jahren mit etwa 7 % tendenziell we-

niger Einsamkeit als die jüngere Altersgruppe. Dieser Befund wird im Hinblick auf eine 

abnehmende Zahl von Kontakten im Alter mit einer höheren Qualität der Beziehungen 

erklärt56 (vgl. hierzu auch Kapitel Familienstand).  

6.1 Landkreissituation 

6.1.1 Freiwilliges Engagement und Ehrenamt 

Das Thema freiwilliges oder bürgerschaftliches Engagement ist in den letzten Jahrzehn-

ten zunehmend in den Fokus des gesellschaftspolitischen Interesses gerückt, da es eine 

vielfältige und zentrale Form der sozialen Teilhabe sein kann. Aus dem 4. Freiwilligensur-

vey des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend geht hervor, dass 

der Anteil freiwillig engagierter Menschen steigt, wobei sich die Beteiligung am Enga-

gement zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen weiterhin deutlich unter-

scheidet. Für ein Seniorenpolitisches Gesamtkonzept relevant ist, dass der geringste An-

teil freiwillig Engagierter bei Personen im Alter von 65 und mehr Jahren liegt. Auch die 

Bereitschaft sich engagieren zu wollen ist im höheren Alter weniger stark ausgeprägt 

als in der Jugend und im jungen und mittleren Erwachsenenalter.57 Allerdings zeichnet 

sich in ländlichen Räumen ein anderes Bild: Zum einen sind hier deutlich mehr Men-

schen als in Großstädten öffentlich aktiv und engagiert, was sowohl für die verdichte-

ten als auch für die peripheren ländlichen Räume zutrifft. Zum anderen gab es hier in 

den letzten Jahren auch einen deutlichen Schub beim Engagement der Senioren, die 

zum einen das soziale und kirchliche Engagement, aber auch Gebiete wie die Ökolo-

gie und das lokale Bürgerengagement stärkten. Besonders relevant für die Sozialpolitik 

ist hierbei der zu erkennende Trend, dass, neben der starken Bedeutung des Engage-

ments in Vereinen, die Zuwächse insgesamt vor allem beim Engagement in sozialen, 

gesundheitlichen und kirchlichen Institutionen sowie in Kindergärten und Schulen la-

gen.58 Daran anschließend ist auch der eng mit dem freiwilligen Engagement ver-

knüpfte Bereich der informellen Unterstützung im sozialen Nahraum von zahlenmäßig 

ähnlicher Bedeutung: Zwei Fünftel der Wohnbevölkerung im Alter ab 14 Jahren leisten 

informelle Unterstützung für Nachbarn, Freunde, Bekannte und Andere. Diese umfasst 

                                                 
56  Deutsches Zentrum für Altersfragen (2016): Altern im Wandel: Zwei Jahrzehnte Deutscher Alterssurvey (DEAS), 

S. 289.  

57  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015): Freiwilliges Engagement in Deutschland. Zent-

rale Ergebnisse des Deutschen Freiwilligensurveys 2014, S. 117.   

58  TSN Infratest Sozialforschung (2014): "Bürgerschaftliches Engagement in den ländlichen Räumen der Bundesrepub-

lik Deutschland – Strukturen, Chancen und Probleme“. Sekundäranalyse auf Grundlage des Freiwilligensurveys der 

Bundesregierung.   
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u. a. die Betreuung und Pflege nichtverwandter gesundheitlich eingeschränkter Perso-

nen außerhalb des eigenen Haushalts, wobei Frauen dort einen wesentlich höheren 

Beitrag leisten als Männer.59  

Laut den Ergebnissen aus der SWOT-Analyse der REGINA Workshops ist das große pro-

jektbezogene Engagement im Landkreis, das flächendeckende Entstehen von Nach-

barschaftshilfen im Landkreis und ebenso die Vergütung in Form der Ehrenamtskarte 

eine positive Entwicklung. Allerdings wurde auch darauf aufmerksam gemacht, dass 

es sehr schwer ist, Vereinsvorstände zu finden, weil diese Ängste bezüglich der Arbeits-

menge bzw. Haftungsrisiken haben (vgl. auch 7.3.1 Unterstützung der Nachbarschafts-

hilfen). Außerdem wurde festgehalten, dass die meisten Ehrenamtlichen nicht aus der 

„Sandwich“ Generation, also den 40 bis 60-Jährigen, kommen, sondern eher aus den 

älteren Generationen. Negativ bewertet wurde, dass zu viel Verantwortung auf das 

Ehrenamt übergeben wird und die Politik im Landkreis zu sehr auf das Ehrenamt ver-

traue. Um auch ungenutztes Engagementpotential mobilisieren zu können, muss man 

sich die Frage stellen, welche Vorstellungen von Freiwilligenarbeit die Bürger haben. 

Bezüglich der Vergütungsformen freiwilligen Engagements lässt sich festhalten, dass die 

aktuell ehrenamtlich Aktiven im Landkreis das klassische Ehrenamt ohne Vergütung e-

her weniger gut als Anerkennung und Unterstützung für (potentiell) bürgerschaft-

lich/ehrenamtlich Engagierte einschätzen. 

Abbildung 24 Beliebtheit Vergütungsformen 

  
Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018); Graphik BASIS-Institut 

(2019)  

                                                 
59  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015): Freiwilliges Engagement in Deutschland. Zent-

rale Ergebnisse des Deutschen Freiwilligensurveys 2014, S. 17.   
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Insofern ist zukünftig auch insgesamt von einer Bedeutungszunahme alternativer Mo-

delle zum rein ehrenamtlichen Engagement auszugehen, auf die es zu reagieren gilt.60 

Monetär vergütete Angebote entsprechen sicherlich nicht dem Bild des klassischen 

Ehrenamtlichen. Es ist auch fraglich, ob der Begriff “Ehrenamt“ angesichts der mit bis 

zu acht Euro vergüteten Arbeit noch angemessen ist. Besser sollte man hier von bürger-

schaftlichen Diensten sprechen. Aber auch andere “Vergütungsformen“ werden von 

den Engagierten eingefordert, beispielsweise ist hier der Ruf nach Qualifizierungsmög-

lichkeiten, professioneller Begleitung bürgerschaftlichen Engagements, Schulungen o-

der Supervisionsangeboten zu nennen. 

6.1.2 Interessenvertretung 

Der radikale demographische Wandel erfordert eine aktive Beteiligung der älteren Ge-

neration in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Vor diesem Hintergrund müssen ältere 

Menschen verstärkt in kommunalpolitische Entscheidungen eingebunden werden, um 

die Vertretung ihrer Interessen sicherzustellen. Quartiersnähe und Neutralität sind die 

Grundidee eines kommunalen Seniorenbeauftragten, der laut Staatsministerium in je-

der Kommune vorhanden sein und Ansprechpartner und Vermittler für alle Belange 

älterer Mitbürger sein sollte.  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. hat nur eine Kommune in der Selbstauskunft das Vor-

handensein eines Ansprechpartners für seniorenspezifische Angelegenheiten verneint: 

Überraschenderweise hat diese Kommune auf ihrer Webseite einen Ansprechpartner 

benannt und der Seniorenbeauftragte hat sich an der Befragung der Ehrenamtlichen 

im Landkreis in seiner Funktion als Seniorenbeauftragter beteiligt. Hier gilt es, die Kom-

munikation zwischen den einzelnen Verwaltungsstellen dringend zu verbessern.  

Wichtig ist aber nicht nur die Benennung eines Seniorenbeauftragten auf dem Papier, 

sondern die Schaffung einer echten Schnittstelle zwischen Kommune und älterer Ge-

neration: Sie sollen lokale Ansprechpartner, im Bedarfsfall Weitervermittler an unterstüt-

zende oder beratende Einrichtungen sowie Mediator für Anregungen und Probleme 

aus der Bevölkerung sein. Im Idealfall handelt es sich dabei um einen (ehemaligen) 

Gemeinderat, (Alt-)Bürgermeister oder andere politisch Engagierte, die Einblicke in po-

litische und bürokratische Vorgänge haben und sich die Belange der Älteren zu eigen 

machen. Als besonders vorteilhaft für die effektive seniorenpolitische Koordination in 

Kommune und Quartier erweist sich jedoch die Amtsübernahme durch einen aktiven 

Lokalpolitiker, um auch ohne spezifisches Antragsrecht als Seniorenbeauftragter The-

men in den Gemeinderat einbringen zu können. 

Die befragten Seniorenbeauftragten sind im Schnitt 9 Jahre (min. 4 Jahre, max. 25 

Jahre) in ihrer Kommune tätig. Allerdings gibt es in der Funktion und Anerkennung 

große lokale Unterschiede: 6 von 10 bezeichnen die Unterstützung ihrer Kommune als 

                                                 
60  Wie das Beispiel der Seniorengenossenschaft Riedlingen zeigt, lassen sich mit solchen Vergütungssystemen bürger-

schaftliche Dienste schaffen, die verlässlich ältere Bürger bei der Führung eines weitgehend selbstbestimmten Le-

bens in der gewohnten häuslichen Umgebung unterstützen (siehe www.martin-riedlingen.de).   
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zufriedenstellend, das heißt im Umkehrschluss aber auch, dass 40 % hier (deutlichen) 

Verbesserungsbedarf erkennen.  

„Bin überrascht, dass so eine Abfrage überhaupt stattfindet. Hier in unserer Ge-

meindeverwaltung ist die Tätigkeit im Ort nicht einmal als Ehrenamt anerkannt.“ 

Nicht einmal die Hälfte der ehrenamtlichen Seniorenbeauftragten sehen ihren Aufga-

benbereich in der Kommune als definiert an, was dazu führt, dass 9 von 10 Senioren-

beauftragten Optimierungsbedarf bei der (weiteren) Konkretisierung ihres Aufgaben-

feldes angeben. 

Abbildung 25 Optimierungsbedarf der Arbeit als kommunaler Seniorenbeauftragter 

  
Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018); Graphik BASIS-Institut 

(2019) 
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Abbildung 26 Zufriedenheit der Seniorenbeauftragten mit… 

  
Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018); Graphik BASIS-Institut 

(2019) 

 

Nur ein Fünftel der befragten Seniorenbeauftragten ist mit der Zusammenarbeit mit 

Vertretern des Landkreises zufrieden, auch der fachliche Austausch wird von mehr als 

der Hälfte (53 %) der Seniorenbeauftragten als ausbaufähig angesehen. 

Die Hälfte sieht eine Notwendigkeit eine Zusammenarbeit mit ihrer Kommunalverwal-

tung zu initiieren oder zu verstärken. Wesentlich positiver wird dagegen die Koopera-

tion mit der REGINA GmbH und die Zusammenarbeit mit den Bürgern beurteilt. 
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Abbildung 27 In welchen Bereichen/mit welchen Akteuren/Stellen soll Ihrer Ansicht 

nach, eine Zusammenarbeit mit Ihnen initiiert bzw. verstärkt werden. 

  
Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018); Graphik BASIS-Institut 

(2019) 

 

6.1.3 Informationskanal Internet 

Immer mehr Seniorinnen und Senioren bzw. deren Angehörige informieren sich über 

das Internet. Ein zentraler Aspekt ist hier die Sicherung von Qualität und verbraucher-

orientierter Transparenz von Informationen. Damit Interessierten wie Betroffenen eine 

gute Information auch über das immer stärker genutzte Angebot des Internets zur Ver-

fügung steht, müssen Kommunen dieses Angebot laufend weiterentwickeln. Es bringt 

nichts, wenn eine Website modern aussieht, aber die Besucher nicht das finden, was 

sie suchen. Dazu gehören z. B. die Kontaktmöglichkeiten. Es ist wichtig, dass Kontakt-

daten im sichtbaren Bereich auf der Startseite der Webseite platziert sind, denn der 

direkte Draht zur Kommune ist oft das erste Anliegen. Mindestens ein auffälliger Menü-

Eintrag wie „Kontakt“ oder „Anschrift“ ist empfehlenswert.  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. sind Kommunen im Bereich der Internetpräsenz mit Blick 

auf seniorenpolitisch relevante Themen sehr unterschiedlich aufgestellt. Tabelle 4 gibt 
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eine kurze Einschätzung der verbraucherorientierten Transparenz und Qualität der In-

ternetauftritte (auch hinsichtlich seniorenrelevanter Themen) der Kommunen im Land-

kreis wieder.61 

Tabelle 4 Einschätzung Zugriffsmöglichkeiten und Gestaltung 

Kommune Link zur Startseite der Kommune 

Berching https://www.berching.de 

Berg bei Neumarkt i.d.OPF http://www.berg-opf.de 

Berngau https://berngau.de 

Breitenbrunn https://www.breitenbrunn.de 

Deining https://deining.de 

Dietfurt an der Altmühl https://www.dietfurt.de 

Freystadt https://freystadt.de 

Hohenfels https://www.markt-hohenfels.de 

Lauterhofen https://www.lauterhofen.de/standort.php 

Lupburg http://www.lupburg.de 

Mühlhausen https://www.muehlhausen-sulz.de 

Neumarkt i.d.OPf.  https://www.neumarkt.de 

Parsberg https://www.parsberg.de 

Pilsach https://pilsach.de/ 

Postbauer-Heng https://www.postbauer-heng.de 

Pyrbaum https://pyrbaum.de 

Sengenthal https://sengenthal.de 

Seubersdorf in der Oberpfalz https://www.seubersdorf.de 

Velburg https://velburg.de 

Legende 

Gute Zugriffsmöglichkeiten und übersichtliche Gestaltung 

Weniger gute Zugriffsmöglichkeit oder unübersichtliche Gestal-

tung 

Weniger gute Zugriffsmöglichkeit und unübersichtliche Gestal-

tung 

Quelle: eigene Recherche (2019) 

 

Die Barrierefreiheit spielt auch im Netz eine große Rolle. Barrierefreiheit bedeutet in die-

sem Zusammenhang, dass Menschen mit Behinderung oder ältere Menschen die An-

gebote im Internet wahrnehmen, verstehen, bedienen und mit ihnen interagieren und 

sie mitgestalten können. Daher ist es wichtig, jede Website so übersichtlich bzw. barri-

erearm wie möglich anzubieten. Die Kriterien Übersichtlichkeit, Verständlichkeit und 

einfache Bedienbarkeit sind also die Grundlage für einen barrierefreien Internetauftritt. 

Eine barrierefreie Website ist eine nutzerfreundliche Website – und das ist das oberste 

                                                 
61  Diese Einschätzung beinhaltet nicht eine Überprüfung der Einhaltung der Richtlinien für barrierefreie Webinhalte  

(Web 2.0 Anwendungen usw.). Die Barrierefreiheit gilt es, in einem weiteren Schritt zu überprüfen. Hier liegt die Auf-

gabe bei den Kommunen.   
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Ziel bei der Gestaltung eines Internetauftritts. Durch die Bemühungen um einen über-

sichtlichen und nutzerfreundlichen Auftritt können Kommunen deutlich machen, dass 

sie alle Menschen im Blick haben und niemanden ausschließen möchten. 

Idealerweise sollten also alle Internetauftritte grundsätzlich barrierefrei gestaltet wer-

den. Barrierefreie Kommunikation ist ein entscheidender Schritt auf dem Weg zur barri-

erefreien Gemeinde.62  

6.1.4 Partizipation der BürgerInnen 

Eine teilhabe- und zukunftsorientierte Senioren- und Sozialpolitik wird ohne umfassende 

Partizipation nicht den gewünschten Effekt erzielen. BürgerInnen als „Experten in eige-

ner Sache“ müssen bei der Politik, Programmen und Strategien, die sie betreffen, eine 

Stimme haben. Diese Partizipation stellt neue Anforderungen an Prozesse und fordert 

mehr Kooperation und umfassende Beteiligungsprozesse. Zur Beteiligung aufgerufen 

sind zuallererst die Bürgerinnen und Bürger als diejenigen, die Dienstleistungen in An-

spruch nehmen und Fachleute in eigener Sache sind. Außerdem diejenigen, die Leis-

tungen anbieten (Wohlfahrtsverbände und Private) und natürlich diejenigen, die in der 

Politik und Verwaltung Verantwortung tragen. 

Die Weiterentwicklung und Umsetzung eines Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts 

muss auf einem beteiligungsorientierten Prozess fußen, in dem also auch Bürger intensiv 

eingebunden werden. 

Die Kommunen und Bürger sind aufgefordert, eigene Wege zu finden. Auch die me-

thodische Durchführung kann unterschiedlich sein: hier stehen zahlreiche Vorgehens-

weisen und sozialwissenschaftliche Instrumente zur Verfügung, wie Befragungen, Be-

standserhebungen oder Workshops.63  

In einer ersten Einschätzung der befragten ehrenamtlich und bürgerschaftlich Enga-

gierten zeigt sich, dass vor allem Bürgerveranstaltungen zum Thema „Alter“ als zielfüh-

rend in den Kommunen des Landkreises Neumarkt angesehen werden.  

  

                                                 
62  Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr (2015): Die barrierefreie Gemeinde. Bayern barriere-

frei 2023. Ein Leitfaden, S. 52. 

63  Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen (2010): Kommunale Senioren-

politik. Teil 2: Leitfaden für kreisangehörige Städte und Gemeinden.   



TEILHABE UND ENGAGEMENT 

 

 68 

Tabelle 5 Einschätzung der zielführenden Formen der Bürgerbeteiligung 

 weniger gut gut Gesamt 

schriftliche Bürgerbefragung 11 55,0% 9 45,0% 20 100,0% 

Bürgerveranstaltungen zum 

Thema "Alter" 
1 5,3% 18 94,7% 19 100,0% 

Quartiersbegehungen/ 

Ortsspaziergänge 
5 23,8% 16 76,2% 21 100,0% 

Ideen-/Planungswerkstätten 5 26,3% 14 73,7% 19 100,0% 

regelmäßige Arbeitskreise 10 50,0% 10 50,0% 20 100,0% 

Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018) 

 

Es gilt, lokale Seniorenpolitik beteiligungsorientiert und so lebensnah wie möglich mit 

breitem Rückhalt in der Bevölkerung zu gestalten. Hierzu muss aber nicht nur auf die 

Möglichkeit der Mitwirkung der Bürger abgezielt werden, sondern auch das aktive En-

gagement der Bevölkerung eingefordert werden. 

Jede Kommune als direkter Lebensraum kann und soll sich Ziele des Seniorenpolitischen 

Gesamtkonzepts soweit notwendig differenzieren, an ihre besonderen kommunalen 

Verhältnisse anpassen und schließlich umsetzen. Auch empfiehlt es sich für die kreisan-

gehörigen Städte und (Markt-)Gemeinden, in einem konzeptionellen Rahmen eigene, 

örtliche seniorenpolitische Maßnahmen zu entwickeln, wobei die örtlichen Gegeben-

heiten und Problemstellungen aufgegriffen und Lösungsvorschläge entwickelt werden 

müssen. Allgemeingültige Vorgehensweisen sind dabei selten möglich, denn jeder Ort 

ist anders, hat andere Strukturen und Problemstellungen und verfügt über andere Res-

sourcen. Im Grundsatz geht es aber auch hier um ähnliche Arbeitsschritte wie auf Land-

kreisebene, eine Ist-Analyse, Entwicklung von Leitlinien, Maßnahmenkataloge, Vernet-

zungsgespräche und Umsetzungsvorschläge usw.  

6.1.5 Steuerung und Koordination 

Die Auswirkungen des demographischen Wandels (vgl. Kapitel 4) fordern von den 

Städten, Märkten und Gemeinden als unmittelbarer Lebensraum und soziale Nahum-

gebung der Bürger, die Lebensbedingungen für ihre Bürger anzupassen bzw. möglichst 

positiv zu gestalten. Zukunftsthemen wie Mobilität im Alter, die Schaffung einer senio-

rengerechten Versorgungsinfrastruktur oder die gesellschaftliche Teilhabe im Alter müs-

sen dringend von den politischen Verantwortlichen innovativ und lösungsorientiert be-

handelt werden. Seniorenpolitik darf aber auch nicht nur als isolierter Themenbereich 

betrachtet werden, sondern als ein integriertes Konzept, das den Menschen in seiner 

Gesamtheit in den Mittelpunkt stellt. Denn es geht bei einer verantwortungsbewussten 

Seniorenpolitik nicht ausschließlich um die ältere Generation. Im Mittelpunkt muss viel-

mehr das Miteinander der Generationen stehen: Kinder, Jugendliche, Familien und Se-

nioren bilden eine Einheit, die es von Seiten des Staates und der Kommunen intensiv zu 
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fördern und zu unterstützen gilt. Dies ist auch im Landkreis eine der Kernforderungen 

der Experten in den REGINA-Workshops gewesen. 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. geben 3 Kommunen aktuell dringendere Aufgaben als 

Seniorenpolitik an, 16 Kommunen sind sich der aktuellen Wichtigkeit und auch der ge-

nerationenübergreifenden Auswirkungen der Seniorenpolitik bewusst.  

Zielgerichtete Seniorenarbeit in einem Landkreis auf Landkreisebene ist auch nicht als 

Gegenpol zur lokalen Seniorenarbeit zu sehen, sondern als Koordinations- und mögli-

ches Steuerungsinstrument bzw. Vernetzungsinstrument. Eine mögliche Koordinations-

stelle soll eine Vernetzung der Organisationen und Einrichtungen der Seniorenarbeit im 

Landkreis sein, die sich beim Gestaltungsprozess der seniorenpolitischen Arbeit einbrin-

gen (wollen).  

Gemeinden, die sich bei der Umsetzung lokaler Maßnahmen und Projekte Unterstüt-

zung wünschen, sind ebenfalls auf einen regionalen kompetenten, vernetzten An-

sprechpartner und Vermittler angewiesen: Dreiviertel (74 %) der befragten Kommunen 

im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. wünschen sich (mehr) Unterstützung durch eine Koope-

ration bzw. durch die Schaffung einer zentralen Stelle (Ansprechpartner) im Landrats-

amt zur Seniorenpolitik.  

Befragt nach dem bestehenden Unterstützungs- und Beratungsangebot sehen 5 von 

10 Kommunen Verbesserungsbedarf, bei den ehrenamtlich und bürgerschaftlich En-

gagierten sind es 6 von 10. In beiden Befragungen wird hauptsächlich eine Anlaufstelle 

als fehlendes Angebot benannt. 

„Es sollte eine hauptamtliche Vermittlungsstelle für alle Seniorenpolitischen Ange-

legenheiten im Landratsamt geschaffen werden!“  

„Es fehlt im Landratsamt eine hauptamtliche Stelle für seniorenpolitische Fragen, 

die sich um die sozialen notwendigen Gefüge zum Leben der Senioren kümmert.“   

„(Es gibt) keine gemeinsame Anlaufstelle/Ansprechpartner für alle Fachstellen um 

zielgerichtet geführt zu werden.“  

„Es fehlt Vernetzung Kommune-Landkreis; es fehlt die Durchgängigkeit Kom-

mune-Landkreis.“ 

„…weil wir keinen Ansprechpartner haben „ 

„Ausschließlich die Regina GmbH betreibt Seniorenarbeit. Im LRA existiert jedoch 

kein Seniorenamt.“ 

„…weil es an zentralen Anlaufstellen mangelt.“ „ 

Auch in den REGINA Workshops bildete sich als Hauptziel aller priorisierten Ziele die In-

stallierung eines Sozialraumkoordinators auf Landkreisebene heraus. In der „Generati-

onenübergreifenden Agenda“ des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. wurde dieses Ziel 

durch eine konkrete Stellenbeschreibung und Aufgabenbeschreibung nochmals diffe-

renzierter benannt (vgl. Zusammenfassungen der Ergebnisse aus den REGINA Work-

shops). 
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6.2 Fazit 

Insgesamt ist bei Angeboten zur Teilhabe bei künftigen Planungen zu berücksichtigen, 

dass sich die Lebenslage der älteren Generation und auch die Verhaltensmuster ver-

ändern. Angebote, die alle Altersgruppen ansprechen, werden zunehmend den An-

geboten vorgezogen, die gezielt nur die ältere Generation ansprechen. Auch wach-

sende Kinderlosigkeit und das zunehmende Alter bedingt das Schrumpfen des sozialen 

Radius. Es muss also geklärt werden, wo sich ältere Bürger mit Anderen (auch unter-

schiedlichen Alters) zum Austausch treffen können. Bei einer Beurteilung der jeweiligen 

Situation in den Kommunen ist dabei auch zu berücksichtigen, dass Wirtshäuser, die 

von allen Bevölkerungsgruppen besucht werden, z. T. durch Speisegasstätten ersetzt 

wurden, oder ganz geschlossen wurden. Vereinsheime wiederum ziehen vielfach nur 

Vereinsmitglieder an. Bei den Gemeindehäusern der Kirchengemeinden ist eine realis-

tische Einschätzung, wie viele Ortsansässige noch einen Kirchenbezug haben und 

diese Räumlichkeiten nutzen, angebracht. Auf dieser Grundlage kann dann lokal ent-

schieden werden, ob die Raumangebote ausreichend sind oder z. B. unter Einbezie-

hung vorhandener Räume, neuer Konzepte (Bücherei mit Begegnungsbereich) oder 

neuer Ansätze (Bürgerhaus, Mehrgenerationentreff) realisiert werden könnten. Um Le-

bensqualität möglichst lange zu erhalten und auch im akuten Bedarfsfall (z. B. Unfall, 

Krankheit) unaufgefordert Hilfe erhalten zu können, ist eine weitergehende soziale Ein-

bindung notwendig. Eine sinkende soziale Kontrolle – im positiven wie im negativen Sinn 

– macht gemeinschaftliche Zeitgestaltungsangebote umso wichtiger. Gerade die ‚jun-

gen Alten’ haben für die typischen Seniorentreffs jedoch wenig übrig. Informative, prä-

ventive und generationenübergreifende Angebote sowie bürgerschaftliche Engage-

mentmöglichkeiten wecken eher deren Interesse.  

Die materielle Not und die Beschränkung auf die Grundsicherung ergeben sicherlich 

Einschränkungen in Bezug auf die Teilhabe. Während bei Kindern durch Bildungsgut-

scheine die Teilhabe an der Gesellschaft inzwischen gefördert wird, gibt es für die be-

dürftigen Älteren nichts Vergleichbares. In Zukunft ist eine wachsende Zahl von Älteren 

zu erwarten, die auf die Grundsicherung im Alter angewiesen sind (vgl. auch Kapitel 

Soziale Intervention). Durch aktuelle politische Entscheidungen auf Bundesebene wer-

den die Kosten der Grundsicherung im Alter künftig vom Bund getragen. Für die wach-

sende Gruppe der Älteren, die auf Grundsicherung angewiesen sind, stellt sich die 

Frage der Teilhabe in der Kommune natürlich weiterhin vor Ort. Armut führt aber nicht 

nur zu eingeschränkten Teilhabemöglichkeiten, sondern in vielen Fällen zu einer resig-

nativen Grundhaltung und in einigen Fällen auch zu Verwahrlosung. Wenn der Exklusi-

onsprozess so weit fortgeschritten ist, dass Ältere in vermüllten Wohnungen leben und 

immer weniger auf sich selbst achten, wird es zunehmend schwerer eine Teilhabe in 

der Gesellschaft zu erreichen.  

Eine zentrale Bedeutung kommt bei der Umsetzung der Teilhabe und Information auch 

der Einbindung der älteren Generation auf der kommunalen Ebene zu. Bewährt hat 
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sich dabei die Benennung von Seniorenbeauftragten. Hier zeigt sich im Landkreis Neu-

markt i.d.OPf. noch ein sehr divergentes Bild im Zuschnitt der Aufgabenbereiche und 

Kompetenzen. Es wird allen Kommunen empfohlen, solche Vertreter zu benennen 

(wenn dies noch nicht erfolgt ist) und eng(er) in die kommunale Arbeit einzubinden.  

Auch die generelle Einstellung zum Alter(n) muss überdacht werden. Die frühere Be-

deutung des Ruhestands als „ruhig halten“ entspricht aufgrund der verlängerten Le-

bensdauer nicht mehr dem heutigen Verständnis bzw. den Lebensperspektiven der äl-

teren Generation. Neue Formen des Austauschs und der Aktivitäten müssen entwickelt 

werden. Damit verbunden ist auch ein neues Verständnis der Seniorenpolitik, welches 

nicht allein auf Versorgungsangebote, sondern auch auf das Sicherstellen von Teilha-

bechancen abzielt. Bestandteil eines guten Lebens ist an der Gesellschaft umfassend 

teilhaben zu können und einen Sinn im Leben für sich gefunden zu haben. Eine Be-

schäftigung schafft eine Tagestruktur und gibt Orientierung. Sinnstiftende Aktivitäten 

sind daher zu fördern.  

Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement werden vielfältiger. Auch weiterhin wird 

es engagierte Ehrenamtliche geben, die sich völlig ohne Kostenersatz oder Aufwands-

entschädigung für andere einsetzen. Daneben wird es aber auch Engagierte geben, 

die in einer anderen Struktur arbeiten oder arbeiten wollen. Bürgerschaftliches Enga-

gement kann finanziell entlohnt bzw. es kann eine Aufwandsentschädigung gezahlt 

werden. Dadurch kann man dem Mangel an Ehrenamtlichen begegnen und erreicht 

hinsichtlich der Angebote eine gewisse Verbindlichkeit. Zusätzlich sollten die Helfer pro-

fessionell unterstützt werden. Mit solchen neuen Strukturen kann auch eine von Bürgern 

gesteuerte Leitung des Engagements jenseits der häufig praktizierten Anbindung an 

Vereine oder Sozialverbände gemeint sein. Mit diesen neuen Engagementformen las-

sen sich umfassende, verlässliche und bezahlbare Strukturen zur Versorgung der älteren 

Generation aufbauen. Bei der Umsetzung dieser Modelle ist darauf zu achten, dass 

diese das klassische Ehrenamt nicht ersetzen sollen oder dürfen, und auch professio-

nelle Dienstleistungsangebote nicht ersetzen können oder sollen. In der Umsetzung wird 

bei jedem Modell eine möglichst klare Abgrenzung des Tätigkeitsfeldes gefunden wer-

den müssen. 

6.3 Maßnahmenvorschläge 

6.3.1 Hauptamtliche Unterstützung (Sozialraumkoordinator)/ Schaffung einer zentra-

len Anlaufstelle im Landratsamt  

Auf Landkreisebene wird eine zentrale Anlaufstelle geschaffen, die dauerhaft Koordi-

nations-, Planungs- und Beratungsaufgaben im Bereich Altenhilfe und ehrenamtliches 

Engagement übernimmt. Um auch generationsübergreifend die Entwicklungsaufga-

ben im Landkreis und seinen Kommunen anzustoßen und zu begleiten, empfiehlt sich, 

diese Aufgabe in die Stelle eines „Sozialraumkoordinator auf Landkreisebene“ einzu-

binden.  
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Eine seiner Aufgaben ist die Beratung, Unterstützung und Information von ehrenamtlich 

Tätigen (auch z. B. Selbsthilfegruppen) im Landkreis, ihre Vernetzung, die Gestaltung 

von Rahmenbedingungen ihrer Arbeit, z. B. auch die Schaffung von Anreizen und Be-

lohnungsformen für bürgerschaftliches Engagement, die Koordination von ehrenamtli-

cher und professioneller Arbeit, der (auch landkreisübergreifende) Erfahrungsaus-

tausch zu Fragen des Ehrenamts und die Mitwirkung bei der Umsetzung der nachfol-

gend aufgeführten Maßnahmen. Er ist somit auch Ansprechpartner für hauptamtlich 

Tätige in diesem Bereich.  

Er realisiert diese Arbeit als generationsübergreifende Aufgabe und engagiert sich ge-

nerell für die erfolgreiche Gestaltung sozialer Entwicklungsprozesse im Landkreis und 

seinen Kommunen. 

Eine Evaluation und Anpassung der Maßnahmen im seniorenpolitischen Planungspro-

zess wird seitens des Sozialraumkoordinators regelmäßig durchgeführt; er informiert den 

Kreistag regelmäßig über die Fortschritte des Prozesses. Dabei unterstützt den haupt-

amtlichen Sozialraumkoordinator z. B. ein Begleitgremium bestehend aus Vertretern 

verschiedenen Interessensgruppen (politische Akteure, Vertreter der Verwaltung, der 

Nachbarschaftshilfen, der Wohlfahrts- und Sozialverbände sowie die Seniorenbeauf-

tragten usw.). 

Diese Stelle wird – da es sich um eine Daueraufgabe handelt – möglichst im Landrats-

amt als hauptamtliche Vollzeit-Stelle angesiedelt. Dies garantiert die nachhaltige Rea-

lisierung der o. a. Aufgaben und entspricht dem Wunsch aller ehrenamtlichen Akteure. 

Es sichert die dringend erforderliche amtsinterne Abstimmung der Tätigkeit, schafft 

dauerhaft klare Strukturen und verlässliche Möglichkeiten des Kontakts für Ehrenamtli-

che wie für Kommunen, sichert Kontinuität, Ausbildung von Routinen, Beständigkeit des 

Fachwissens und Kompetenz bei Entwicklungs- und Vernetzungsanliegen.  

Die Stelle des Sozialraumkoordinators in das Landratsamt zu integrieren, vermeidet die 

Nachteile einer Ausgliederung der Koordinationsfunktion an externe Einrichtungen 

(z. B. die REGINA GmbH): Eine solche Ausgliederung an Externe wäre verbunden mit 

Projektarbeit, damit also zeitlich befristet und nicht nachhaltig gesichert. Um die Arbeit 

zumindest mittelfristig zu realisieren, müssten immer wieder neue Projekte beantragt 

werden, deren Erfolg unklar ist. Selbst wenn diese erfolgreich beantragt werden, wäre 

die Arbeit auf immer neue Konzepte ausgerichtet, nicht verlässlich gesichert, auch auf 

immer neue Projektmitarbeiter ausgerichtet, den Risiken schwankender Kompetenz 

und Rekrutierungsproblemen ausgesetzt, Wissen und Kontakte müssten immer wieder 

neu aufgebaut werden, die amtsinterne wie -externe Koordination und die Kontakte 

zu den Kommunen jeweils neu hergestellt werden.  

6.3.2 Seniorenbeauftragte  

Ein Seniorenbeauftragter ist eine benannte oder gewählte Person, die im Gemeinde- 

bzw. Stadtrat die Interessen der älteren Generation vertritt. Er gilt als wichtiger An-
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sprechpartner vor Ort. Obwohl es im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. bereits zahlreiche Se-

niorenbeauftragte gibt, sind die Gemeinden diesbezüglich recht unterschiedlich auf-

gestellt. Die Ansprechpartner vor Ort für seniorenrelevante Fragen sind aktuell häufig 

nicht bekannt. Wichtig ist aber nicht nur die Benennung eines Seniorenbeauftragten 

auf dem Papier, sondern die Schaffung einer echten Schnittstelle zwischen Kommune 

und älterer Generation: Sie sollen lokale Ansprechpartner, im Bedarfsfall Weitervermitt-

ler an unterstützende oder beratende Einrichtungen sowie Mediator für Anregungen 

und Probleme aus der Bevölkerung sein. Im Idealfall handelt es sich dabei um einen 

(ehemaligen) Gemeinderat, (Alt-)Bürgermeister oder andere politisch Engagierte, die 

Einblicke in politische und bürokratische Vorgänge haben und sich die Belange der 

Älteren zu eigen machen. Soweit organisatorisch möglich, werden sie gewählt, nur in 

Ausnahmefällen ernannt. 

Die Position des Seniorenbeauftragten in den Landkreiskommunen wird gefördert und 

mit Menschen mit angemessener Erfahrung besetzt.  

Die Kommunen unterstützen die Arbeit des Seniorenbeauftragten, z. B. die Förderung 

der Bekanntheit, die Integration der Arbeit des Beauftragten bei Veranstaltungen, die 

Projektförderung, die Kooperation mit externen Stellen, die gezielte Informationsüber-

mittlung seitens der Kommune (z. B. Themen im Gemeinderat, Einladungen zu Ver-

sammlungen usw.). Die Seniorenbeauftragten werden bei Entscheidungen der Kom-

mune, die ihr Tätigkeitsfeld betreffen, zeitgerecht eingebunden und wirken bei diesen 

Entscheidungen mit (z. B. auch durch Rederecht bei Gemeinderatssitzungen). Die Se-

niorenbeauftragten werden kontinuierlich durch das Landratsamt z. B. durch Schulun-

gen unterstützt. Die Seniorenbeauftragten bieten eine niederschwellige Anlaufstelle für 

Seniorenfragen und einen Einstieg in das System der Beratungen und Angebote. 

6.3.3 Handreichung für die Arbeit der Seniorenbeauftragten der Städte und Gemein-

den im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. / Leitfaden für gemeindliche Seniorenarbeit 

Mit Unterstützung des Landkreises ist der Aufgabenbereich (soweit nötig) des/der Seni-

orenbeauftragten umfassend und konkret zu definieren sowie die sachgerechte Mit-

wirkungsmöglichkeit in allen Senioren betreffende Belangen sicherzustellen.  

Der Landkreis erstellt eine Handreichung für die Arbeit der Seniorenbeauftragten der 

Städte und Gemeinden im Landkreis Neumarkt i.d.OPf, in der die Aufgabenbereiche, 

Kompetenzen, Ausstattung und mögliche Einsatzfelder (Arbeitshilfen) gelistet werden.64 

 

6.3.4 Unterstützung der Städte und Gemeinden  

Die Kommunen werden im Rahmen der ehrenamtlichen Arbeit für und mit Senioren 

durch den Landkreis Neumarkt unterstützt. Ehrenamtliche Arbeit in der Trägerschaft der 

                                                 
64  Vgl. LandesSeniorenVertretung Bayern e.V. (2017): Gründung und Aufbau kommunaler Seniorenvertretungen. 

Handreichung für Seniorinnen und Senioren - Politik – Verwaltung. 
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Gemeinden, Wohlfahrtsverbände, Kirchen etc. ist in vieler Hinsicht (Versicherungs-

schutz, Haftungsfragen, Anerkennung und Integration in das Leben der Gemeinden…) 

leichter und viel effektiver, kostengünstiger zu realisieren als in freier Trägerschaft. 

6.3.5 Lokale (seniorenpolitische) Konzeptionen in den Kommunen  

Die Kommunen als lokale Lebenswelt der Bürger machen sich auf Grundlage des Se-

niorenpolitischen Gesamtkonzepts auf Landkreisebene auf, Handlungsschwerpunkte 

für die Entwicklung der lokalen Seniorenarbeit festzulegen. Dabei werden zunächst der 

lokale Ist-Stand und Bedarf herausgearbeitet. Durch eine kurze Verschriftung zentraler 

Sachverhalte und ausgewählter Maßnahmen entsteht ein lokales Seniorenpolitisches 

Gesamtkonzept auf der Ebene Gemeinde bzw. Stadt. Das Landratsamt unterstützt die-

sen Prozess. Evtl. können Fragen der Bedarfsklärung in wiederholt durchzuführenden 

Sozialraumkonferenzen erörtert werden.  

Insbesondere das gelingende Zusammenwirken verschiedener Akteursgruppen (Fami-

lien, Nachbarschaften, organisierte Nachbarschaftshilfe, Sozialstationen etc.) steht da-

bei im Fokus. Auch die generationenübergreifende Sozialraumentwicklung kann mit 

diesen lokalen Prozessen und Konzepten verknüpft werden. 

Auch die Verknüpfung auf Landkreisebene angebotener Beratungs- und Hilfeange-

bote mit den örtlichen Angeboten der Kommunen werden dabei berücksichtigt. 

6.3.6 Gewinnung von Senioren für ehrenamtliches Engagement und Aufzeigen von 

Aufgabenbereichen für Ehrenamtliche  

Die Diskrepanz zwischen Senioren mit einem Wunsch nach Engagement und tatsäch-

lichem Engagement ist groß. Um Senioren zu gewinnen, werden sie auf Engagement-

möglichkeiten hingewiesen und auch für die Umsetzung neuer Ideen ermutigt. Profes-

sionelle Strukturen reißen häufig Angebote an sich. Daher müssen Nischen gesucht und 

eröffnet werden, sodass sich Ehrenamtliche einbringen können. 

6.3.7 Schaffung inklusiver Treffpunkte  

In den letzten Jahren ist das Bewusstsein gewachsen, dass neben den traditionellen 

Angeboten der Vereine auch im ländlichen Raum ergänzende offene Angebote wich-

tig sind. Dazu wurden an vielen Orten und auch im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. Modelle 

wie das Bürgerhaus Neumarkt i.d.OPf. usw. geschaffen. Allen diesen Angeboten ist ge-

mein, dass man sich ohne große angebotsbezogene Zugangsschwellen (wie z. B. Mit-

gliedschaft) mit anderen Menschen austauschen kann. Bei der Schaffung solcher An-

gebote kann auch an bestehende Seniorencafés und Jugendtreffs angeknüpft wer-

den. Dieser Ansatz kommt allen Menschen zugute, die in solchen Angebotsformen nie-

derschwellig mit anderen Menschen in Kontakt kommen. Auch erweisen sich die Treff-

punkte als Entwicklungsstätte für bürgerschaftliches Engagement. Nach Möglichkeit 

wird bei der Ausgestaltung solcher Treffpunkte auf die unterschiedlichen Bedarfe von 

Menschen geachtet werden, um einen Ort zu schaffen, der auch für Menschen mit 
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unterschiedlichen Einschränkungen nutzbar ist (vgl. auch Maßnahme 7.3.5 Nieder-

schwellige Treffmöglichkeiten in den Kommunen) 

6.3.8 Barrierefreie Websites 

Der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gestaltet seinen Internetauftritt barrierefrei, soweit 

noch nicht umgesetzt. Den Kommunen wird geraten, ihre Internetauftritte auf barriere-

freie Umsetzbarkeit zu prüfen und soweit nicht umgesetzt, diese barrierefrei zu gestal-

ten. Die Möglichkeiten der Verbesserungen dieses Angebots aufgrund des techni-

schen Fortschritts werden regelmäßig überprüft. 
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7 Selbständiges Leben im Alter 

Angesichts des demographischen und sozialen Wandels gehört die Frage, wie dem 

aktuellen und künftigen Unterstützungsbedarf der auf Pflege angewiesenen Menschen 

begegnet werden soll, zu den zentralen Fragen der kommunalen Daseinsvorsorge. 

Pflegestrukturen kontinuierlich und bedarfsgerecht weiter zu entwickeln ist ein zentrales 

Thema, das im Rahmen eines Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts bearbeitet werden 

muss. Nach Expertenmeinung verlangen die Herausforderungen des demographi-

schen und sozialen Wandels nach einer Initiative für mehr Selbstbestimmung und 

Selbstständigkeit vor Ort. Unter Betonung der familiären und zivilgesellschaftlichen Rolle 

als Teil einer zukunftsorientierten Pflegepolitik müssen professionelle Pflege, persönliche 

Hilfen und Beratung selbstbestimmtes Wohnen in der gewählten Umgebung unterstüt-

zen. 

Abbildung 28 Case Management im Versorgungssetting für den häuslichen Bereich 

 
Quelle: Klie, Künzel und Hoberg (2015): Strukturreform Pflege und Teilhabe. Die Bausteine einer 

Strukturreform. 

 

Die Zahl der auf Pflege angewiesenen Menschen und ihr Anteil in der Bevölkerung wird 

steigen (vgl. Kapitel 4 und 10). Angehörige, die eine zentrale Rolle in der Pflege und 

Sorge übernehmen – das sogenannte Pflegepotential – werden nicht mehr in gleicher 

Zahl und Bereitschaft zur Verfügung stehen wie das heute noch der Fall ist. Hinzu 

kommt, dass es zurzeit auf dem Arbeitsmarkt nicht ausreichend Arbeitskräfte für den 

Bereich der Langzeitpflege gibt und auch in naher Zukunft wahrscheinlich nicht geben 

wird, um den Rückgang der Pflege durch Angehörige zu kompensieren. Zu erwarten 

ist auch, dass die allgemeine Finanzsituation im Laufe der nächsten Jahre prekärer wer-

den wird.65  

In Bayern zum Beispiel stieg zwar die Beschäftigtenzahl in Gesundheits- und Pflegebe-

rufen seit 2013 von ca. 429.600 um 13 % auf ca. 487.600 im Jahr 2017 an. Der Anteil der 

                                                 
65  Klie, Thomas; Künzel, Gerd; Hoberg, Thomas (2013): Strukturreform. Pflege und Teilhabe, S. 6.   
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Ausländer in diesem Tätigkeitsfeld hat sich seit 2013 von 6 % auf 10 % erhöht. Aber auch 

die Teilzeitquote hat sich im gleichen Zeitraum in den Gesundheits- und Pflegeberufen 

von 44 % auf 47 % erhöht. Konstant sind in diesem Zeitraum rund 81 % der in diesen 

Berufen Tätigen weiblich, und mittlerweile statt 9,5 % nur noch 8,5 % unter 25 Jahren, 

sowie lediglich 34 % statt 37 % unter 35 Jahren. Der Anteil der 50-Jährigen und älter ist 

dagegen in den letzten 5 Jahren von 27 % auf 32 % angestiegen.66 Die Bereitschaft 

eigene Kinder aufzuziehen, eventuell die eigenen Eltern zuhause zu pflegen und zu-

sätzlich auch beruflich für Kinder- und Altenpflege aufzukommen, nimmt also bei jun-

gen Frauen ab, ein weiteres Wachstum der Berufsgruppe im benötigten Ausmaß wird 

sich schwierig gestalten. Eine zukunftsfähige Sozialpolitik muss dieser Entwicklung Rech-

nung tragen und die Attraktivität sozialpflegerischer Berufe auch bei Männern steigern. 

7.1 Landkreissituation 

Da aktuell immer noch hauptsächlich Frauen sowohl beruflich als auch privat Pflege-

aufgaben übernehmen, berechnet man in der Demographieforschung das Pflegepo-

tenzial einer Gesellschaft durch Gegenüberstellung der Zahl der 45- bis 60-jährigen 

Frauen und der Zahl der über 65-Jährigen. Es liegt für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 

aktuell bei einem Wert von 0,66 - auf 100 über 65-Jährige kommen also 66 potentielle 

Pflegekräfte aus der Töchtergeneration, im Jahr 2022 werden es noch ca. 54 sein, im 

Jahr 2032 unter 30.67 

7.1.1 Unterstützungssituation bei alltäglichen Dingen 

Von baulichen Voraussetzungen abgesehen bedarf es im höheren Alter auch häufig 

regelmäßiger alltagspraktischer Hilfen, um weiterhin selbständig leben zu können, da 

mit dem Alter auch Unterstützungsbedarfe im Alltag zunehmen.  

Ein wichtiger Punkt im Bereich der alltagspraktischen Unterstützung ist z. B. die Kosten-

frage, wenn z. B. Unterstützung bei der Haushaltsführung nicht mehr (ausreichend) vom 

Kunden selbst oder Familienangehörigen übernommen werden kann. Durch die Ver-

ankerung des Entlastungsbetrags (§ 45b SGB XI Entlastungsbetrag) haben Pflegebe-

dürftige in häuslicher Pflege Anrecht auf eine finanzielle Unterstützung in Höhe von bis 

zu 125 Euro monatlich. Dies ergänzt die ambulanten und teilstationären Pflegeleistun-

gen in der häuslichen Umgebung. Alle Pflegebedürftigen mit den Pflegegraden 1 bis 

5, bei denen im häuslichen Bereich gepflegt wird, haben einen Anspruch auf einen 

Entlastungsbetrag für „Angebote zur Unterstützung im Alltag“. Bereits jetzt geben 80 % 

der befragten Pflegedienste im Fachkraft- und mehr als die Hälfte (55 %) im Hilfskraft-

bereich Rekrutierungsprobleme an bei gleichzeitig steigender Angebotsnachfrage im 

Bereich der unterstützenden Dienstleistungen: 

                                                 
66  Vgl. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit: Berufe im Spiegel der Statistik. Be-

rufsgruppe BA04: Gesundheits- und Pflegeberufe 2013-2017, abgerufen http://bisds.iab.de/Default.aspx?be-

ruf=BA04&region=5&qualifikation=0 

67  Vgl.  Bayerisches Statistisches Landesamt (2018):  Regionalisierten Vorausberechnung Kreise: Neumarkt i.d.OPf. 

(Lkr) nach Altersgruppen auf 1.000 Personen.  
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„Viele Anfragen bezüglich hauswirtschaftlicher Leistungen; zu wenig qualifiziertes 

Personal.“ 

„Versorgungsanfragen von Kunden (…) können auf Grund fehlender Personalres-

sourcen nicht angenommen werden. In allen Bereichen.“ 

„Zu wenig Alltagsbegleiter, welche niedrigschwellige Tätigkeiten (Arztbegleitung, 

Begleitung beim Einkaufen etc.) übernehmen.“  

Auch in den REGINA Workshops wurden für den Landkreis Neumarkt id. OPf. zu wenig 

bezahlbare Haushaltshilfen in einer SWOT-Analyse dokumentiert. Vor dem Hintergrund 

der genannten demographischen und strukturellen Veränderungen in den familiären 

Strukturen sind also als andere Quellen der Unterstützungsmöglichkeiten auch die bür-

gerschaftlich und nachbarschaftlich engagierten Netzwerke zu sehen, die Unterstüt-

zung im häuslichen Umfeld leisten und zum Erhalt von Sozialkontakten beitragen kön-

nen. Im Vordergrund stehen immer bürgerschaftliches Engagement und somit die Hilfe 

von und für Bürger in der Kommune. 

Die einzelnen Formen der Nachbarschaftshilfe sind teilweise sehr unterschiedlich mit 

unterschiedlichen Zielen und Philosophien. Organisiertes bürgerschaftliches und nach-

barschaftliches Engagement hat einen verbindlichen organisatorischen Rahmen und 

richtet sich an alle Bürger in den Gemeinden. Solche Netzwerke können geeignet sein, 

Alltagsunterstützung und soziale Kontakte über ehrenamtliche Helfer zu organisieren 

und damit einen Verbleib in der Häuslichkeit zu ermöglichen.68 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf sind aktuell in 13 Kommunen Nachbarschaftshilfen ak-

tiv.69 Die organisierten Nachbarschaftshilfen des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. bieten 

anderen Bürgern Hilfestellungen z. B. Unterstützung bei Einkäufen, Behördengängen, 

Arztbesuchen usw. 

  

                                                 
68  Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie und Integration (2017): Organisierte, von bürger-

schaftlichem Engagement getragene Nachbarschaftshilfen: Von der Idee zum Start; online verfügbar unter 

http://www.stmas.bayern.de/imperia/md/content/stmas/stmas_internet/senioren/eckpunkte_nachbarschafts-

hilfe.pdf   

69  Vgl. https://www.reginagmbh.de/netzwerke/nachbarschaftshilfen/ ; Sengenthal hat nach Rückmeldung der Be-

fragung der Seniorenbeauftragten und Nachbarschaftshilfen (Nov. 2018) die Tätigkeit zum 01.10.2018 eingestellt. 

Nach Rückmeldung des Landratsamts (25.06.2019) hat auch die Gemeinde Deining die Nachbarschaftshilfe ein-

gestellt.  
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Tabelle 6 Dienstleistungen der organisierten Nachbarschaftshilfen 

  

Antworten 
Prozent der Fälle 

N Prozent 

Angebot 

Begleitdienste 9 13,8% 100,0% 

Besuchsdienste 7 10,8% 77,8% 

Hilfen im Haushalt 7 10,8% 77,8% 

stundenweise Entlastung 

von pflegenden Angehöri-

gen 

5 7,7% 55,6% 

stundenweise Kinderbetreu-

ung 
7 10,8% 77,8% 

Unterstützung bei schriftli-

chen Arbeiten 
8 12,3% 88,9% 

Fahrdienste 7 10,8% 77,8% 

Einkaufshilfen, -dienste 9 13,8% 100,0% 

Sonstiges70 6 9,2% 66,7% 

Gesamt 65 100,0% 722,2% 

Quelle: Befragung Seniorenbeauftragte und Nachbarschaftshilfen (2018) 

 

Die befragten bürgerschaftlich Aktiven im Landkreis betonen auch die sich veränder-

ten Bedürfnisse und Interessen der älteren Generation bzw. sehen Entwicklungen in Be-

zug auf die ältere Generation: Immer mehr Menschen im Alter sind alleinstehend oder 

können (oder wollen) aus anderen Gründen nicht auf familiäre Hilfe zurückgreifen: 

Durch eine höhere Lebenserwartung steigt die Wahrscheinlichkeit zu vereinsamen. Zu-

dem gibt es aufgrund des Geburtenrückgangs große Familienverbünde in der Regel 

nicht mehr. Und aufgrund einer beruflichen Mobilität ist die Anbindung an die Familien 

nicht mehr im früheren Umfang gewährleistet:  

„Unterstützung durch Familienangehörige wird durch Berufstätigkeit minimiert. 

Höhere Alterserwartung erfordert mehr Unterstützung.“ 

„Immer älter werdende Menschen mit immer weniger Finanzkraft.“ 

Deswegen werden neue Formen einschließlich der sozialen Netzwerke und nachbar-

schaftlichen Hilfen zunehmend an Bedeutung gewinnen. Wichtig ist hier, die vorhan-

denen Strukturen zu festigen und zu unterstützen. Insgesamt zeigen sich die befragten 

Nachbarschaftshilfen mit der Unterstützung seitens ihrer Kommunen (eher) zufrieden 

(89 %), allerdings fordern auch zwei Drittel (66 %) einen Ausbau der Förderung seitens 

des Landkreises für die organisierten Nachbarschaftshilfen (ohne Abb.). 

Seitens der Experten wurde aber auch gemahnt, das Risiko eines einfachen Abwälzens 

einer notwendigen Pflegeunterstützung auf das Ehrenamt nicht zu unterschätzen. 

                                                 
70  Beispielnennungen Sonstiges: Umzüge, Notfallversorgung oder Betreuung von Tieren, Wohnraumanpassungsbera-

tung, Gemeindenachmittage/Ausflüge  
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Wichtig ist auch, die vorhandenen Strukturen der Nachbarschaftshilfen gegebenen-

falls zu verifizieren und seitens des Landkreises zu fördern. 

Durch gezielte Informationsveranstaltungen und Erfahrungsberichte müssen auch 

mögliche Hemmschwellen bei den älteren Bürgern abgebaut werden, Unterstützungs-

leistungen der Nachbarschaftshilfen oder anderer niederschwelliger Dienste anzuneh-

men. 

7.1.2 Unterstützungssituation bei der Pflege und Betreuung 

Etwa einer von zehn pflegenden Angehörigen in Deutschland engagiert sich in der 

Pflege von Freunden, Bekannten oder Nachbarn. Die große Mehrheit der Pflegenden 

kümmert sich um nahestehende Angehörige wie Verwandte oder Lebenspartner. 

Männer und Frauen unterscheiden sich diesbezüglich kaum voneinander. Und je zeit-

aufwändiger und intensiver die Pflegeleistungen desto weniger kommt Freunden, 

Nachbarn und Bekannten als Pflegende eine relevante Rolle zu71 und umso wichtiger 

wird die pflegerische Unterstützung durch ambulante Dienstleister. Allerdings sehen 

sich bereits aktuell 8 von 10 befragten ambulanten Dienste mit der Fachkraftproble-

matik im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. konfrontiert, eine Verbesserung der angespann-

ten Situation in den nächsten 5 Jahren sieht nur 1 von 10 Diensten (vgl. auch 10.1 Pfle-

geformen im Landkreis). 

Um einen pflegebedürftigen Menschen weiter zu Hause zu versorgen, braucht es aber 

meist mehr als nur die praktische Unterstützung durch einen ambulanten Dienst. Nach 

der Befragung der ambulanten Dienste im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. sind ein Viertel 

(24 %) der Kunden ohne altenhilfebezogenen Pflege- und Betreuungsbedarf (Pflege-

grade 1 bis 5), ihnen stehen also keine Leistungen im Sinne eines Leistungsbezugs über 

das Sozialgesetzbuch (SGB XI) Soziale Pflegeversicherung zu. Ein Hauptaugenmerk liegt 

hier also auf einer finanziellen Belastung. 

Aber nicht nur für die Pflegebedürftigen selbst ist eine finanzielle Belastung gegeben, 

auch für pflegende Angehörige kann sich die häusliche Pflege zu einem Armutsrisiko 

entwickeln. Pflegende Angehörige müssen eventuell ihren Beruf aufgeben, das kann 

zu Einkommensverlusten und verringerten Rentenanwartschaften führen. Auch müssen 

die pflegenden Angehörigen auf unterschiedliche Angebote und Dienstleistungen zu-

rückgreifen können, die sie in ihrer anspruchsvollen und fordernden Aufgabe unterstüt-

zen und entlasten; hier sind z. B. pflegefachliche Unterstützung durch fachkundige An-

sprechpartner im Bereich der Pflegepraxis, Pflegeversicherung und im Hinblick auf lo-

kale Unterstützungsangebote usw. zu nennen. Auch die psychosoziale Unterstützung, 

der gegenseitige Austausch zwischen Pflegenden, insbesondere wenn die zu betreu-

                                                 
71  Robert Koch – Institut (2015) (Hrsg.): Pflegende Angehörige – Deutschlands größter Pflegedienst. GBE kompakt, 

S. 4.   
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enden Personen unter neurodegenerativen Erkrankungen wie Alzheimer oder De-

menz72 leiden, sind eine wichtige psychische Entlastungsmöglichkeit, z. B. durch Ge-

sprächskreise und Selbsthilfegruppen. Des Weiteren muss der Aspekt der zeitlichen Ent-

lastung berücksichtigt werden. Für pflegende Angehörige, die aufgrund sehr intensiver 

Pflegeaufgaben, anderweitiger Verpflichtungen oder zur Absicherung der eigenen 

Gesundheit, um die voraussetzungsvollen Pflegeleistungen körperlich und psychisch 

weiter durchführen zu können, freie Zeiträume benötigen, ist eine Unterstützung durch 

Dritte notwendig: Dazu gehören teilstationäre Angebote, ambulante Pflegedienste o-

der auch Helferkreise. 

7.2 Fazit 

Immer mehr Menschen im Alter sind alleinstehend oder können (oder wollen) aus an-

deren Gründen auf familiäre Hilfe nicht zurückgreifen. Durch den demographischen 

Wandel und die berufliche Mobilität sinken vorhandene Familienpotentiale, durch eine 

höhere Lebenserwartung steigt die Wahrscheinlichkeit zu vereinsamen. 

Sozialstationen/ambulante Pflegedienste leisten bezüglich der pflegerischen Versor-

gung gute Unterstützung, sind allerdings im Zuge der immer weiter steigenden Fach-

kraftproblematik und Anforderungen im hauswirtschaftlichen Bereich auch im Land-

kreis Neumarkt i.d.OPf. an den Grenzen ihrer Kapazitäten (vgl. Pflegesituation der am-

bulanten Dienste Fazit S. 136). 

Außerdem benötigt man bei gegebenem Hilfebedarf zum selbständigen Leben im Al-

ter Unterstützungsmöglichkeiten jenseits der pflegerischen Versorgung (Cure). So muss 

das Einkaufen sichergestellt sein, die Zubereitung des Essens, das Sauberhalten der 

Wohnung bis hin zur Umsetzung kleiner Reparaturen oder Wartungsarbeiten (Leucht-

mittel auswechseln, Dachrinne saubermachen). Die befragten bürgerschaftlich und 

ehrenamtlich Engagierten im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. sehen sich aktuell bereits mit 

Anfragen nach regelmäßiger Unterstützungsleistung in diesem Bereich konfrontiert:  

„Übernahme von hauswirtschaftlichen Leistungen: dauerhaft z. B. 3x wöchent-

lich.“ 

„Haushaltsnahe Dienstleistungen, aber regelmäßig! Versorgung auch des Gar-

tens.“ 

„Bezahlbare, verlässliche Putzhilfen (…).“  

                                                 
72  Durch eine demenzielle Erkrankung verschlechtert sich zunehmend die geistige Leistungsfähigkeit, das heißt Ge-

dächtnis, Denkvermögen, Orientierung, Auffassungsgabe, Lernfähigkeit, Sprache und Urteilsvermögen im Sinne 

der Fähigkeit zur Entscheidung lassen nach. Rund zwei Drittel der Betroffenen sind an einer Alzheimer-Demenz er-

krankt. Sie ist die am häufigsten vorkommende Form einer demenziellen Erkrankung. Eine demenzielle Erkrankung 

beschreibt eigentlich keine konkrete Krankheit, sondern ein Bündel von Symptomen (Syndrom), die durch unter-

schiedlichste akute („heilbare“) und chronische („nicht heilbare“) Erkrankungen ausgelöst werden können. Rich-

tigerweise müsste man von einer Demenzsymptomatik sprechen. Die meisten Demenzsymptomatiken werden 

durch chronische, bis heute nicht heilbare Erkrankungen des Großhirns verursacht. Ein kleiner Teil der auftretenden 

Demenzsymptomatiken wird durch akute Erkrankungen ausgelöst, die teilweise durch eine gezielte Be-handlung 

zu einer Rückbildung der Demenzsymptomatik führen können. Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit 

und Pflege (2017): Demenz – was ist das? Unter https://www.stmgp.bayern.de/pflege/demenz/ Man unterschei-

det auch primäre (Vaskuläre Demenzen, degenerative Demenzen, z.B. Alzheimer) und sekundären Demenzen 

(akute Erkrankungen)   
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Klar ist allerdings, dass aktuell kein Nachbarschaftsdienst auf Dauer eine Wohnung put-

zen und sauber halten wird. Daher stellt sich die Frage, welche Unterstützungen über 

die pflegerische Versorgung hinaus abgesichert und für diejenigen, die die Unterstüt-

zung brauchen, erschwinglich sind. Auch die Frage, wie verlässlich und dauerhaft Hil-

fen angeboten werden können, muss gerade in Hinsicht auf das Angebot der Nach-

barschaftshilfen gestellt werden. Letztlich kosten der Auf- und Ausbau engmaschiger 

Beratungs- und Unterstützungsangebote oder die Bereitstellung von Case-Manage-

mentangeboten, um Hilfen im Einzelfall abzustimmen und zu verknüpfen, Geld. Durch 

die Trennung der Zuständigkeit für die ambulante und stationäre Altenhilfe in Bayern 

müssen Kommunen und Landkreise für den Aufbau der ambulanten Infrastruktur Geld 

aufwenden, Kosten werden evtl. dadurch bei den Bezirken gespart.  

Um den Wünschen der Pflegebedürftigen nach einer Versorgung im häuslichen Umfeld 

zu entsprechen und die Unterstützung auch langfristig sicherzustellen, gilt es vor allem, 

in den Kommunen differenzierte ambulante Angebote bereitzuhalten und diese sinn-

voll mit allen anderen Angeboten zu vernetzen. Es gilt, neue Formen eines Hilfemixes 

aus Professionellen und Ehrenamtlichen auf örtlicher Ebene zu entwickeln und zu stär-

ken. 

Der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. muss sich auf eine deutlich andere Alterszusammen-

setzung seiner Bevölkerung einstellen. In einer Gesellschaft des langen Lebens wird 

aber die Zahl der demenziell erkrankten Menschen stark zunehmen: Aktuellen Studien 

zufolge sind im Alter von 65 Jahren ca. 2 % der Bevölkerung in Deutschland betroffen, 

aber rund 40 % der über 90-Jährigen. Es wird davon ausgegangen, dass sich die Zahl 

der Erkrankten bis zum Jahr 2050 verdoppelt, denn eine Heilung der meisten Demenzer-

krankungen ist bisher nicht in Sicht. Das bedeutet, dass jede zweite Frau und jeder dritte 

Mann, wenn sie oder er nur alt genug wird, an Demenz erkrankt.73 Die Fragen des Al-

terns in Würde, einer menschenwürdigen Pflege, guter Lebensqualität und einer hoch-

wertigen Versorgung bei alterstypischen Krankheiten wie Demenz und körperlichen Be-

einträchtigungen werden weiter im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stehen. Betreu-

ungs- und Pflegeangebote müssen entsprechend angepasst wer-den.  

Insgesamt ergibt sich ein Veränderungsbedarf im Bereich der …  

▪ Unterstützung bei der Haushaltsführung (unter Berücksichtigung der Bezahlbar-

keit der Hilfen)  

▪ besseren Vernetzung der Hilfsangebote (Case Management)  

▪ Gesundheitsvorsorgeangebote  

▪ Mobilitätsunterstützung/-möglichkeiten 

▪ Entwicklung neuer Formen eines Hilfemixes aus Professionellen und Ehrenamtli-

chen auf lokaler Ebene.   

                                                 
73  Deutsche Alzheimergesellschaft e.V. (2016): Informationsblatt 1. Die Häufigkeit von Demenzerkrankungen. Vgl. 

auch Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Gesellschaft und Demenz. Informationen Weg-

weiser Demenz.   
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7.3 Maßnahmenvorschläge 

7.3.1 Unterstützung der Nachbarschaftshilfen 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gibt es bereits funktionierende Nachbarschaftshilfen. 

Dieses niederschwellige Angebot unterstützt bedarfsorientiert z. B. beim Ausfüllen von 

Behördenformularen oder übernimmt praktische Hilfen (z. B. Einkaufshilfen oder andere 

haushaltsnahe Dienste). Für diejenigen, die die Dienste leisten, bieten die Nachbar-

schaftshilfen eine wichtige sinnstiftende Tätigkeit. Für diejenigen, die die Dienste nut-

zen, ist vielfach eine Unterstützung von zentraler Bedeutung, um das Leben im Alter 

auch bei Unterstützungsbedürftigkeit absichern zu können.  

Diese niederschwelligen Angebote müssen je nach örtlichen Anforderungen seitens 

des Landkreises und der Kommune unterstützt bzw. ausgebaut werden (vgl. Maß-

nahme 6.3.1 Hauptamtliche Unterstützung (Sozialraumkoordinator)/ Schaffung einer 

zentralen Anlaufstelle im Landratsamt). Die Strukturen und Verbindlichkeiten der Ange-

bote vor Ort sind hinsichtlich der Wichtigkeit von finanzieller Bindung im Engagement 

zu überdenken. Dabei kann sich herausstellen, dass sich an einem Ort ein rein ehren-

amtliches / unentgeltliches Modell als das richtige erweist, während an einem anderen 

Ort evtl. ein anderes Modell des bürgerschaftlichen Engagements mit Aufwandsent-

schädigungen mehr Zuspruch erfährt. 

Die Details des Aufbaus, der Rekrutierung von Helfern, der Organisation, der notwendi-

gen Sachausstattung, Angebotsstruktur, Kosten, Finanzierung und Förderungsmöglich-

keiten etc. werden durch Erfahrungsaustausch und Beratungsangebote weitergege-

ben. Ziel dieser Maßnahmen ist, dass Initiatoren von Nachbarschaftshilfen sowohl be-

züglich der Versicherungs- und Haftungsfragen als auch bezüglich der Strukturen auf 

bewährten Modellen aufbauen können, das Rad also nicht immer wieder „neu erfun-

den“ werden muss, und der (Auf- und) Ausbau solcher Initiativen wesentlich rascher 

vor sich geht als bisher. Der Landkreis fördert diesen Ausbau organisierter Nachbar-

schaftshilfen - verbunden mit oder als Teil des Ausbaus organisierter, ehrenamtlicher 

Dienste durch finanzielle Unterstützung, Beratung und Förderung des Erfahrungsaus-

tauschs. Organisierte Nachbarschaftshilfe wird als essentieller Bestandteil der Initiativen 

zur Quartiersentwicklung verstanden und in diese Entwicklungskonzepte integriert. 

7.3.2 Ausweitung der Öffentlichkeitsarbeit – Beratung seitens des Landratsamts  

Das Landratsamt verstärkt die Öffentlichkeitsarbeit für die Bürger des Landkreises: Dies 

betrifft u. a. die Themen Vorsorgevollmacht und Patientenverfügung, Beratung über 

Bestellung und Abberufung eines Betreuers, über zertifizierte Wohnanpassungsbera-

tung, Pflegeberatung, Beratung über niederschwellige Hilfsangebote oder Beratung 

über das Pflege- und Wohnqualitätsgesetz.  
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7.3.3 Ausweitung der Öffentlichkeitsarbeit – Seniorenrelevante Themen 

Die Öffentlichkeitsarbeit in Form von Ausstellungen, Zeitungsartikeln oder Messen für 

seniorenrelevante Themen wird ausgeweitet. Auf diese Weise wird idealerweise eine 

Bewusstseinsveränderung und ein Wunsch nach eigenem Engagement angestoßen. 

Die noch erwerbstätige Bevölkerung legt die Maßstäbe fest, wie die Pflege bzw. Le-

bensqualität im Alter aussehen wird. Aus diesem Grund muss die jüngere Generation 

für dieses Thema sensibilisiert werden und zur eigenen Daseinsvorsorge animiert wer-

den. 

7.3.4 Gestaltung individueller Mobilität – Unterstützung seitens des Landkreises Fahr- 

und Begleitdienste  

Die Organisation von Fahr- und Begleitdiensten für Senioren wirft häufig auf kommuna-

ler Ebene eine ganze Reihe von rechtlichen Fragen auf. Obwohl diese Fragen als klär-

bar bezeichnet werden können, ist die Verunsicherung in den einzelnen Kommunen 

und Organisationen oft groß. Daher gilt es entsprechende Informationen zu liefern und 

Aufklärungsarbeit zu leisten. 

7.3.5 Niederschwellige Treffmöglichkeiten in den Kommunen 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gibt es bereits Begegnungsorte für Senioren u. a. Aller-

dings bedarf es weiterer Begegnungsorte, die einen niederschwelligen Austausch er-

möglichen. Mehrgenerationenhäuser erfüllen diese Anforderung. Deswegen ist eine 

flächendeckende Verbreitung von Treffpunkten z.B. nach dem Modell Mehrgenerati-

onenhäuser anzustreben. Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass sich die Treffmöglich-

keiten in vielen Gemeinden in den letzten Jahren verschlechtert haben. Wirtshäuser 

wurden mancherorts geschlossen, aber auch manche Gemeindehäuser der Kirchen 

haben an Anziehungskraft verloren oder wurden verkleinert. Offene Treffs sind aber vor 

allem für die ältere Generation von großer Bedeutung. 74 Die Kommunen fördern die 

Entstehung von Treffpunkten für Ältere unter Einbindung der vorhandenen Akteure und 

Strukturen als öffentliche Aufgabe.  

Die Räumlichkeiten können durch die Einbeziehung von Leerständen in den Ortskernen 

geschaffen werden. Dadurch wird neben dem Angebot vor allem für die ältere Gene-

ration auch ein Beitrag zur Belebung der Ortskerne geleistet. Auch an eine Kombination 

eines offenen Treffs mit Büchereiangeboten etc. kann dabei gedacht werden. 

                                                 
74  Im Landkreis Neumarkt hat sich auch das Konzept des „Dorfhaus“ in einigen Kommunen etabliert, z. B. im Ortsteil 

Staufersbuch in der Gemeinde Berching mit einem Dorfhausteam, das für den Unterhalt des Dorfgemeinschafts-

hauses verantwortlich zeichnet. Neben freiwilligen Leistungen der Bürgerschaft in Form von Arbeitsstunden konn-

ten Finanzmittel für den Bau u.a. vom Amt für ländliche Entwicklung (ALE) dem Kulturfonds des Freistaats Bayern 

und dem Landkreis Neumarkt generiert werden. Vgl. https://www.mittelbayerische.de/region/neumarkt-nachrich-

ten/das-ortshaus-staufersbuch-ist-fertig-21102-art1567407.html 
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7.3.6 Schaffung von Bürgertreffs mit ambulanter Betreuung für Hochaltrige/Demenz-

erkrankte oder psychisch Erkrankte 

Nicht immer muss oder kann eine professionelle Tagespflegeeinrichtung für Senioren 

geschaffen werden. Manchmal können auch niederschwelligere Lösungen wie z. B. 

Bürgertreffs oder integrative Tagescafés mit stundenweiser Betreuung für Hochalt-

rige/Demenzerkrankte/psychisch Erkrankte für Entlastung sorgen. Niederschwellige 

Hilfe- und Betreuungsangebote zwischen häuslicher Betreuung und professioneller Ta-

gespflege werden ausgelotet (vgl. auch Maßnahme 10.7.5). 
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8 Gesundheitliche Versorgung 

8.1 Landkreissituation 

Die regionale Ärztedichte und die Erreichbarkeit von Arztpraxen entscheiden maßgeb-

lich über den Zugang zur ärztlichen Versorgung. Im Vergleich mit anderen OECD-Län-

dern gibt es in Deutschland viele Ärzte. Die Ärztedichte liegt mit 3,8 praktizierenden 

Ärzten (Allgemeinärzte und Fachärzte zusammengenommen) pro 1.000 Einwohner im 

oberen Drittel. Dennoch entspricht sie nicht überall dem regionalen Bedarf.75 

8.1.1 Hausärztliche Versorgung 

Die zentrale Interessenvertretung der gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen, der 

GKV-Spitzenverband verwies 2015 darauf, dass die Zahlen der Bundesärztekammer 

deutlich zeigen, dass es einen steten Zuwachs an Ärzten gibt und man nicht von einem 

allgemeinen Ärztemangel sprechen kann. Allerdings sind diese Ärzte oft nicht dort zu 

finden, wo sie gebraucht werden: die Überversorgung in den Ballungsgebieten und die 

Unterversorgung in manchen ländlichen Räumen wird selbstverständlich anerkannt.76 

Auch die Bundesärztekammer sieht die Problematik, trotz der auch 2017 leicht steigen-

den Ärztezahlen.77 40 % der niedergelassenen Ärzte sind aktuell in Deutschland als 

Hausärzte tätig. Gleichzeitig gab es z. B. 2012 nur 11 % aller Facharztanerkennungen im 

Bereich der Allgemeinmedizin. Durch diese Entwicklung ist der Hausärztemangel von 

morgen bereits vorgezeichnet. Die Basis der ambulanten Versorgung bildet aber die 

hausärztliche Versorgung.78  

Die hausärztliche Versorgung im Landkreis wurde in den Workshops als bekannte 

Schwäche im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. benannt.  

In der Bedarfsplanung wird über die sog. Allgemeine Verhältniszahl das Soll-Ist-Verhält-

nis zwischen Einwohnern und Ärzten definiert. Für Hausärzte gilt dabei ein Richtwert von 

1 Arzt pro 1.671 Einwohner79, d. h. auf 1.000 Einwohner müsste eine Dichte von 0,60 oder 

mehr erreicht werden. Im Landkreis zeigt sich die Hausarzt-Dichte80 auf kommunaler 

Ebene wie folgt: 

                                                 
75  Bertelsmann-Stiftung (2014): Faktencheck Ärztedichte. Regionale Verteilung von Haus-, Kinder-, Frauen- und (Ärz-

tedichte) und Bertelsmann-Stiftung (2015): Faktencheck Ärztedichte. Regionale Verteilung von Arztsitzen (HNO-

Ärzte, Nervenärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Urologen).   

76  GKV-Spitzenverband (2015): Bessere Verteilung der Ärzte angehen unter https://www.gkv-spitzenver-

band.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/pressemitteilung_244416.jsp   

77  Bundesärztekammer - Arbeitsgemeinschaft der deutschen Ärztekammern (2018): Ärztestatistik 2017. Wer nur die 

Köpfe zählt, macht es sich zu einfach; https://www.bundesaerztekammer.de/ueber-uns/aerztestatistik/aerztesta-

tistik-2017/ 

78  GKV-Spitzenverband (2014) Hausärztemangel von morgen frühzeitig angehen unter https://www.gkv-spitzenver-

band.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/pressemitteilung_139633.jsp   

79  Kassenärztliche Vereinigung Bayerns (2018): Versorgungsatlas Hausärzte. Darstellung der regionalen Versorgungssi-

tuation sowie der Altersstruktur in Bayern, S. 10. Diese Zahl legt fest, für wie viele Einwohner ein Arzt vorhanden sein 

soll. Ist dieses um die Altersstruktur der Einwohner korrigierte Arzt-Einwohner-Verhältnis genau erfüllt, liegt der Ver-

sorgungsgrad bei 100 %.  

80  Personenzählung der Ärzte (absolute Anzahl Hausarzt) bezogen auf 1.000 Einwohner. Vgl. Kassenärztliche Vereini-

gung Bayerns (2016): Versorgungsatlas Hausärzte. Darstellung der regionalen Versorgungsituation sowie der Alters-

struktur in Bayern.   
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Abbildung 29 Hausarzt-Dichte  

 

Quelle: Kassenärztliche Vereinigung Bayern (2018), Bayerisches Landesamt für Statistik (2018); Gra-

phik: BASIS-Institut (2018) 

 

Die Karte dokumentiert: In einer Kommune gibt es gar keinen Hausarzt, weitere 10 Kom-

munen sind (im obigen Sinne) unterversorgt - und bilden einen unterversorgten Gürtel 

im Landkreis. Die übrigen 8 Kommunen sind gut bis sehr gut mit Hausärzten versorgt, ihr 

Versorgungsgrad liegt bei über 100 %. 

Nun lässt sich einwenden, dass es unmöglich und auch unökonomisch wäre, jede - also 

auch kleine - Kommunen mit einem Hausarzt auszustatten. Das Problem dann unbese-

hen zu übergehen, verkennt die Konsequenzen einer ungünstigen Verteilung bzw. des 

Fehlens einer wohnortnahen Versorgung für bestimmte Bevölkerungsgruppen. Studien 

belegen nachdrücklich, dass besonders für nicht (auto-)mobile, behinderte und/oder 

ältere Personen Hausärzte unter den gegebenen Bedingungen teils schwierig zu errei-

chen sind. Dies gilt auch für Patienten aus äußeren Ortsteilen von (ansonsten vielleicht 

gut versorgten) Kommunen. Hinzu kommt als Zusatzproblem: teils sind Ärzte nicht barri-

erefrei erreichbar.  
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Zu beachten ist - auch bei einer höheren Ärzte-Dichte – die Altersstruktur der Mediziner: 

in der Oberpfalz liegt das Durchschnittsalter der Hausärzte bei 54,7 Jahren, mehr als ein 

Drittel der Hausärzte (35,2%) ist im Regierungsbezirk über 60 Jahre alt.81 

8.1.2 Allgemein fachärztliche Versorgung 

Neben der Versorgung durch Hausärzte ist auch eine (einigermaßen) gut erreichbare 

Versorgung mit bestimmten Fachärzten vor allem für ältere Personen bedeutsam. 

Richtschnur für die Ausstattung eines Raumes mit diesen Dienstleistungen ist auch hier 

die Bedarfsplanungsrichtlinie. Bei den Arztgruppen der allgemein fachärztlichen Ver-

sorgung werden die Planungsbereiche in 5 Typen eingeteilt82:  

Abbildung 30 Einteilung Planungsbereiche der allgemein fachärztlichen Versorgung 

 

Quelle: Kassenärztliche Vereinigung Bayern (2018): Versorgungsatlas Augenärzte. 

 

Je nach Kreistyp werden dann andere Verhältniszahlen zugrunde gelegt. Bezogen auf 

die verschiedenen Facharztgruppen erwartet diese eine ausreichende Gesundheits-

versorgung, bei den – gemäß Richtlinie – seltener benötigten Ärzten, indem z. B. ein 

                                                 
81  Kassenärztliche Vereinigung Bayerns (2018): Versorgungsatlas Hausärzte. Darstellung der regionalen Versorgungssi-

tuation sowie der Altersstruktur in Bayern, S. 261. 

82  Kassenärztliche Vereinigung Bayern (2018): Versorgungsatlas Augenärzte, S. 179. 
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Orthopäde im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. die Versorgung von 26.281 Personen sicher-

stellt, bei Augenärzten z. B. von 22.151 Personen und bei HNO-Ärzten von 33.071 Perso-

nen. Geht man von den eben genannten Richtwerten aus, ist der Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. mit diesen ausgewählten Fachärzten augenscheinlich deutlich „überversorgt“ 

(HNO-Arzt 114,2 %; Augenarzt 125,7 %; Orthopäde 142,6 %).  

Dieses im Landkreis bestehende positive Bild guter fachärztlicher Versorgung ist in mehr-

facher Hinsicht diskussionswürdig: Die Richtwerte werden übertroffen, dennoch scheint 

dies in verschiedener Hinsicht folgenlos zu sein: in Bezug auf die Auslastung der Ärzte 

und ihre ökonomische Situation, in Bezug auf die Patienten und ihre Versorgung und 

den möglichen Zugang zu Ärzten. Dies stellt den Sinn dieser Richtwerte in Frage. Das 

System funktioniert offensichtlich auch bei deutlicher Abweichung von den Richtwer-

ten. Es ist auch schwer einzusehen, welchen Sinn Verteilungsbemühungen verfolgen, 

wenn sich Fachärzte dann innerhalb des Landkreises auf einige wenige Kommunen 

konzentrieren. Die Planungsgrundlage (der Landkreis oder noch viel größere Gebiete) 

lassen dies zu. Im Interesse der Patienten wäre eine zumindest einigermaßen gleichmä-

ßige Verteilung und damit gute Erreichbarkeit im gesamten Landkreis. Ausgeglichen 

wird dies meist durch die individuelle Mobilität der Patienten. Die nicht oder einge-

schränkt mobilen Menschen sind die Leidtragenden.  

Abbildung 31 Versorgung mit Orthopäden  

 
Quelle: Kassenärztliche Vereinigung Bayern (2018): Versorgungsatlas Orthopäden 
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Abbildung 32 Versorgung mit Augenärzten  

  
Quelle: Kassenärztliche Vereinigung Bayern (2018): Versorgungsatlas Augenärzte 

Abbildung 33 Versorgung mit HNO-Ärzten Landkreis 

 
Quelle: Kassenärztliche Vereinigung Bayern (2018): Versorgungsatlas HNO-Ärzte 
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Die 7 Augenärzte und die 5 HNO-Ärzte praktizieren z. B. alle in der Stadt Neumarkt, bei 

den Orthopäden sind es 7 von 9, die in der Stadt Neumarkt ansässig sind.  

Hinsichtlich der Überalterung der Fachärzte gilt diese als eher kompensierbar, da sich 

der Ärztenachwuchs stärker auf Fachärzte konzentriert. Vorausgesetzt, es besteht Be-

reitschaft bei der nachwachsenden Ärztegeneration auch Landkreisgemeinden (z. B. 

in Filialpraxen, mobilen Behandlungsformen oder an neuen, besser verteilten Standor-

ten etc.) zu bedienen. Vorausgesetzt auch, es werden Praxisformen gefunden, die 

dem Rollenwandel des Arztes entsprechen (z. B. dem Trend zum angestellten Arzt in 

einer Gemeinschaftspraxis, Teilzeittätigkeit und flexible Arbeitszeit etc.) und vorausge-

setzt auch, Überalterung wird in Zukunft auf der Basis der Richtwerte der Bedarfspla-

nung nicht zum Abbau der dort angenommenen „Überversorgung“ genutzt, Standorte 

nach Ausscheiden eines Facharztes aus Altersgründen also wiederbesetzt. 

8.1.3 Apotheken und Medikamentenversorgung 

Die Versorgung vor allem der älteren Bevölkerung mit Arzneimitteln spielt bei der me-

dizinischen Versorgung eine fast ebenso große Rolle wie die hausärztliche oder fach-

ärztliche Versorgung, da die beiden Bereiche sehr eng verknüpft sind: So sind Apothe-

ken direkt abhängig von den Rezeptausstellungen der Ärzte, ohne die die Existenz vor 

allem ländlich gelegener Apotheken nicht mehr möglich wäre. 

Laut dem Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit und Pflege stellen knapp 3.200 

öffentliche Apotheken die „ordnungsgemäße Versorgung der Bevölkerung mit Arznei-

mitteln und Medizinprodukten – flächendeckend, wohnortnah, rund um die Uhr“83 si-

cher. Gleichzeitig weist das Staatsministerium darauf hin, dass die Zahl der Apotheken 

auch in Bayern rückläufig ist und diese Tendenz vor allem im ländlichen Raum zu einer 

steigenden Belastung für die verbleibenden Apotheken und damit die flächende-

ckende Versorgung mit möglichst kurzen Wegen für die Patientinnen und Patienten 

gefährdet ist. Eine Apotheke in Bayern versorgt im Durchschnitt ca. 4.000 Einwohner.84 

Grundsätzlich gibt es für Apotheken keine gesetzlichen Beschränkungen bezüglich der 

Niederlassung. Dies ist für die ländlichen Gemeinden zwar ein Vorteil, dennoch stellt 

sich eine bedarfsgerechte Apothekenverteilung sehr schwierig dar. Dies liegt zum ei-

nen daran, dass es für die meisten Apotheker attraktiver ist, sich in der Stadt niederzu-

lassen, sei es aus persönlichen Gründen oder aus der Erwartung heraus, dort einen wirt-

schaftlichen Vorteil zu haben. Hierzu kann jedoch gesagt werden, dass in der Stadt der 

Konkurrenzdruck wesentlich höher ist als auf dem Land und die entstehenden Betriebs-

kosten eher höher ausfallen. Zum anderen ist aber auch zu berücksichtigen, dass die 

Apotheken in ländlichen Gemeinden einen gewissen Mindestumsatz erreichen müs-

                                                 
83  Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (2017): Apotheken und Arzneimittelversorgung in Bayern; 

unter https://www.stmgp.bayern.de/gesundheitsversorgung/apotheken-arzneimittelversorgung/   

84  Bayerisches Amt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (2018): Bayerische Landesapothekerkammer. Apothe-

ken, Bayern im Regionalvergleich, 2017.   
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sen, um ihre laufenden Kosten decken zu können. In Anbetracht des demographi-

schen Wandels und der oft schrumpfenden Gemeindegrößen liegt hier das Haupt-

problem der Apotheken in ländlichen Gebieten.  

Für inhabergeführte Apotheken auf dem Land ist oft die Zusammenarbeit mit umlie-

genden Ärzten entscheidend, um rezeptpflichtige Arzneimittel verkaufen zu können. 

Durch den zusätzlichen Verkauf von beispielsweise Hygieneartikeln ist kein Ausgleich 

der entstehenden Kosten möglich, da die Apotheken in diesem Sortiment einer sehr 

großen Konkurrenz durch die Discounter gegenüberstehen. Ebenso kritisch ist für altein-

gesessenen Apotheken die Entwicklung des Marktes hin zu Filialketten von sogenann-

ten Billigapotheken oder zu Versandapotheken im Internet zu sehen.85 Auch die gerin-

gere Kundenfrequenz auf dem Land, die vergleichsweise hohe Belastung durch Not-

dienste und die Schwierigkeit, geeignetes Fachpersonal zu finden, machen es den In-

habern im ländlichen Raum immer schwerer, ihre Apotheken aufrecht zu erhalten.  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. sind im Jahr 2017 26 öffentliche Apotheken zu finden, 

damit zeigt er sich im Regionalvergleich (angrenzende Landkreise) unterdurchschnitt-

lich ausgestattet: Seit 2008 ist die Anzahl der Einwohner je öffentlicher Apotheke im 

Landkreis Neumarkt i.d.OPf. um 11% gestiegen und die Versorgungsqualität im Land-

kreis stellt sich beim Blick auf Vergleichsregionen, den Regierungsbezirk und Gesamt-

bayern als eher niedriger dar.86 

Abbildung 34 Einwohner pro Apotheken im Regionalvergleich, 2017 

  
Quelle: Bayerisches Amt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (2018): Apotheken, Bayern im 

Regionalvergleich, 2017; Graphik: BASIS-Institut (2018). 

                                                 
85  Institut für Geographie an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (2012): Gesundheitsversorgung in 

der Fränkischen Schweiz - Lösungen für eine lebenswerte Zukunft - Abschlussbericht zum Lehrforschungsprojekt „Alt 

werden in der Fränkischen Schweiz“, S. 43.   

86  Bayerisches Amt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (2018): Bayerische Landesapothekerkammer. Apothe-

ken, Bayern im Regionalvergleich, 2017.   
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8.1.4 Kommuneneinschätzung 

Betrachtet man das Vorhandensein der abgefragten Bausteine der medizinischen Ver-

sorgung (hausärztliche und fachärztliche Versorgung, Apotheken und Gesundheits-

fachdienstleister) als Punktwertindex, zeigt sich, dass nur 2 Kommunen keinen Punkt er-

reichen (kein aufgezähltes Angebot ist völlig oder eher ausreichend vorhanden), d. h. 

hier werden alle abgefragten Bausteine der medizinischen Versorgung als besonders 

fehlend beschrieben. 

Abbildung 35 Punktwerte medizinische Versorgung Kommunen 

  
Quelle: Befragung Kommunen LK Neumarkt (2018); Graphik: BASIS-Institut (2018) 

 

8.2 Fazit 

Die gesundheitliche Versorgung älterer Patienten nicht nur in Krankenhäusern und sta-

tionären Pflegeeinrichtungen, sondern auch außerhalb dieser gewachsenen Institutio-

nen, wird in Zukunft ein immer drängenderes Problem. Insbesondere im Hinblick auf die 

stetig wachsende Anzahl von Single-Haushalten und kinderlosen Paaren ohne familiäre 

Einbindung wird es in den kommenden Jahrzehnten neue Versorgungslösungen für die 

dann ins Alter gekommenen Menschen geben müssen. 
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Zwar zeigt sich gemessen an den Richtwerten zu den (Fach-)Ärzten im Landkreis eine 

gute Versorgung, dies vernachlässigt aber die Problematik der Überalterung der Haus-

ärzte und die häufige Konzentration der Fachärzte auf (Ober-)Zentren und die damit 

verbundene mangelhafte Versorgung der Fläche. Die Richtwerte und die räumliche 

Verteilung der (Fach-)Ärzte sollten zur Diskussion gestellt werden. Richtwerte und die 

gewählten Raumeinheiten scheinen keine ausreichende Steuerungsfunktion zu besit-

zen; jedenfalls verhindern sie nicht, dass sich Versorgungsangebote stark konzentrieren. 

Soweit keine Korrektur möglich scheint, sollten zumindest Modelle überlegt werden, die 

die Konzentration der Ärzte mildern und die Gesamtfläche des Landkreises besser be-

dienen. Dies gilt besonders für Fachärzte, die häufig gebraucht werden und ortsnah 

agieren sollten. Transportdienste und Notfallversorgung müssen Mängel der Erreichbar-

keit oder eine ungünstige räumliche Verteilung kompensieren. Für nicht mobile Perso-

nen müssen ausreichend leicht nutzbare Transportmöglichkeiten angeboten werden, 

um kurzfristig und kostengünstig Fachärzte erreichen zu können. Auch darf angesichts 

der schlechten räumlichen Verteilung die Überalterung der Fachärzte und das alters-

bedingte Ausscheiden von Ärzten nicht zum Abbau fachärztlicher Angebote genutzt 

werden. Andererseits bietet diese Fluktuation eine Chance, sich um eine bessere räum-

liche Verteilung der Fachärzte, eine Anpassung an den Rollenwandel im Arztberuf so-

wie eine Flexibilisierung der Angebotsformen (mehr Filialpraxen, mobilere Angebote, 

Außensprechstunden etc.) zu bemühen. 

 

Die zukünftige demographische Entwicklung der Bevölkerung und die Altersstruktur der 

Fachärzte muss als Richtschnur für Initiativen zur Sicherung der Gesundheitsversorgung 

einbezogen werden. Um eine möglichst flächendeckende und patientennahe Versor-

gung zu sichern, sollte dabei als Bezugseinheit die Gemeinde gewählt und von den 

Entwicklungen auf kommunaler Ebene ausgegangen werden. Im Fokus steht dann die 

Zukunft der „gesunden Gemeinde“. 

8.3 Maßnahmenvorschläge 

8.3.1 Sicherstellung der ärztlichen und medizinischen Versorgung 

Aufgabe der Kommunen ist eine umfängliche ärztliche Versorgung ihrer Bürger. Wenn 

eine wohnortnahe Versorgung aufgrund mangelnder Angebote nicht möglich ist, muss 

die Kommune angemessene Rahmenbedingungen dafür schaffen. Die Kommunen 

sollten auf politischer und gesetzlicher Basis Instrumente bekommen, damit sie gestal-

terisch bei der Schaffung und Ausgestaltung von ärztlichen Versorgungsstrukturen aktiv 

mitwirken können.   

Darüber hinaus müssen mehr Präventivmöglichkeiten angeboten, beworben und letzt-

endlich in das Bewusstsein des Menschen gelangen, um bereits im Vorsorgebereich 

die Gesundheit und die Selbstständigkeit älterer Menschen zu steigern.   
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Die Gemeinden organisieren mit Unterstützung durch den Landkreis ergänzende 

Dienste (insbesondere Fahrdienste, Bringdienste) und unterstützen (z. B. durch Bereit-

stellung von Räumen, Kostenübernahme, familienfreundliche Maßnahmen, Bewer-

bung der Attraktivität der Kommune) aktiv und ideenreich alle Initiativen zur Sicherung 

einer ortsnahen gesundheitlichen Versorgung. Sie stellen sicher, dass diese Versorgung 

allen Bevölkerungsgruppen, insbesondere auch den älteren Bürgern durch gute Er-

reichbarkeit und Barrierefreiheit zugutekommt. 

8.3.2 Sensibilisierung der Entscheidungsträger 

Eine Sensibilisierung der Entscheidungsträger zu diesem Thema muss vorangetrieben 

werden. Um auch in Zukunft die haus- und fachärztliche Versorgung vor Ort zu gewähr-

leisten und bei der Nachfolgersuche für die Praxen gerüstet zu sein, forciert der Land-

kreis die Zusammenarbeit der Kommunen, des Landkreises und anderer Verantwortli-

cher (Kassenärztliche Vereinigung usw.) zur Ausarbeitung eines Ärztenachfolgekon-

zepts für betroffene Regionen. Kommunen sollen unterschiedliche Wege aufgezeigt 

werden, die den Wegfall von Arztpraxen kompensieren können oder die Lösungen be-

inhalten, diese Stellen mit neuen Medizinern zu besetzten.  

Gemeinden und Landkreis entwerfen gemeinsam mit den Kassen und zuständigen 

Standesvertretungen der Ärzte bzw. Gesundheitsdienstleistern Lösungen für die nach-

haltige Sicherung einer ortsnahen Versorgung mit Gesundheitsdiensten. Sie berücksich-

tigen dabei die dramatisch nahe Gefahr des altersbedingten Wegfalls der hausärztli-

chen Versorgung, das zunehmend neue Verständnis der Berufsrolle des Arztes und im-

plementieren neue, zukunftsfähige Modelle einer ortsnahen Versorgung mit Hausärzten 

und im gesamten Landkreis verteilten, gut erreichbaren Fachärzten. 
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9 Besondere Zielgruppen 

9.1 Ältere Menschen mit Behinderung 

Eine besondere Herausforderung stellt auch der zukünftige Pflege- und Betreuungsbe-

darf von älteren Menschen mit nicht-altersbedingter Behinderung dar. Warum diese 

Unterscheidung zwischen alters- und nicht-altersbedingter Behinderung? Da mit fast 

95 % der überwiegende Teil der Behinderungen laut Statistischem Landesamt in 

Deutschland und Bayern durch eine Krankheit verursacht wird und das Krankheitsrisiko 

mit dem Lebensalter steigt, stellen unter den Menschen mit Behinderung in ihrer Ge-

samtheit Ältere die Mehrheit. Um diese Klientel kümmern sich bei Bedarf die Institutio-

nen der Altenpflege, die auf die entsprechenden mit dem Alter auftretenden körperli-

chen, geistigen und seelischen Einschränkungen vorbereitet sind. Von Geburt an leben 

ca. 3 % der Menschen mit Behinderung mit ihrer Einschränkung.87 Besonders in den hö-

heren Altersgruppen „fehlen“ also augenblicklich noch Menschen mit angeborenen 

Behinderungen. Wenige haben bisher ein hohes Alter erreicht. Ein Grund dafür ist, dass 

alle, die heute älter als 73 Jahre sind, der Verfolgung durch die Nationalsozialisten aus-

gesetzt und durch die Vernichtung „lebensunwerten Lebens“ bedroht waren. Ein wei-

terer ist die früher insgesamt niedrigere Lebenserwartung. In der jüngeren Vergangen-

heit steigt die Lebenserwartung von Menschen mit Behinderungen aber rasant an.88 

Die Alten- und die Behindertenhilfe erleben somit in den letzten Jahren, dass eine grö-

ßere Anzahl an Menschen mit Behinderung das Rentenalter erreicht.  

Ebenso wie in Gesamtbayern ist der größte Teil der Schwerbehinderungen (Grad der 

Behinderung 50 oder höher) im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. nicht angeboren, sondern 

tritt erst im Laufe des Lebens auf, hauptsächlich durch Krankheiten. Bei den unter 25-

Jährigen ist Krankheit in 3/4 der Fälle der Grund für eine Behinderung, bei den 25 bis 

unter 45-Jährigen in 88 % der Fälle und bei den über 65-Jährigen ist sie bei 98 % der 

Grund für eine Schwerbehinderung. 

                                                 
87  Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Ende 2017 lebten in Bayern mehr als 1,1 Million Menschen mit einer 

schweren Behinderung. Ursache für die Schwerbehinderung war zumeist eine Krankheit.  Pressemitteilung 

105/2018/54/K 

88  Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung (2010): Alt und behindert. Wie sich der demographische Wandel auf 

das Leben von Menschen mit Behinderung auswirkt, S. 6.   



BESONDERE ZIELGRUPPEN  

 

 97 

Abbildung 36 Ursachen der Behinderungen nach Altersgruppen Landkreis NM 

 
Quelle: Zentrum Bayern Familie und Soziales (2018): Strukturstatistik SGB IX 2017; Graphik: BASIS-Insti-

tut (2018) 

 

Unter bestimmten Voraussetzungen können Personen den schwerbehinderten Men-

schen gleichgestellt werden, bei denen „nur“ ein Grad der Behinderung von 30 oder 

40 festgestellt wurde.89 Betrachtet man diese Gruppe im Landkreis, so führt die aktuelle 

Statistik des Zentrums Bayern Familie und Soziales (2017) fast 19.000 Personen mit einem 

GdB 30 und mehr. Das bedeutet, dass ca. jeder 6. bis 7. Mensch im Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. mit einer oder mehreren Behinderungen lebt. Erwartungsgemäß kommen bei 

Personen im fortgeschrittenen Alter deutlich häufiger Behinderungen vor als bei jünge-

ren Menschen. 

                                                 
89  Diese Gleichstellung erfolgt nur auf Antrag und bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen nach § 2 Abs. 3 

SGB IX.   
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Abbildung 37 Menschen mit GdB 30plus und GdB 50plus Landkreis NM 

  
Quelle: Zentrum Bayern Familie und Soziales (2018): Strukturstatistik SGB IX 2017; Graphik: BASIS-Insti-

tut (2018) 

 

Zu beachten ist vor allem, dass die Pflegepersonen von bereits früh schwerbehinderten 

Menschen im Regelfall die Eltern sind, eigene Kinder sind seltener vorhanden. Die 

Pflege im Alter kann also kaum innerhalb der Familie organisiert werden. Die Alten- und 

die Behindertenhilfe müssen dementsprechend ihre Strukturen und ihr Personal ver-

stärkt auch an die Behandlung von Altersgebrechen und Demenzerkrankungen sowie 

die Teilhabe von Menschen mit Behinderung im Alter anpassen. Während einzelne Ein-

richtungen reagieren, indem sie ambulante Altenpflegedienste in ihre Arbeit integrie-

ren, Altenpfleger einstellen oder ihre Heilerziehungspfleger in Behandlungspflege wei-

terbilden, fehlt es übergeordnet häufig an schlüssigen Konzepten, die die Versorgung 

und Pflege von älteren Menschen mit Behinderung sicherstellen. Die Behindertenhilfe 

ist also in Zukunft verstärkt auf Know-how der Altenpflege angewiesen. Umgekehrt kann 

die Altenpflege von der steigenden Fokussierung der Behindertenhilfe weniger auf De-

fizite denn auf Inklusion und umfassende Teilhabe profitieren. 
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9.2 Ältere Menschen mit Migrationshintergrund 

Bis zum Jahr 2024 wird ca. jeder vierte Einwohner in Bayern eigene Migrationserfahrung 

haben oder von Zuwanderern abstammen, so die Vorausberechnungen.90 Die Bevöl-

kerung mit Migrationshintergrund unterliegt wie die einheimische Bevölkerung auch 

der demographischen Alterung. Die Vorstellungen älterer Personen mit Migrationshin-

tergrund über ihre pflegerische Versorgung im Alter unterscheiden sich nur unwesent-

lich von denen der Personen ohne Migrationshintergrund: Sie ziehen es überwiegend 

vor, von Angehörigen zu Hause gepflegt zu werden. Laut Pflegestatistik wird tatsächlich 

auch ein Großteil der Pflegebedürftigen zu Hause gepflegt. Allerdings haben sie im 

Vergleich zu Personen ohne Migrationshintergrund eine größere Distanz zur Nutzung 

professioneller Hilfe. Dies kann zu psychischen Belastungen und Überlastungen der An-

gehörigen führen. Es ist auch zunehmend zu beobachten, dass nicht alle älteren Mig-

ranten Verwandte in Deutschland haben, die diese Aufgabe übernehmen können - 

und auch wollen, weil auch in dieser Gruppe vor allem Töchter und Ehefrauen weniger 

bereit sind, z. B. ihre Berufstätigkeit für die Pflege eines Angehörigen aufzugeben.91 

Nach einer Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit zeigt sich auch 

ein überdurchschnittlich hoher Anteil von Migranten in der Gruppe derjenigen, die trotz 

Pflegebedürftigkeit keine Leistungen der Pflegeversicherung beziehen – dies kann da-

rauf hinweisen, dass es unter den Migranten eine Gruppe gibt, für die die Beantragung 

von Leistungen der Pflegeversicherung mit Schwierigkeiten verbunden ist. 92 

Aus den Ergebnissen vorhandener Studien zur Pflege von Migranten lassen sich keine 

eindeutigen Schlussfolgerungen mit Blick auf potentielle Pflegebedürftigkeiten ablei-

ten. Es gibt einige wenige Hinweise für eine im Vergleich zu Nicht-Migranten eher ge-

ringere Pflegebedürftigkeit bei Migranten, die durch "schützende" Migrationsfaktoren 

und der zumeist beibehaltenen gesünderen Ernährung begründet werden. Auf der an-

deren Seite gibt es Risikofaktoren, die eine erhöhte Pflegebedürftigkeit bei Migranten 

verursachen können. So haben vor allem viele Migranten der ersten „Gastarbeiter“-

Generation über lange Zeiträume schwere, körperlich belastende Tätigkeiten ausge-

übt, die mit einem höheren Risiko der vorzeitigen Erwerbsminderung und Pflegebedürf-

tigkeit im Alter einhergehen können.93  

Im Vergleich mit Personen ohne Migrationshintergrund sind auch vor allem gering aus-

gebildete Migranten häufig in sozioökonomischer Hinsicht (z. B. im Hinblick auf Beruf, 

Einkommen und Wohnsituation) benachteiligt, was das Risiko pflegebedürftig zu wer-

den ebenfalls erhöht. Eine ungünstige soziale Lage sowie Schwierigkeiten mit der deut-

                                                 
90  Bayerisches Landesamt für Statistik (2014): Vorausberechnung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Bayern 

bis 2024 Zusammenfassung der Ergebnisse, S. 24.   

91  Forschungsbereich beim Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) GmbH 

(2015): Pflege und Pflegeerwartungen in der Einwanderungsgesellschaft. Expertise im Auftrag der Beauftragten 

der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, S. 6.   

92  Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des 

ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftragnehmer), S. 171f.  

93  Bundeszentrale für politische Bildung (2015): Migration und Pflege – Eine Einführung; online verfügbar unter 

http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/211005/einfuehrung?p=all   
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schen Sprache und damit einhergehende Kommunikationsprobleme und Informati-

onsdefizite können negative Unterschiede im Gesundheitszustand erklären. Daneben 

sind ambulante und stationäre Angebote der Pflege bei älteren Migranten wenig be-

kannt. Gründe hierfür sind z. B. Sprachprobleme, Vorbehalte gegenüber Pflegeinstitu-

tionen, das Vertrauen auf Pflege durch Kinder und Verwandte, die Unübersichtlichkeit 

des Pflegesystems sowie das Aufschieben einer möglichen Rückkehroption, aber eben 

auch Leistungskonturierungen, die nicht mit den kulturellen und sozialen Wertvorstel-

lungen, Lebensstilen und lebensweltlichen Bedürfnissen der Migrantengruppen über-

einstimmen.94  

Insgesamt besitzen etwas über 6 % der Menschen im Alter von 65 und älter im Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf einen Migrationshintergrund, damit liegt der Landkreis unter dem 

oberpfälzischen Durchschnitt von 7 %, in Gesamtbayern sind es ca. 10 % in dieser Al-

tersgruppe.95 Mit einer Zunahme des Pflegebedarfs in der Personengruppe mit Migrati-

onshintergrund ist bereits in der gegenwärtigen Dekade zu rechnen, wenn verstärkt 

mehr Arbeitsmigranten der ersten Generation 70 Jahre und älter werden. Aus integra-

tionspolitischer Perspektive stellt sich somit für die zukünftige Ausrichtung der Altenhilfe 

und -pflege auch die Frage, welchen Stellenwert im Rahmen des insgesamt für den 

Landkreis Neumarkt i.d.OPf. festgesteckten Pflege- und Betreuungsbedarfs die Versor-

gung von älteren Menschen mit Migrationshintergrund einnehmen wird. 

Für die Anbieter werden sich hier also verstärkt Anforderungen im Bereich der kultur-

sensiblen und individualisierten Pflege ergeben. Der tatsächliche Bedarf an kultursen-

sibler Pflege ist nicht bekannt, da zu den Bedürfnissen und Pflegesituation vor allem 

kleinräumig keine verlässlichen Statistiken und Erhebungen vorliegen. Angebote und 

Projekte zur interkulturellen Öffnung gibt es bislang nur punktuell und werden selten 

evaluiert.96 Auch in den Curricula der (Alten-)Pflegeberufe wird das Thema bisher eher 

peripher und vor allem nicht-standardisiert angegangen. 

Zur Entwicklung eines Problembewusstseins bezüglich des demographischen Wandels 

in den Migrantengruppen - und auch in Migrantenselbstorganisationen - müssen kon-

tinuierliche Informations- und Einbindungsbemühungen beitragen. Mittelfristig sollte die 

                                                 
94  Vgl. Zeman, Peter Dr. (2015): Ältere Migranten in Deutschland. Befunde zur soziodemographischen, sozioökonomi-

schen und psychosozialen Lage sowie zielgruppenbezogene Fragen der Politik- und Praxisfeldentwicklung. Exper-

tise im Auftrag des Bundesamtes für Flüchtlinge und Migration, S. 66.  Ebenso Bundesamt für Migration und Flücht-

linge (2012): Pflegebedürftigkeit und Nachfrage nach Pflegeleistungen von Migrantinnen und Migranten im de-

mographischen Wandel; online verfügbar unter http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/For-

schungsberichte/fb12-pflegebeduerftigkeit-pflegeleistungen.html;jsessio-

nid=A04DDA023E4456270043E951A2018E4A.1_cid286?nn=1367522.   

95  europäisches forum für migrationsstudien (2017): Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Bayern. Stand der 

Integration und integrationspolitische Strukturen, S. 23f. Insgesamt wird mit einer Steigerung der Migrationszahlen 

zur rechnen sein, da die zuzugsstarken Jahre 2015/2016 auf kommunaler Ebene noch nicht berücksichtigt wurden.  

96  Einrichtungen, die sich interkulturell öffnen wollen, können dafür auf bestehende Leitfäden zurückgreifen, bei-

spielsweise auf die „Handlungsempfehlungen für die interkulturelle Öffnung der Altenhilfe“ oder die „Standards für 

kultursensible Beratungsarbeit“. Das „Memorandum für eine kultursensible Altenhilfe“ aus dem Jahr 2002 bildet 

eine Grundlage für interkulturelle Öffnung in der Altenpflege; ursprünglich sollte es fortlaufend überarbeitet wer-

den, das wurde jedoch nicht konsequent umgesetzt, vgl.: Forschungsbereich beim Sachverständigenrat deut-

scher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) GmbH (2015): Pflege und Pflegeerwartungen in der Einwande-

rungsgesellschaft. Expertise im Auftrag der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und In-

tegration, S. 14.   
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kultursensible Organisation von Pflege und Betreuung beteiligungsorientiert geplant 

und umgesetzt werden. 

9.3 Gerontopsychiatrisch Erkrankte 

In einer Gesellschaft des langen Lebens wird die Zahl der demenziell97 erkrankten Men-

schen zunehmen: Aktuellen Studien zufolge sind im Alter von 65 Jahren ca. 2 % der 

Bevölkerung in Deutschland betroffen, aber rund 40 % der über 90-Jährigen. Es wird 

davon ausgegangen, dass sich die Zahl der Erkrankten bis zum Jahr 2050 verdoppelt, 

denn eine Heilung der meisten Demenzerkrankungen ist bisher nicht in Sicht. Das be-

deutet, dass jede zweite Frau und jeder dritte Mann, wenn sie oder er nur alt genug 

wird, an Demenz erkrankt.98 

Welchen Stellenwert nimmt die Versorgung Demenzerkrankter für den Landkreis Neu-

markt i.d.OPf ein? Ihrer Zahl kann man sich über altersspezifische Prävalenzraten (Pro-

zentsatz der Erkrankten in einer bestimmten Altersgruppe) nähern.99 Dabei ergibt sich 

für das Jahr 2016 eine Gesamtzahl von 2.237 Demenzerkrankten im Landkreis Neu-

markt. Folgt man den Zahlen der Bevölkerungsentwicklung100, wird in gut zehn Jahren 

(2028) bereits mit ca. 2.900 demenziell Erkrankten im Landkreis zu rechnen sein, im Jahr 

2036 mit über 3.500, was eine Steigerung um fast 60 % in 20 Jahren entspricht.  

Aktuell geben 6 der vollstationären Einrichtungen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. an, 

eine gerontopsychiatrische Abteilung zur speziellen Versorgung von Patienten mit z. B. 

Demenz-, Sucht- und/oder psychischen Erkrankungen zu haben, 4 davon geben ge-

nehmigte beschützende Plätze (insgesamt 96) an. Aktuell liegt die Auslastungsquote 

der genehmigten beschützenden Plätze bei 95 %:  

Die Fragen des Alterns in Würde, einer menschenwürdigen Pflege, guter Lebensquali-

tät und einer hochwertigen Versorgung bei alterstypischen Krankheiten wie Demenz 

                                                 
97  Durch eine demenzielle Erkrankung verschlechtert sich zunehmend die geistige Leistungsfähigkeit, das heißt Ge-

dächtnis, Denkvermögen, Orientierung, Auffassungsgabe, Lernfähigkeit, Sprache und Urteilsvermögen im Sinne 

der Fähigkeit zur Entscheidung lassen nach. Rund zwei Drittel der Betroffenen sind an einer Alzheimer-Demenz er-

krankt. Sie ist die am häufigsten vorkommende Form einer demenziellen Erkrankung. Eine demenzielle Erkrankung 

beschreibt eigentlich keine konkrete Krankheit, sondern ein Bündel von Symptomen (Syndrom), die durch unter-

schiedlichste akute („heilbare“) und chronische („nicht heilbare“) Erkrankungen ausgelöst werden können. Rich-

tigerweise müsste man von einer Demenzsymptomatik sprechen. Die meisten Demenzsymptomatiken werden 

durch chronische, bis heute nicht heilbare Erkrankungen des Großhirns verursacht. Ein kleiner Teil der auftretenden 

Demenzsymptomatiken wird durch akute Erkrankungen ausgelöst, die teilweise durch eine gezielte Behandlung zu 

einer Rückbildung der Demenzsymptomatik führen können. Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit und 

Pflege (2017): Demenz – was ist das? Unter https://www.stmgp.bayern.de/pflege/demenz/  

Man unterscheidet auch primäre (Vaskuläre Demenzen, degenerative Demenzen, z.B. Alzheimer) und sekundä-

ren Demenzen (akute Erkrankungen).   

98  Deutsche Alzheimergesellschaft e.V. (2016): Informationsblatt 1. Die Häufigkeit von Demenzerkrankungen. Vgl. 

auch Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Gesellschaft und Demenz. Informationen Weg-

weiser Demenz.   

99  Der Berechnung liegen die von der Dachorganisation Alzheimer Europe (Luxemburg) ermittelten mittleren Prä-

valenzraten (Prozentsatz der Erkrankten in einer bestimmten Altersgruppe) zugrunde. Diese Raten steigen mit dem 

Alter steil an: 65-69 Jahre 1,6%, 70-74 Jahre 3,5%, 75-79 Jahre 7,3%, 80-84 Jahre 15,6%, 85-89 Jahre 26,1%, 90+ 40,1%. 

Vgl. auch Deutsche Alzheimergesellschaft e.V. (2016): Informationsblatt 1. Die Häufigkeit von Demenzerkrankun-

gen, S. 2.  

100  Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung 2016-2036 Neu-

markt (Lkr), gerundete Daten nach Altersgruppen. Sonderauswertung des Bayerischen Landesamts für Statistik 

vom 21.08.2018. 
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werden weiter im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stehen. Betreuungs- und Pflegean-

gebote müssen entsprechend angepasst werden. Auch die psychosoziale Unterstüt-

zung, der gegenseitige Austausch zwischen Pflegenden, ist insbesondere bei Angehö-

rigen mit neurodegenerativen Erkrankungen eine wichtige psychische Entlastungs-

möglichkeit, z. B. durch Gesprächskreise und Selbsthilfegruppen. Auch der Aspekt der 

zeitlichen Entlastung muss berücksichtigt werden. Für pflegende Angehörige, die auf-

grund sehr intensiver Pflegeaufgaben, anderweitiger Verpflichtungen oder zur Absi-

cherung der eigenen Gesundheit, um die voraussetzungsvollen Pflegeleistungen kör-

perlich und psychisch weiter durchführen zu können, freie Zeiträume benötigen, ist eine 

Unterstützung durch Dritte notwendig: Dazu gehören teilstationäre Angebote, ambu-

lante Pflegedienste oder auch Helferkreise. 

9.4 Hospiz- und Palliativversorgung 

Gerade ab der vierten Lebensphase nehmen schwere Mehrfacherkrankungen und die 

Sterbewahrscheinlichkeit stark zu. In diesem Zusammenhang ist die Palliativ- und Hos-

pizversorgung entscheidend für ein menschenwürdiges Leben und Sterben. Beide Be-

griffe werden jedoch vielfach als gleichbedeutend gebraucht. Zwar gehen beide Ver-

sorgungsformen häufig Hand in Hand, zur Verdeutlichung werden nachfolgend jedoch 

auch Begriffsabgrenzungen vorgenommen, bevor auf die Situation im Landkreis ein-

gegangen wird.  

Die Hospizversorgung folgt einem umfassenden Konzept zur psychosozialen Begleitung 

und Unterstützung unheilbar kranker Menschen und deren Angehöriger, das eine indi-

viduelle und würdevolle Gestaltung der letzten Lebensphase und des Trauerprozesses 

ermöglichen soll. Es handelt sich also nicht um eine medizinische, sondern psychosozi-

ale Versorgung, die sowohl ambulant als auch stationär erfolgen kann. Wesentliches 

Merkmal der Hospizarbeit ist der Dienst ehrenamtlicher Mitarbeiter. Bis heute wächst 

das ehrenamtliche Hospiz-Engagement in Deutschland stetig, zurzeit engagieren sich 

100.000 Menschen bürgerschaftlich, ehrenamtlich oder hauptamtlich in der Hospiz- 

und Palliativarbeit, eine große Zahl davon ehrenamtlich. Das Tätigkeitsfeld der ehren-

amtlich Engagierten im Hospiz- und Palliativbereich ist vielfältig und facettenreich. In 

der psychosozialen Begleitung der Betroffenen übernehmen die Ehrenamtlichen viel-

fältige Aufgaben. Durch ihre Arbeit leisten sie nicht nur einen unverzichtbaren Beitrag 

in der Begleitung der Betroffenen, sondern sie tragen wesentlich dazu bei, dass sich in 

unserer Gesellschaft ein Wandel im Umgang mit schwerstkranken und sterbenden 

Menschen vollzieht. Die Begleitung und Unterstützung enden nicht mit dem Tod, sie 

wird auf Wunsch der Angehörigen in der Zeit der Trauer weitergeführt.101 

Die Palliativversorgung ist ein Ansatz zur Verbesserung der Lebensqualität von Patien-

ten mit fortschreitenden unheilbaren oder lebensbedrohlichen Erkrankungen und de-

ren Angehörigen. Schwerpunkt dieses Konzeptes ist das „Vorbeugen und Lindern von 

Leiden, durch frühzeitiges Erkennen, gewissenhafte Einschätzung und Behandlung von 

                                                 
101 Deutscher Hospiz- und Palliativverband e.V. (2016); unter http://www.dhpv.de/themen_hospizbewegung.html.   
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Schmerzen sowie anderen belastenden Beschwerden körperlicher, psychosozialer und 

spiritueller Art.“102 Es handelt sich also vornehmlich um eine spezielle Form der medizini-

schen Versorgung, die sowohl stationär als auch ambulant durchgeführt werden kann. 

Palliative Care ist also als Umsetzung des Hospizkonzeptes in der Praxis zu verstehen. 

Seit Dezember 2015 ist das Gesetz zur Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung 

in Deutschland (HPG) in Kraft, in Zuge dessen die Förderung eines flächendeckenden 

Ausbaus insbesondere in ländlichen Regionen forciert werden sollte. Mit dem Gesetz 

wurde die Palliativversorgung ausdrücklich Bestandteil der Regelversorgung in der ge-

setzlichen Krankenversicherung (GKV). Dadurch soll die Palliativversorgung im Rahmen 

der häuslichen Krankenpflege gestärkt werden, ambulante Hospizdienste können ne-

ben den Personalkosten auch die Sachkosten berücksichtigt (z. B. Fahrtkosten der eh-

renamtlichen Mitarbeiter) und es wird ein angemessenes Verhältnis von haupt- und 

ehrenamtlichen Mitarbeitern sichergestellt.103  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. ist seit 10 Jahren im Klinikum Neumarkt i.d.OPf. eine ei-

genen Palliativabteilung angesiedelt.104 Ambulante Sterbebegleitung bzw. Hospiz-

dienste gibt im Landkreis nur ein befragter Dienst als Hauptdienstleistung an (Amb. Pfle-

gedienst Harmonica Neumarkt), drei weitere geben dies als „eine neben anderen Auf-

gaben an“, d. h. zwei Drittel der im Landkreis tätigen Dienste hat keine Ressourcen für 

Hospizarbeit und Sterbebegleitung von Klienten.105 Durch die PALLI VITA GmbH aus 

mehreren Gesellschaftern106 wird seit 2016 in den Landkreisen Amberg-Sulzbach und 

Neumarkt eine Spezialisierte Ambulante Palliative Versorgung (SAPV) angeboten. Das 

Team versorgt im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. schwerstkranke Patienten mit einer weit 

fortgeschrittenen unheilbaren Erkrankung und begrenzter Lebenserwartung im häusli-

chen Umfeld und begleitet diese und ihre Familien palliativmedizinisch in enger Zusam-

menarbeit mit niedergelassenen Ärzten, den Kliniken und Hospizvereinen, Pflegediens-

ten und stationären Einrichtungen in der Region.  

Weiterhin müssen die Begleitung, Pflege und Behandlung sterbender Menschen und 

ihrer Angehörigen als eine der wichtigsten Säulen der Arbeit von Alten- und Pflegeein-

richtungen in die grundlegende Philosophie der Einrichtung integriert werden. Im Rah-

men der Befragung der vollstationären Einrichtungen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 

                                                 
102 Vgl.: Definitionen der Palliativversorgung Weltgesundheitsorganisation (WHO) (2016): unter 

http://www.who.int/cancer/palliative/definition/en/.   

103 Vgl.: Bundesministerium für Gesundheit (2016): Schwerstkranke Menschen sollen überall dort gut versorgt sein und 

begleitet werden, wo sie die letzte Phase ihres Lebens verbringen – ob zu Hause, im Pflegeheim, im Hospiz oder 

Krankenhaus.   

104 https://www.palliativ.klinikum-neumarkt.de/380-Startseite.html 

105 Die allgemeine ambulante Palliativversorgung (AAPV) wird durch niedergelassene Haus- und Fachärzte, ambu-

lante Pflegedienste sowie Krankenhäuser erbracht, wenn bei einem schwerstkranken Menschen von der kurativen 

zur Palliativversorgung übergegangen wird, aber noch keine spezialisierte Versorgung nötig ist. Sie werden dabei 

durch weitere Leistungserbringer, z.B. durch ambulante Hospizdienste, unterstützt. Die SAPV ergänzt dieses beste-

hende Versorgungsangebot im ambulanten Bereich, wenn das Symptomgeschehen besonders komplex ist oder 

die Versorgung besonders aufwendig wird. 

106 Gesellschafter sind BRK, Caritas, Diakonie, die Kliniken in beiden Landkreisen und der Hospizverein Amberg. Infor-

mationen unter http://www.pallivita.de/ 
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sehen die vollstationären Anbieter in ihrem Bereich die zukünftigen veränderten Be-

darfe hin zu einem stark steigenden Betreuungsaufwand in der intensiven Pflege bis hin 

zur Erweiterung der Palliativ- und Sterbearbeit: 

„Palliative Betreuung (im stationären Bereich) wird mehr“  

„Entwicklung zu stationären Hospizen“ 

Im Zuge der Zunahme der multimorbiden, kurzverweilenden Kundenstrukturen in stati-

onären Einrichtungen (vgl. Pflege und Betreuungsbedürftigkeit) muss über die Versor-

gung und Struktur der palliativen und sterbebegleitenden Arbeit in den stationären Ein-

richtungen der Altenpflege diskutiert werden. Eventuell vorhandene Defizite bei statio-

nären Einrichtungen im Bereich palliativer Konzepte müssen erfasst und verbessert wer-

den. Alle Mitarbeiter eines Pflegeheimes sollten z. B. über eine Basisqualifikation in Pal-

liative Care verfügen und die Möglichkeit haben, nach einheitlichen Qualitätskriterien 

geschult zu werden. Patientenverfügungen gelten z. B. als verbindlicher Ausdruck des 

Patientenwillens, und sie werden insbesondere bei zunehmendem Alter und Multimor-

bidität empfohlen. Über die Verbreitung in Senioreneinrichtungen sowie über Qualität 

und Beachtung vorhandener Verfügungen ist in Deutschland bisher wenig bekannt, 

aber Studien zeigen, dass nur ca. jeder 8. Bewohner einer Alten- und Pflegeeinrichtung 

eine Patientenverfügung hat und diese vorhandenen Verfügungen oft nicht nachvoll-

ziehbar valide, wenig aussagekräftig oder vom Personal unbeachtet sind.107 

Ein Schritt kann sein, die Palliativpflege als verbindlichen Schwerpunkt unter einheitli-

chen Standards in der Kranken- und Altenpflegeausbildung zu verankern. Die Bundes-

interessenvertretung für alte und pflegebetroffene Menschen (BIVA) fordert z. B., dass 

Einrichtungen, die keine eigenen Fachkräfte für die Hospiz- und Palliativarbeit aufbrin-

gen können, zur Kooperation mit externen Dienstleistern verpflichtet werden.  

Drei vollstationäre Einrichtungen geben bisher eine Zusammenarbeit mit palliativen 

Diensten (SAPV) in der Region an. 

Außerdem muss sichergestellt werden, dass alle Einrichtungen über ein Palliativkonzept 

verfügen, indem diese Konzepte regelmäßig einer verpflichtenden Prüfung durch die 

Fachstelle für Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitätsentwicklung und Auf-

sicht (FQA) oder den MDK unterzogen werden. Die FQA steht den Pflegeeinrichtungen 

dabei beratend zur Seite und kann bei fehlendem Palliativkonzept oder mangelhafter 

Umsetzung notfalls entsprechende Anordnungen erlassen. 

.108 Hospizkultur und Palliativversorgung müssen integrativer Bestandteil des Versor-

gungsauftrages jeder Einrichtung sein.  

Die (Weiter-)Entwicklung regionaler Netzwerke und Kooperationen ist von grundlegen-

der Bedeutung: Sechs vollstationäre Einrichtungen arbeiten laut Einrichtungsbefragung 

                                                 
107 Sommer Sarah et al. (2012): Patientenverfügungen in stationären Einrichtungen der Seniorenpflege 2012 (109/37): 

Deutsches Ärzteblatt, Jg. 109 (Heft 37). 

108 Die Bundesinteressenvertretung für alte und pflegebetroffene Menschen (BIVA) (2018): (K)ein guter Ort zum Ster-

ben. Probleme in der stationären Palliativversorgung; unter https://www.biva.de/probleme-in-der-palliativversor-

gung/ 



BESONDERE ZIELGRUPPEN  

 

 105 

aktuell mit dem lokalen Hospizverein zusammen. Im Hospizverein Neumarkt i.d.OPf. e.V. 

leisten Frauen und Männer aller Altersgruppen aus verschiedensten Berufen ambulant 

durch bürgerschaftliches Engagement Hospizarbeit: 65 ehrenamtlich aktive Hospizbe-

gleiterinnen und -begleiter sind für den Hospizverein Neumarkt i.d.OPf. e.V. aktiv und 

bringen sich in folgenden Bereichen ein: 

▪ Sterbebegleitung 

▪ Trauerbegleitung 

▪ Kindertrauer 

▪ Krisenintervention 

▪ AGUS-Angehörige um Suizid 

 

Es muss bürgerschaftliches Engagement wie das der Hospizhelfer systematisch und auf 

Augenhöhe weiter in die Betreuung schwerstkranker und pflegebedürftiger Menschen 

integriert werden. Die Wahrnehmung und Akzeptanz anderer medizinischer und pfle-

gerischer Akteure ist immer noch ausbaufähig. Dies ist einzureihen in die Zukunftsauf-

gabe, die Vernetzung bürgerschaftlicher und professioneller Bereiche stärker zu för-

dern. Auch ist im Zuge einer geriatrischen Ausrichtung medizinischer Angebote über 

die Etablierung weiterer palliativmedizinischer Versorgung im Landkreis nachzudenken, 

um gerade in einer Gesellschaft, die sich in den kommenden Jahrzehnten durch ihre 

starke Alterung zwangsläufig auf eine intensive Konfrontation mit vielen Krankheits-, 

Sterbe- und Trauerfällen einstellen muss, eine effektive, nämlich menschenwürdige, un-

terstützende und begleitende Sterbe- und Trauerkultur zu etablieren. 
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10 Pflege und Betreuungsbedürftigkeit 

Die Zahl der Leistungsbezieher der sozialen Pflegeversicherung in Deutschland stieg in 

den letzten 20 Jahren kontinuierlich an. Durch die Pflegestärkungsgesetze wurden Re-

formen und Veränderungen im gesamten Pflegesektor angestoßen. Es ist zum jetzigen 

Zeitpunkt zwar noch nicht abzuschätzen, in welchem Umfang die Reformen zu Verän-

derungen in z. B. der Struktur der Nachfrage von Pflegeangeboten oder der Struktur 

der Belegung der stationären Einrichtungen führen werden, allerdings zeigten sich be-

reits erste Tendenzen vor allem im Bereich der Finanzierung der Sozialen Pflegeversi-

cherung und der Leistungsinanspruchnahme.109 Auch eine weitere Verschiebung der 

Nachfrage der Pflegeleistungen hin zum ambulanten Bereich ist mit Einführung des PSG 

II und III deutlich zu sehen. Untersuchungen zu den Auswirkungen früherer Reformen 

(Pflegeweiterentwicklungsgesetz, Pflegeneuausrichtungsgesetz und dem Pflegestär-

kungsgesetz I) haben zudem gezeigt, dass die Ausdehnung der Leistungen bzw. des 

Kreises der Leistungsberechtigten unter anderem zu einer Erhöhung der Pflegequoten 

bzw. Pflegeprävalenzen geführt haben. 

Abbildung 38 Zahl der Leistungsbezieher der sozialen Pflegeversicherung in Deutsch-

land am Jahresende 

 
Quelle: Bundesministerium für Gesundheit (2018): Zahlen und Fakten zur Pflegeversicherung; Gra-

phik: BASIS-Institut (2019) 

                                                 
109 Heinz Rothgang et al (2018): Pflegereport 2018. Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse Band 12, S. 8ff. 
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Angesichts der demographischen Entwicklung wird die Zahl der Pflegebedürftigen wei-

ter steigen und damit auch die Herausforderung, eine an den Bedürfnissen der Be-

troffenen orientierte, pflegerische Versorgung in Zukunft sicherzustellen. 

Bis vor einigen Jahren wurde im Rahmen von Pflegebedarfsplanungen allein aufgrund 

von Maßzahlen der aktuelle Bedarf an Pflegeinfrastruktur beurteilt. Die Pflegebedarfs-

planung diente u. a. dazu, bei Anfragen nach Erweiterung der Infrastruktur Investitions-

kostenzuschüsse zu gewähren oder zu versagen. Inzwischen werden in der Regel keine 

Investitionskostenzuschüsse mehr gewährt. Die Pflegebedarfsplanung hat zwar ein 

zentrales Ziel verloren, der Anspruch an die Landkreise Pflegestrukturen kontinuierlich 

bedarfsgerecht weiter zu entwickeln ist jedoch geblieben. De facto kann durch den 

Wegfall der Investitionskostenzuschüsse kaum noch Einfluss auf die Errichtung von Hei-

men ausgeübt werden. Lediglich über das Baurecht wären noch Einschränkungen o-

der Versagungen möglich. In Zukunft gilt es, mehr als bisher alle pflegerischen Versor-

gungsformen und nicht nur klassische stationäre Pflegeeinrichtungen im Blick zu haben 

und auch Modelle einzubeziehen, die den Verbleib in der häuslichen Umgebung bei 

hoher Lebensqualität absichern. Ein gemeindenaher Hilfemix ist einer reinen Planung 

nach Versorgungsquoten vorzuziehen.110 Die ausreichende und angemessene Versor-

gung mit z. B. ambulanten Diensten ist eine unabdingbare Voraussetzung dafür, dass 

dem sowohl vom Gesetzgeber als auch von der ganz überwiegenden Zahl der be-

troffenen älteren Mitbürgerinnen und Mitbürger gewünschten möglichst langen Ver-

bleib in der eigenen Wohnung und im heimischen Umfeld Rechnung getragen werden 

kann. Weiterhin bieten Tages- und Kurzzeitpflege Entlastungsmöglichkeiten vor allem 

für die Angehörigen pflegebedürftiger Menschen. Eine angemessene Ausstattung mit 

stationären Pflegeplätzen ergänzt das Angebot für diejenigen, die zu Hause nicht mehr 

gepflegt werden können oder wollen. 

Die vorliegende Analyse versucht daher bereits, die versorgungsregionalen und pfle-

geformspezifischen Aspekte mit einer stärkeren kommunalen Planungsperspektive zu 

verknüpfen. 

Nach Art. 69 (1) AGSG111 ist ein klarer gesetzlicher Auftrag „im Benehmen mit den Ge-

meinden, den örtlichen und regionalen Arbeitsgemeinschaften der Pflegekassen, den 

überörtlichen Trägern der Sozialhilfe und den Trägern der Pflegeeinrichtungen den für 

ihren Bereich erforderlichen längerfristigen Bedarf an Pflegeeinrichtungen fest(zustel-

len)“ formuliert. 

 

  

                                                 
110 Vgl. Klie, T.; Pfundstein, T. (2010): Kommunale Pflegeplanung zwischen Wettbewerbsneutralität und Bedarfsorien-

tierung. In: Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 2, 2010, S. 91-97.   

111 Gesetz zur Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl. S. 942, BayRS 86-7-A/G), das zuletzt 

durch Gesetz vom 31. Juli 2018 (GVBl. S. 670) geändert worden ist. 
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10.1 Pflegeformen im Landkreis  

Die stationäre Versorgung, wie sie bisher gestaltet wurde, entspricht nicht mehr den 

Wünschen des überwiegenden Teils der älteren Generation für ein Leben im Alter. Um 

den Bedürfnissen nach Selbstbestimmung und sozialer Integration sowie dem wach-

senden Pflege- und Betreuungsbedarf bei gleichzeitig sinkendem familiären Pflegepo-

tential in Zukunft gerecht zu werden und insbesondere um diesen finanzieren zu kön-

nen, stehen Altenhilfestrukturen vor einer grundlegenden Veränderung. Insbesondere 

ist eine Verlagerung hin zu Wohn- und Pflegeformen notwendig, die Eigeninitiative, Ei-

genverantwortung, Selbsthilfe und die Aktivierung sozialer Netze als Ausgleich zum Ver-

lust familiärer Hilfepotentiale fördern. Des Weiteren muss sich Altenhilfe auf die soziale 

Nahumgebung der Menschen konzentrieren, um private bzw. solidarische Alltagshilfe, 

Betreuung und Pflege zu Hause vor Ort unterstützen zu können. Schon jetzt leben in 

Deutschland in jedem vierten Haushalt ausschließlich Menschen im Alter von 65 Jahren 

und älter.112 Hinzu kommt, dass die allgemeine Finanzsituation im Laufe der nächsten 

Jahre prekärer werden wird. Auch wird es zum einen zu deutlichen Kostensteigerungen 

der Versorgung kommen, zum anderen sind der Ausweitung professioneller Dienste 

durch die begrenzte Verfügbarkeit entsprechenden Personals Grenzen gesetzt.113 

10.1.1 Ambulante Pflege  

Ambulante Pflegedienste sind – neben den Angehörigen – wichtige Eckpfeiler der Ver-

sorgung und Pflege älterer Menschen im häuslichen Bereich. Mit ihrem Dienstleistungs-

angebot tragen sie wesentlich dazu bei, eine möglichst lange Versorgung älterer Men-

schen mit Hilfe- und Pflegebedarf in der eigenen Wohnung zu gewährleisten.  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. wurden zum Erhebungszeitraum 14 ambulante Pflege-

dienste seitens der Fachstelle für Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitätsent-

wicklung und Aufsicht- (FQA) des Landratsamts benannt.  

Tabelle 7 Angeschriebene ambulante Dienste (alphabetisch nach Namen) 

Name PLZ Ort 

A.I.B. GmbH 93342 Saal /Donau 

aha! Pflegedienst 92348 Berg 

Ambulanter Dienst Haus Mariacron 92355 Velburg 

Ambulanter Pflegedienst der HELIOS Klinik Berching 92334 Berching 

Ambulanter Pflegedienst Harmonica 92318 Neumarkt 

Bayer. Rotes Kreuz Sozialstationen Neumarkt-Berching-Parsberg 92318  Neumarkt 

Caritas-Sozialstation Neumarkt 92318 Neumarkt 

CPD Intensivpflegedienst Claudia Schiefer GmbH Niederlassung 

Nürnberg 
90429 Nürnberg 

Diakonie-Sozialstation Neumarkt 92318 Neumarkt 

Diakonie-Sozialstation Oberferrieden/Postbauer-Heng 90559 Burgthann  

                                                 
112 Bundeszentrale für politische Bildung (2012): Die soziale Situation in Deutschland. Zahlen und Fakten, S. 29 und Sta-

tistisches Bundesamt (Destatis) (2011): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Entwicklung der Privathaushalte bis 2030.   

113 Bundesagentur für Arbeit (2018): Der Arbeitsmarkt in Deutschland - Fachkräfteengpassanalyse Juni 2018, S. 17ff. 
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Name PLZ Ort 

Pflegealltag GmbH 92331 Parsberg  

Regens Wagner offene Hilfen im Landkreis Neumarkt Nord 92318 Neumarkt 

Regens Wagner offene Hilfen im Landkreis Neumarkt Süd 92348 Berching 

Vita Pflegedienst GmbH  92318 Neumarkt 
Quelle: LRA Neumarkt i.d.OPf.: Adressen Seriendruck 01.08.2018 (2018) 

 

Alle angeschriebenen Pflegedienste haben Rückmeldung gegeben, wobei die Re-

gens Wagner Stiftung für ihre Dienste (in Neumarkt und Berching) ausschließlich Leis-

tungen im Bereich der Offenen Behinderten Arbeit (OBA) und der Offenen Hilfen (OH) 

zurückmeldet und somit aus der Bestandserhebung ausgeklammert wurde. Die Diako-

nie-Sozialstation Oberferrieden (Burgthann) und die in Nürnberg und Saal an der Do-

nau ansässigen Dienste (Pflegedienste CPD Intensivpflegedienst und die A.I.B-Wohn-

gruppen GmbH + HERO GmbH) werden nach Nennung durch die Fachstelle für Pflege- 

und Behinderteneinrichtungen -Qualitätsentwicklung und Aufsicht- (FQA) des Land-

kreises Neumarkt i.d.OPf. mit ihren im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. befindlichen Kunden 

einbezogen. Der ambulante Pflegedienst der HELIOS Klinik Berching betreut nach ei-

gener Aussage nur in seinem Hause befindliche Kunden, stellt somit eine Sonderform 

dar und wird nur bei den subjektiven Einschätzungen über „spezifische Problemlagen“ 

sowie „Entwicklungstrends in der Pflege allgemein usw. herangezogen“.114 Nicht ver-

wunderlich ist die Konzentration der im Landkreis ansässigen und tätigen ambulanten 

Dienste in der größten Landkreiskommune Neumarkt. 

                                                 
114 In der aktuellen Pflegestatistik wird von 10 ambulanten Pflegediensten im Landkreis Neumarkt ausgegangen. Bay-

erisches Landesamt für Statistik (2018): Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre Pflegegeldempfänger in 

Bayern 2017, S. 62. 
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Abbildung 39 Sitz ambulanter Dienste im Landkreis NM 

  
Quelle: Befragung ambulante Dienste (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

Im Schnitt sind die befragten ambulanten Dienste in 8 Kommunen im Landkreis im Ein-

satz. Der Aktionsradius variiert stark, zwischen 1 Kommune als Einsatzort und 18 Kommu-

nen im Landkreis. Aktuell deckt das Einsatzgebiet der befragten ambulanten Dienste 

alle Kommunen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. ab. 

Insgesamt werden von den befragten Pflegediensten 1.581 betreute Kunden im Land-

kreis Neumarkt i.d.OPf. angegeben. Ein Viertel (24 %) der Kunden weist keinen altenhil-

febezogenen Pflege- und Betreuungsbedarf im Sinne der Pflegegrade 1 bis 5 auf (vgl. 

Abbildung 46 Pflegegrade in ambulanter und vollstationärer Pflege Landkreis NM). 

60 % der Kunden ist älter als 80 Jahre, 1 von 10 Betreuten ist über 90 Jahre und 1 von 10 

unter 60 Jahre alt.  
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Abbildung 40 Altersstruktur Kunden ambulant 

  
Quelle: Befragung ambulante Dienste (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

Ein Vergleich der Anteile der verschiedenen ausgewiesenen Altersgruppen im ambu-

lanten und stationären Bereich (vgl. Abbildung 40 und Abbildung 44) macht deutlich: 

Der Anteil der Jüngeren unter 60 Jahren ist im ambulanten Bereich 3 mal so hoch wie 

im stationären Bereich, während der Anteil der 90-Jährigen und älter im stationären 

Bereich zwischen 2 und 3 mal so hoch ist wie im ambulanten Sektor. Bei der Befragung 

im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. zeigt sich, dass in allen Altersgruppen unter 90 Jahren 

der Anteil im ambulanten Bereich höher liegt als im stationären. Die Pflege und Betreu-

ung Pflegebedürftiger wird somit vielfach im häuslichen Umfeld durch Angehörige und 

Pflegedienste geleistet. Der Anteil der Kunden mit reinem Leistungsbezug aus den Kran-

kenkassen liegt im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. bei ca. einem Drittel.  

Drei Viertel (73 %) der Mitarbeiter der Pflegedienste sind dem Pflegesektor (Alten-

pflege(-helfer), Gesundheits- und Krankenpflege(-helfer), Heilerziehungspfleger, an-

derweitige Pflegehelfer ohne anerkannte Ausbildung) zuzuordnen, knapp 14 % dem 

hauswirtschaftlichen Bereich, 13 % sind sonstige Mitarbeiter. 

10%

9%

21%

49%

11%

unter 60 Jahre 60 bis unter 70 Jahren 70 bis unter 80 Jahre

80 bis unter 90 Jahre 90 Jahre und älter
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Abbildung 41 Pflegepersonal im ambulanten Bereich  

  
Quelle: Befragung ambulante Dienste (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

Bei der Verteilung der Mitarbeiter im Pflegesektor überwiegt in der Befragung im Land-

kreis Neumarkt i.d.OPf. die Fachkraftquote: insgesamt sind drei Viertel (74 %) der Mitar-

beiter im pflegerischen Bereich ausgebildete Fachkräfte, 14 % sind ausgebildete Pfle-

gehelfer und 13 % sind anderweitige Pflegehelfer ohne anerkannte Ausbildung.  

Die pflegerische Arbeitskapazität pro pflegenden Mitarbeiter beträgt 20,4 Stunden 

durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit (bereinigte Wochenarbeitsstunden aller 

pflegenden Mitarbeiter). 
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Abbildung 42 Ambulante Dienste: Angebote nicht pflegerischer Dienstleistungen  

 
 Quelle: Befragung ambulante Dienste (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

Es zeigt sich, dass viele ambulante Dienste zur Entlastung älterer Menschen und pfle-

gender Angehöriger bereits - zumindest als Nebenaufgabe - Dienstleistungen anbie-
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ten, die über die klassischen Pflegeleistungen (Grund- und Behandlungspflege) hinaus-

gehen. Allerdings besteht hier unter dem Aspekt des Cure und Care-Ansatzes Erweite-

rungsbedarf in bestimmten Bereichen der ergänzenden Dienste. Fast alle Dienste bie-

ten hauswirtschaftliche Versorgung an (ob dies hauptsächlich im Bereich des Entlas-

tungsbetrags nach § 45b SGB XI erfolgt, wurde nicht differenziert erhoben). Freizeitge-

staltung wie Spaziergänge wird noch von zwei Drittel der befragten Dienste angebo-

ten, Besuchsdienste bieten nur 2 von 10 Diensten an. Hausmeister- und Gärtnerdienste 

werden aber von keinem oder nur sehr wenigen Anbietern offeriert. Wie bereits er-

wähnt, muss hier eine gute Zusammenarbeit zwischen Nachbarschaftshilfen und pro-

fessionellen Diensten elementar werden, um das selbständige Leben im Alter jenseits 

der pflegerischen Versorgung sicherzustellen. 

Seit Dezember 2015 ist das Gesetz zur Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung 

in Deutschland (HPG) in Kraft, in Zuge dessen die Förderung eines flächendeckenden 

Ausbaus insbesondere in ländlichen Regionen forciert werden sollte. Mit dem Gesetz 

wurde die Palliativversorgung ausdrücklich Bestandteil der Regelversorgung in der ge-

setzlichen Krankenversicherung (GKV). Dadurch soll die Palliativversorgung im Rahmen 

der häuslichen Krankenpflege gestärkt werden. Ambulante Hospizdienste können ne-

ben den Personalkosten auch die Sachkosten berücksichtigen (z. B. Fahrtkosten der 

ehrenamtlichen Mitarbeiter) und es wird ein angemessenes Verhältnis von haupt- und 

ehrenamtlichen Mitarbeitern sichergestellt.115 Von den befragten Diensten geben ex-

plizit 4 eine Hospiz- und Sterbebegleitung an (vgl. Kapitel Hospiz- und Palliativversor-

gung). 

10.1.2 Vollstationäre Pflege 

Insgesamt werden von der Fachstelle für Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qua-

litätsentwicklung und Aufsicht- (FQA) 22 vollstationäre Einrichtungen im Landkreis Neu-

markt i.d.OPf. geführt, wobei eine116 nach Auskunft der FQA zum Erhebungszeitpunkt 

noch einen Bewohner hatte und seine Tätigkeit einstellt. Diese wird im weiteren Verlauf 

nicht mehr berücksichtigt, so dass von 21 aktuell im Landkreis ansässigen vollstationä-

ren Pflegeeinrichtungen ausgegangen wird, davon 10 in gemeinnütziger Trägerschaft. 

Alle Einrichtungen beteiligten sich an der Erhebung.117 

                                                 
115 Vgl.: Bundesministerium für Gesundheit (2016): Schwerstkranke Menschen sollen überall dort gut versorgt sein und 

begleitet werden, wo sie die letzte Phase ihres Lebens verbringen – ob zu Hause, im Pflegeheim, im Hospiz oder 

Krankenhaus. 

116 Privates Alten- und Pflegeheim Utrankah in Neumarkt, vgl. LRA Neumarkt i.d.OPf. (2018): Adressen Neumarkt 

01.08.2018 

117 Nach Rücksprache mit dem Landratsamt wurden Verifizierungen bei den Platzzahlen- und -arten vorgenommen 

(25.06.2019).  
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Die vollstationären Einrichtungen im Landkreis halten aktuell 1.418 genehmigte Plätze 

vor118, dabei sind von den Dauerpflegeplätzen ca. 5 % als beschützende Plätze geneh-

migt.119 Die Auslastung insgesamt beträgt im Landkreis nach Auskunft der Einrichtungen 

mit 1.328 belegten Dauerpflegeplätzen aktuell 95 %, allerdings inklusive eingestreuten 

Kurzzeitpflegeklientels auf eigentlich genehmigten Dauerpflegeplätzen, was die Aus-

lastung um ca. einen Prozentpunkt reduziert. Nimmt man nur die vollstationären Dau-

erpflegebetreuten, ergibt sich eine Auslastungsquote der vollstationären Einrichtung 

von 92 %. 

Würde man die eigentlich rüstigen Bewohner (ohne bisherige Pflegegradzuweisung) 

im vollstationären Versorgungsbereich herausrechnen, reduziert sich im Landkreis die 

Auslastung mit Pflegebedürftigen im Sinne der Pflegegrade streng genommen auf 

89 %.120 

Die rechnerische Überversorgung darf dabei nicht überbewertet werden, da einige 

(ältere) Pflegeheime in Betrieb sind, die den aktuellen Anforderungen nicht voll und 

ganz entsprechen (vgl. z. B. Einbettzimmerquoten). Ebenso ist eine Fluktuationsreserve 

bei Pflegeplätzen üblich, notwendig und sinnvoll: Das Bayerische Landesamt für Pflege 

weist darauf hin, dass die Kostenträgerseite bei einer Auslastungsquote von 98 % von 

einer Vollbelegung ausgeht.121 Auch der Abschlussbericht im Auftrag des Bundesminis-

terium für Wirtschaft und Technologie zu den Auswirkungen des demografischen Wan-

dels auf die Bauwirtschaft durch steigenden Bedarf an stationären und ambulanten 

Altenpflegeplätzen122 weist darauf hin, dass aufgrund genereller vorhandener Fluktua-

tionen bei Bewohnern ein Auslastungsgrad von über 95 % im Dauerpflegebereich als 

sehr unwahrscheinlich anzusehen ist. Legt man diese Annahmen zu Grunde kann man 

bei 18 Einrichtungen im Landkreis von einer Vollbelegung zum Erhebungszeitraum spre-

chen. 

                                                 
118 Das deckt sich mit der aktuellen Pflegestatistik, vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Pflegeeinrichtun-

gen, ambulante sowie stationäre Pflegegeldempfänger in Bayern 2017, S. 68. Nach Rückmeldung des Landrats-

amts ist das Pflegeheim des Bezirks Oberpfalz zum 30.09.2018 aufgelöst worden (-23 Plätze), dies ist in der Pflege-

statistik noch nicht berücksichtigt worden. 

119 Bei gerontopsychiatrischen Erkrankungen/Demenz kann es z.B. zu einer krankheitsbedingten Unruhe und Hinlauf-

tendenz kommen. Die Erkrankten können Wege nicht selbst finden, Gefahren um sich herum nicht einschätzen 

und verlieren das Zeitgefühl. D.h. es kann zu gesundheitsgefährdenden bzw. lebensbedrohlichen Situationen kom-

men. Beschützende Stationen nehmen demenziell oder psychisch erkrankte Menschen mit erhöhter Tendenz zur 

Eigen- (u.a. sog. "Hinlaufgefährdung") oder Fremdgefährdung auf. Aus diesem Grund handelt es sich bei diesen 

Plätzen um geschlossene Einrichtungen. Zur Aufnahme ist ein richterlicher Unterbringungsbeschluss des Amts-/Vor-

mundschaftsgerichtes notwendig. Der Antrag ist vom gesetzlichen Vertreter zu stellen. Es handelt sich hierbei ent-

weder um einen gesetzlichen Betreuer oder einen Vorsorgebevollmächtigten. 

120 In der aktuellen Pflegestatistik werden Leistungsempfänger nach den fünf Pflegegrade 1, 2, 3, 4 und 5 sowie in 

den stationären Einrichtungen Pflegebedürftige, die noch keinem Pflegegrad zugeordnet sind, ausgewiesen. Vgl. 

Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre Pflegegeldempfän-

ger in Bayern 2017, S. 10.  

121 Eine Quote von 100 % gilt als nicht realisierbar, da im Laufe eines Kalenderjahres eine gewisse Anzahl von Bewoh-

nern versterben oder vereinzelt auch Bewohner aus der Einrichtung ausziehen. Derlei ist im Kontext des Ein- und 

Auszugsmanagements nur bedingt planbar. Eine sofortige Belegung des frei gewordenen Platzes kann daher 

nicht immer realisiert werden, z. B. weil potentielle Bewohner noch in Behandlung im Krankenhaus oder einer 

Reha-Einrichtung sind oder weil die Bewohnerzimmer einer Sanierung bedürfen und der Einzug sich dadurch ver-

zögert. Vgl. E-Mail des Bayerischen Landesamts für Pflege vom 11.03.2019.  

122 An der Heiden, Iris et al (2012): Demografischer Wandel – Auswirkungen auf die Bauwirtschaft durch steigenden 

Bedarf an stationären und ambulanten Altenpflegeplätzen (I C 4 - 02 08 15 - 11/12) Abschlussbericht – Langfas-

sung Im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, S. 43. 



PFLEGE UND BETREUUNGSBEDÜRFTIGKEIT 

 

 116 

Tabelle 8 Angeschriebene vollstationäre Einrichtungen (alphabetisch) Belegung 

Name Ort 

belegte 

Dauerpfle-

geplätze 

davon 

belegte 

be-

schüt-

zende 

Plätze 

belegt 

als Kurz-

zeit-

pflege 

be-

legte 

Tages-

pflege 

Auslas-

tung 

(ohne 

Tages-

pflege) 

Alten- und Pflegeheim Doktorshof Bauer GmbH                                                                                                                                                                                                                      Berg                                                                                                                                                                                                                                                            66 0 2 1 99% 

Alten- und Pflegeheim Haus Mariacron GmbH                                                                                                                                                                                                                       Velburg                                                                                                                                                                                                                                                         49 0 1 0 100% 

Alten- und Pflegeheim St. Alfons                                                                                                                                                                                                                                Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        66 0 0 0 99% 

Altenpension Maria Schiller                                                                                                                                                                                                                                     Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        2 0 2 0 100% 

BRK Seniorenzentrum Woffenbach                                                                                                                                                                                                                                  Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        107 0 0 0 96% 

BRK-Seniorenwohn- und Pflegeheim                                                                                                                                                                                                                                Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        83 0 0 0 100% 

Caritas Seniorenheim St. Anna                                                                                                                                                                                                                                   Deining                                                                                                                                                                                                                                                         60 0 2 6 98% 

Caritas Seniorenheim St. Franziskus                                                                                                                                                                                                               Berching                                                                                                                                                                                                                                                        72 0 0 3 100% 

Caritas Seniorenheim St. Johannes                                                                                                                                                                                                                              Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        83 0 0 0 89% 

Caritas Seniorenheim St. Josef                                                                                                                                                                                                                                  Freystadt                                                                                                                                                                                                                                                       75 0 2 1 97% 

Senioren- und Pflegeheim Martin-Schalling-Haus                                                                                                                                                                                                                           Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        75 0 1 4 95% 

Haus der Betreuung und Pflege Breitenbrunn                                                                                                                                                                                                                                   Breitenbrunn                                                                                                                                                                                                                                                    64 0 0 0 98% 

Haus Wolfstein Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                         Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        126 23 0 0 95% 

NOVITA Seniorenzentrum Postbauer-Heng                                                                                                                                                                                                                           Postbauer-Heng                                                                                                                                                                                                                                                  34 0 0 0 100% 

Zentrum für Betreuung und Pflege GmbH Haus Parsberg                                                                                                                                                                                                                        Parsberg                                                                                                                                                                                                                                                        79 28 0 0 83% 

Haus Phönix Seubersdorf                                                                                                                                                                                                              Seubersdorf                                                                                                                                                                                                                                                     42 0 2 0 100% 

Regens-Wagner-Stiftung Lauterhofen                                                                                                                                                                                                                              Lauterhofen                                                                                                                                                                                                                                                     27 0 0 0 100% 

Senioren- und Pflegeheim St. Therese                                                                                                                                                                                                                             Mühlhausen                                                                                                                                                                                                                                                      58 21 4 2 97% 

Seniorenheim Bruder Balthasar Werner                                                                                                                                                                                                                            Dietfurt a.d. Altmühl                                                                                                                                                                                                                                           53 0 1 3 100% 

Seniorenstift am Tiroler Hof                                                                                                                                                                                                                                    Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        80 0 0 0 100% 

Seniorenzentrum Pyrbaum                                                                                                                                                                                                                                         Pyrbaum                                                                                                                                                                                                                                                         46 0 1 0 94% 
Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen (2018) 
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Die Pflege-Charta des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

räumt ausdrücklich das Recht auf Privatsphäre123 ein, doch Wohnräume für zwei Perso-

nen entsprechen grundsätzlich nicht den Wohnbedürfnissen von erwachsenen Men-

schen für ein lebenslanges Wohnen. In begründeten Fällen, etwa für Paare, kann das 

Doppelzimmer den Wünschen bzw. Bedürfnissen entsprechen. Demgegenüber war in 

stationären Einrichtungen der Pflege und für ältere Menschen in der Vergangenheit 

noch überwiegend das Doppelzimmer die Regel. Ein Grund hierfür mag die früher zum 

Teil kurze Verweildauer in Einrichtungen der Pflege gewesen sein. Im Schnitt bleiben die 

Bewohner mittlerweile laut der Bestandserhebung im Landkreis Neumarkt ca. 3 Jahre124 

in vollstationärer Versorgung. Die Anforderungen an die Wohnqualität im Alter sind ge-

stiegen. Höhere Lebensansprüche und der zunehmende Wunsch nach Selbständigkeit 

erfordern eine zeitgemäße Beurteilung des angemessenen Wohnens im Alter.  

Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege hat in seiner Verwaltungs-

vorschrift vom 6. März 2018 festgelegt, dass 75 % Einzelzimmeranteile in Pflegeheimen 

laut Ausführung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes (AVPfleWoqG) als angemes-

sen gelten.125 Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. geben zwei vollstationäre Einrichtungen 

eine Einbettzimmerquote von 100 % an.  

Tabelle 9 Angeschrieben Einrichtungen (alphabetisch) Zimmer nach Ein- und Zwei-

bettzimmern 

Einrichtung Kommune 
Anzahl 

Einbett 

Größe 

Einbett 

Anzahl 

Zweibett 

Größe 

Zweibett 

Alten- und Pflegeheim Doktors-

hof Bauer GmbH126                                                                                                                                                                                                                      
Berg                                                                                                                                                                                                                                                            8 k.A. 30 k.A. 

Alten- und Pflegeheim Haus Ma-

riacron GmbH                                                                                                                                                                                                                       
Velburg                                                                                                                                                                                                                                                         14 15 18 20 

Alten- und Pflegeheim St. Alfons                                                                                                                                                                                                                                Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        57 k.A. 4 k.A. 

Altenpension Maria Schiller                                                                                                                                                                                                                                     Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        2 16 1 24 

BRK Seniorenzentrum Woffen-

bach                                                                                                                                                                                                                                  
Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        60 18 26 21 

BRK-Seniorenwohn- und Pflege-

heim                                                                                                                                                                                                                                
Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        65 20 9 22 

Caritas Seniorenheim St.  Josef                                                                                                                                                                                                                                  Freystadt                                                                                                                                                                                                                                                       75 18 2 24 

Caritas Seniorenheim St. Anna                                                                                                                                                                                                                                   Deining                                                                                                                                                                                                                                                         43 17 10 25 

                                                 
123 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2018): Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürfti-

ger Menschen Artikel 3, unter https://www.wege-zur-pflege.de/pflege-charta/artikel-3.html 

124 Median 36 Monate, Mittelwert 38 Monate (ohne Regens-Wagner-Lauterhofen, das aufgrund seines internen Klien-

tels eine überdurchschnittliche Verweildauer vorweist) 

125 Für Bestandsbauten gilt diese Bezugsgröße grundsätzlich. Bei Nichterreichen der Bezugsgröße sind entsprechende 

Befreiungen auf Antrag durch die zuständige Fachstelle für Pflege- und Behinderteneinrichtungen - Qualitätsent-

wicklung und Aufsicht (FQA) zu prüfen. Ziel ist es, die bestehenden Einrichtungen so nah wie möglich an neu zu 

errichtende Pflegeeinrichtungen heranzuführen ohne die Einrichtungen selbst in ihrem Bestand zu gefährden. Eine 

Umsetzung kann im Einzelfall durch den Wegfall von Plätzen mittel- bis langfristig zu einer Erhöhung des Investitions-

kostenbetrages führen. Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (2018): Vollzug des Pflege- 

und Wohnqualitätsgesetzes (PfleWoqG) sowie der hierzu erlassenen Verordnung zur Ausführung des Pflege- und 

Wohnqualitätsgesetzes (AVPfleWoqG), 2175. 2-G, GMS in der Datenbank BAYERN.RECHT eingestellt und gilt bis 

zum 31. Dezember 2019. 

126 Fehlende Angaben zu Einzel- und Doppelzimmern wurden seitens der Fachstelle für Pflege- und Behindertenein-

richtungen -Qualitätsentwicklung und Aufsicht nachgemeldet (25.06.2019). 
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Einrichtung Kommune 
Anzahl 

Einbett 

Größe 

Einbett 

Anzahl 

Zweibett 

Größe 

Zweibett 

Caritas Seniorenheim St. Franzis-

kus Berching                                                                                                                                                                                                                    
Berching                                                                                                                                                                                                                                                        72 18 0 k.A. 

Caritas Seniorenheim St. Johan-

nes                                                                                                                                                                                                                              
Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        77 20 8 23 

Senioren- und Pflegeheim Mar-

tin-Schalling-Haus                                                                                                                                                                                                                           
Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        68 18 4 32 

Haus der Betreuung und Pflege 

Breitenbrunn                                                                                                                                                                                                                                   
Breitenbrunn                                                                                                                                                                                                                                                    31 k.A. 17 k.A. 

Haus Wolfstein Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                         Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        81 k.A. 26 k.A. 

NOVITA Seniorenzentrum Post-

bauer-Heng                                                                                                                                                                                                                           

Postbauer-

Heng                                                                                                                                                                                                                                                  
34 19 0 k.A. 

Zentrum für Betreuung und 

Pflege Parsberg                                                                                                                                                                                                                        
Parsberg                                                                                                                                                                                                                                                        27 14 34 23 

Haus Phönix Seubersdorf                                                                                                                                                                                                              Seubersdorf                                                                                                                                                                                                                                                     32 k.A. 6 k.A. 

Regens-Wagner-Stiftung Lauterh-

ofen                                                                                                                                                                                                                              
Lauterhofen                                                                                                                                                                                                                                                     15 22 6 25 

Senioren- und Pflegeheim St. 

Therese                                                                                                                                                                                                                             
Mühlhausen                                                                                                                                                                                                                                                      17 19 48 23 

Seniorenheim Bruder Balthasar 

Werner                                                                                                                                                                                                                            

Dietfurt a.d. 

Altmühl                                                                                                                                                                                                                                           
46 16 4 20 

Seniorenstift am Tiroler Hof                                                                                                                                                                                                                                    Neumarkt                                                                                                                                                                                                                                                        64 k.A. 8 k.A. 

Seniorenzentrum Pyrbaum                                                                                                                                                                                                                                         Pyrbaum                                                                                                                                                                                                                                                         44 18 3 28 

Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen (2018) 

 

Insgesamt geben 8 der 21 Einrichtungen der vollstationären Pflege eine Quote von 

über 90 % Einzelzimmern an, allerdings gibt es z. B. im Landkreis auch Einrichtungen, in 

denen mehr als die Hälfte (56 %) oder sogar drei Viertel (79 %) der bereitgestellten Zim-

mer noch Doppelzimmer sind. Zur Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner in 

stationären Einrichtungen bestehen Flächenvorgaben für die Einzel- (14qm) und Dop-

pelzimmer (20qm).127 Soweit Angaben vorliegen, werden diese Vorgaben erfüllt. 

In Bayern wird nach Einstufungsgrad folgender Fachkraftschlüssel zugrunde gelegt.128 

  

                                                 
127 Verordnung zur Ausführung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes (AVPleWoqG) § 4.  

128 Laut § 15 der Verordnung zur Ausführung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes (AVPfleWoqG) dürfen betreu-

ende Tätigkeiten nur durch Fachkräfte oder unter angemessener Beteiligung von Fachkräften wahrgenommen 

werden. Hierbei muss mindestens eine betreuend tätige Person, bei mehr als 20 nicht pflegebedürftigen Bewohne-

rinnen und Bewohnern der bei mehr als vier pflegebedürftigen Bewohnerinnen und Bewohnern mindestens jede 

zweite weitere betreuend tätige Person eine Fachkraft sein. Gemäß § 16 der AVPfleWoqG müssen Fachkräfte eine 

mindestens dreijährig angelegte Berufsausbildung oder ein Studium abgeschlossen haben, wodurch ihnen Kennt-

nisse und Fähigkeiten zur selbständigen eigenverantwortlichen Wahrnehmung der ausgeübten Funktion und Tätig-

keit vermittelt wurden. 
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Tabelle 10 Personalschlüssel Bayern nach Pflegegraden 

Pflegegrad Referenzpersonalschlüssel  

Pflegegrad 1 6,7 

Pflegegrad 2 3,71 

Pflegegrad 3 2,6 

Pflegegrad 4 1,98 

Pflegegrad 5 1,79 

Quelle: Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege (2017): Antwort auf die schriftliche Anfrage im 

Landtag der Abgeordneten Johanna Werner-Muggendorfer SPD vom 13.10.2017 

 

Die aktuellen stationären Bewohner in den Einrichtungen im Landkreis werden nach 

Auswertung der Einrichtungsbefragung mit einer pflegerischen Arbeitskapazität von 

ca. 31,3 Stunden durchschnittlicher wöchentlicher Arbeitszeit pro pflegenden Mitarbei-

ter betreut (bereinigte Wochenarbeitsstunden aller pflegenden Mitarbeiter). 63 % der 

Mitarbeiter in den Einrichtungen sind dem Pflegesektor (Altenpfleger, Altenpflegehel-

fer, Gesundheits- und Krankenpfleger, Gesundheits- und Krankenpflegehelfer, Heiler-

ziehungspfleger, anderweitige Pflegehelfer ohne anerkannte Ausbildung) zuzuord-

nen129. 

Abbildung 43 Pflegepersonal im stationären Bereich  

 
Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019)  

                                                 
129 Zusätzlich noch 7 % dem Ausbildungsbereich. 
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Bereits 4 von 10 Arbeitskräften im pflegerischen Sektor sind in den stationären Einrich-

tungen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. anderweitige Pflegehelfer ohne anerkannte 

Ausbildung: der Anteil variiert je nach Einrichtung zwischen 0 % und 55 %.  

Von Seiten der stationären Einrichtungen wird die Fachkraftproblematik bereits heute 

als gravierend empfunden: Drei Viertel (75 %) der stationären Einrichtungen fällt es 

(sehr) schwer, geeignetes Fachpersonal zu finden; bereits die Hälfte hat außerdem be-

reits große Probleme Hilfskräfte zu rekrutieren. Den Einrichtungen ist die angespannte 

und gefährliche Situation auch für die zukünftige Versorgung - nicht nur im Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf. – bewusst, da fast alle vollstationären Einrichtungen (95 %) eine wei-

tere Steigerung der Fachkraftproblematik in den nächsten 5 Jahren erwarten und auch 

im Hilfskraftbereich gehen zwei Drittel (65 %) von einer Verschlechterung aus.  

Der Großteil aller Bewohner der stationären Einrichtungen im Landkreis Neumarkt 

i.d.OPf. (73 %) ist bereits über 80 Jahre alt, fast 30 % sogar schon über 90 Jahre.  

Abbildung 44 Altersstruktur Kunden stationär 

  
Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

70 % der Bewohner der vollstationären Einrichtungen stammen aus dem Landkreis Neu-

markt selbst, ca. jeder Sechste aus Nachbarlandkreisen. Lediglich 4 % stammen von 

außerhalb des Freistaates Bayern.  
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Abbildung 45 Herkunft Kunden stationär 

  
Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

Ein Vergleich mit anderen Landkreisen im nördlichen Bayern zeigt, dass Neumarkt ei-

nen leicht unterdurchschnittlichen Anteil der Bewohner einer vollstationären Einrich-

tung aus dem eigenen Landkreis aufweist. In den stationären Einrichtungen im Land-

kreis Neumarkt i.d.OPf. werden also im Vergleich etwas häufiger auch Senioren aus 

anderen Landkreisen gepflegt. 

Tabelle 11 Herkunft der Bewohner - Landkreisvergleich 

Landkreis Herkunft Bewohner aus dem Landkreis 

Ansbach 78% 

Main-Spessart 75% 

Neumarkt 70% 

Weißenburg-Gunzenhausen 73% 

Würzburg 73% 
Quelle: AfA / SAGS (2016): Seniorenpolitisches Gesamtkonzept Landkreis Deggendorf, S. 39f 

 

Wenn Leistungen der Pflegeversicherung nicht ausreichen, um den Pflegebedarf ab-

zudecken, sind von den Pflegebedürftigen eigene finanzielle Aufwendungen zu erbrin-

gen. Verfügen diese (oder unterhaltspflichtige Angehörige) nicht über genügend Mit-

tel, können ergänzende Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch genommen werden.130  

                                                 
130 Durch das PSG II wurde der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff im SGB XI verankert und durch das PSG III wird er im 

SGB XII verankert werden. Auch danach ist die Leistungspflicht im SGB XII aber breiter als im SGB XI, da etwa im-

70%

16%

10%

4%

Landkreis NM Nachbarlandkreise übriges Bayern restliches Bundesgebiet
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In Deutschland liegt der Anteil der Empfänger im Sozialhilfebezug (an allen Bewohnern) 

in stationären Einrichtungen bei 35 %131, im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. im Mittelwert 

bei 25 %.132 

Betrachtet man die Verteilung der vollstationär versorgten Bewohner auf die Pflege-

grade zu ambulant versorgten Pflegebedürftigen, wird deutlich: 42 % der vollstationär 

Versorgten sind im Pflegegrad 4 oder 5 eingestuft, Pflegegrad 1 oder keine Einstufung 

haben im stationären Bereich nur 7 %. Bei Kunden, die durch ambulante Pflegedienste 

im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. versorgt werden, sind diese Verhältnisse eher umge-

kehrt: 32 % haben keinen oder den niedrigsten Pflegegrad, 12 % sind dem Pflegegrad 

4 und 5 zuzuordnen. Die größte Annäherung im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. in beiden 

Versorgungsformen findet sich beim Pflegegrad 3.  

Abbildung 46 Pflegegrade in ambulanter und vollstationärer Pflege Landkreis NM 

 
 Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen, Befragung ambulante Dienste (2018); Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

  

                                                 
mer noch Leistungen gewährt werden, auch wenn die Pflegebedürftigkeit voraussichtlich weniger als sechs Mo-

nate andauert.  Vgl. auch Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrich-

tungs-Gesetzes (PNG) und des ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftrag-

nehmer), S. 21f. 

131 Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des 

ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftragnehmer), S. 22. 

132 Median 20, Min. 0 und Max 88. 
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Kurzzeitpflege133 

Kurzzeitpflege dient dem zeitlich befristeten stationären Aufenthalt, wenn eine Pflege 

zu Hause (noch) nicht in einem ausreichenden Umfang sichergestellt werden kann. 

Laut Befragung der vollstationären Einrichtungen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. weist 

keine Einrichtung genehmigte Kurzzeitpflegeplätze auf, 17 eingestreute Kurzzeitpflege-

plätze werden von den vollstationären Einrichtungen angegeben134. 

Seitens der vollstationären Einrichtungen wird zum Großteil das bestehende Angebot 

im Bereich der Kurzzeitpflege sowohl in der Kommune, in der die Einrichtungen ansässig 

sind, als auch im Landkreis insgesamt als nicht bedarfsdeckend angesehen. 

„Kurzzeitpflegebedürftige haben kaum die Möglichkeit unterzukommen“   

„Zu viele Anfragen: Kurzzeitpflege und vollstationäre Pflege. Betreuer und soz. 

Dienste haben Probleme, Pflegeplätze zu finden“   

„Kurzzeitpflegeplätze fehlen“  

„Es gibt zu viel Anfragen nach (vollstationären) Tagespflege- und Kurzzeitpflege-

plätzen.“ 

Auch in den REGINA Workshops wurde das fehlende Kurzzeitpflegeangebot im Land-

kreis Neumarkt i.d.OPf. als aktuelle Schwäche und der Ausbau als zeitnahe Zielvorgabe 

im Landkreis benannt.  

10.1.3 Teilstationäre Pflege 

Bei der teilstationären Versorgung ist meistens die Tages- oder Nachtpflege gemeint: 

Hilfebedürftige Menschen werden in Einrichtungen tagsüber oder auch nachts be-

treut. Das Angebot wird von Pflegebedürftigen und deren Angehörigen genutzt, die 

zu Hause wohnen. Diese teilstationäre Betreuung ermöglicht es den Angehörigen, die 

Pflegebedürftigen zu versorgen, ohne jedoch den eigenen Alltag oder den Beruf auf-

geben zu müssen.  

Tagespflege und Nachtpflege sind Leistungen der Pflegeversicherung und werden in 

§ 41 SGB XI geregelt: Pflegebedürftige haben Anspruch auf teilstationäre Pflege in Ein-

richtungen der Tages- oder Nachtpflege, wenn häusliche Pflege nicht in ausreichen-

dem Umfang sichergestellt werden kann oder wenn dies zur Ergänzung oder Stärkung 

der häuslichen Pflege erforderlich ist. Die teilstationäre Pflege umfasst auch die not-

wendige Beförderung des Pflegebedürftigen von der Wohnung zur Einrichtung der Ta-

ges- oder der Nachtpflege und zurück. Neben speziellen Tagespflegeeinrichtungen 

                                                 
133 Oft werden aufgrund der zeitlichen Begrenzung auch Einrichtungen der Kurzzeitpflege unter dem Begriff „teilstati-

onär“ geführt, obwohl es sich hierbei um vollstationäre Einrichtungen handelt, die für einen bestimmten Zeitraum 

genutzt werden. Den Anspruch auf Kurzzeitpflege regelt § 42 SGB XI: „Kann die häusliche Pflege zeitweise nicht, 

noch nicht oder nicht im erforderlichen Umfang erbracht werden und reicht auch teilstationäre Pflege nicht aus, 

besteht für Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 Anspruch auf Pflege in einer vollstationären Einrichtung. Dies 

gilt: 1.für eine Übergangszeit im Anschluss an eine stationäre Behandlung des Pflegebedürftigen oder 2.in sonsti-

gen Krisensituationen, in denen vorübergehend häusliche oder teilstationäre Pflege nicht möglich oder nicht aus-

reichend ist.“ 

134  Eine Einrichtung gibt weder solitäre noch eingestreute Kurzzeitpflegeplätze an, betreut aber aktuell laut Selbst-

auskunft Kurzzeitpflegeklientel in der Einrichtung. 
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bieten auch ambulante Pflegedienste oder Pflegeheime eine Tagespflege an. Das be-

treuende Personal einer Tagespflegestätte besteht in der Regel aus examinierten Al-

ten- oder Krankenpflegekräften, Pflegehilfskräften, Hauswirtschaftskräften, Betreuungs-

kräften nach § 43b SGB XI und nicht selten auch ehrenamtlich engagierten Helfern. 

Wie die jeweiligen Teams zusammengesetzt sind, kommt auf die Anzahl der Gruppen, 

deren Größe und den jeweiligen Angebotsumfang der Tagespflegeeinrichtung an. 

Insgesamt wurden zum Stichtag der Bestandserhebung 87 Plätze in 5 im Landkreis Neu-

markt i.d.OPf. ansässig ausgewiesenen Tagespflegeeinrichtungen gemeldet.135. Die ta-

gespflegerische Versorgung erfolgt des Weiteren auf eingestreuten genehmigten Plät-

zen in 9 weiteren Einrichtungen136. Insgesamt sind aktuell im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 

121 tagespflegerische Versorgungsplätze vorhanden.  

Tabelle 12 Einrichtungen mit Tagespflegeplätzen (alphabetisch nach Genehmigungs-

art)   

Einrichtung  PLZ Ort Plätze 

Caritas Tagespflege Friedenstraße                                                                                                                                                                                                                                       92318 Neumarkt 15 

Caritas Tagespflege Saarlandstraße 92318 Neumarkt 19 

Rot Kreuz Tagespflege Parsberg                                                                                                                                                                                                                                  92331 Parsberg 15 

Seniorenzentrum Pyrbaum / Tagespflege                                                                                                                                                                                                                           90602 Pyrbaum 20 

Tagespflege Nola „gemeinsam durch den Tag“                                                                                                                                                                                                                       92355 Velburg 18 

Alten- und Pflegeheim Doktorshof Bauer GmbH  92348 Berg 3 

Caritas Seniorenheim St. Anna                                                                                                                                                                                                     92364 Deining 4 

Caritas Seniorenheim St. Franziskus Berching                                                                                                                                                                                                                    92334 Berching 6 

Caritas Seniorenheim St. Johannes 93218 Neumarkt 3 

Caritas Seniorenheim St. Johannnes                                                                                                                                                                                                                              92318 Neumarkt 3 Caritas-Seniorenheim St. Josef    92342 Freystadt 4 

Senioren- und Pflegeheim Martin-Schalling-Haus                                                                                                                                                                                                                           92318 Neumarkt 4 

Regens-Wagner-Stiftung Lauterhofen                                                                                                                                                                                                                              92283 Lauterhofen 2 

Senioren- und Pflegeheim St. Therese                                                                                                                                                                                                                             92360 Mühlhausen 4 

Seniorenheim Bruder Balthasar Werner                                                                                                                                                                                                                            92345 Dietfurt 4 
Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen (2018) 

 

In den offiziellen solitären Tagespflegeeinrichtungen werden laut der Befragung 2018 

auf den 87 Plätzen über 230 Personen versorgt, d. h. ca. 2,7 Personen teilen sich einen 

Tagespflegeplatz. 

                                                 
135 In den Regionaltabellen der Pflegestatistik sind die Empfänger von Tages- und Nachtpflege in den stationären 

Einrichtungen nicht ausgewiesen, da sie in der Regel auch Pflegegeld oder ambulante Pflege erhalten und des-

wegen bei dieser Zahl erfasst sind. Vgl.: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Ergebnisse der Pflegestatistik. 

Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger in Bayern 2017, S. 5ff.   

136 Wobei hier die meisten Einrichtungen ihre Plätze als eigentlich genehmigte Dauerpflegeplätze ausgewiesen ha-

ben. Bereinigt nach Rückmeldung des Landratsamts nach Plätzen laut Versorgungsvertrag (25.06.2019). 
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Abbildung 47 Pflegegrade der Kunden der Tagespflegeeinrichtungen 

 
 Quelle: Befragung (teil-)stationärer Einrichtungen (2018; Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

65 % der Kunden haben einen Pflegegrad 2 oder 3; sie machen die Hauptzielgruppe 

aus. Ca. 15 % der erbrachten Leistungen tragen die Kunden selbst, ca. 85 % werden 

seitens der Pflegekassen übernommen. 

Die Kunden der Tagespflege im Landkreis werden nach Auswertung der Einrichtungs-

befragung mit einer pflegerischen Arbeitskapazität von 20 Stunden durchschnittlicher 

wöchentlicher Arbeitszeit pro pflegenden Mitarbeiter betreut (bereinigte Wochenar-

beitsstunden aller pflegenden Mitarbeiter)137. Insgesamt sind in der solitären Tages-

pflege 43 pflegerische Mitarbeiter im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. tätig (inklusive Betreu-

ungsassistenten, die laut Auskunft der Einrichtungen auch in der Pflege tätig sind). 

Seitens der befragten teilstationären Einrichtungen sehen 4 der 5 solitären Tagespfle-

gen das Pflege- und Betreuungsangebot explizit aufgrund fehlender Tagespflege-

plätze als unzureichend im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. an. Auch von einigen der am-

bulanten Dienste wird das fehlende Angebot an Tagespflegeplätzen im Landkreis Neu-

markt i.d.OPf. als Problemlage aufgeführt. Diese Feststellung untermauern auch die RE-

GINA Workshops. Aus Sicht der Kommunen zeigt sich hingegen eine ambivalente Ein-

schätzung: 39 % sehen das Angebot als (eher) nicht ausreichend (Bottom-Box) und 

39 % sehen das Angebot als (eher) ausreichend (Top-Box) an.138 

                                                 
137 (Min. 12 Stunden pro pflegendem MA, max. 40 Stunden pro pflegendem MA) 

138 Top-Box sind die zusammengefassten positiven Antworten (stimme eher/stimme voll und ganz zu bzw. eher/sehr 

zufrieden); Bottom-Box sind die zusammengefassten negativen Antworten (stimme eher nicht/stimme überhaupt 

nicht zu bzw. eher/sehr unzufrieden). Die Mittelkategorie wird hierbei weder der einen noch der anderen Seite 

zugeordnet.   
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Ein Angebot an Nachtpflegeplätzen ist im Landkreis Neumarkt i. d. OPf. aktuell nicht 

vorhanden. Mit Blick auf die zunehmende Zahl der gerontopsychiatrisch bzw. Demenz-

erkrankten sollte allerdings über die Schaffung einzelner Nachtpflegeplätze in der Re-

gion nachgedacht werden, was auch in der Stärken- und Schwächenanalyse der RE-

GINA Workshops dokumentiert wurde.  

„Aufbau einer Nachtpflege ist notwendig“ 

Auch seitens der stationären Einrichtungen wird das Pflege- und Betreuungsangebot 

im Landkreis Neumarkt teilweise als unzureichend beschrieben, u. a. auch aufgrund 

der fehlenden Nachtpflege: 

„Keine Nachtpflegeplätze, zu wenig Kurzzeit- und Tagespflegeplätze; keine ge-

nerelle nächtliche Versorgung“ 

Durch die Neuausrichtung des PSG I und PSG II wurden Nebenleistungsarten durch eine 

Flexibilisierung der Rahmenbedingungen besser in ein individuelles Pflegesetting integ-

rierbar gemacht: Im Bereich von Kurzzeit- und Verhinderungs- sowie der Tages- und 

Nachtpflege wurde mehr Flexibilität erreicht, indem Pflegebedürftige bis zu 40 % ihres 

Sachleistungsanspruchs in Betreuungsleistungen umwidmen können. Nach der 2017 er-

schienenen Studie des Bundesministeriums für Gesundheit zur Wirkung des Pflege-Neu-

ausrichtungs-Gesetzes und des ersten Pflegestärkungsgesetzes zeigt sich, dass bereits 

seit 2010 in Deutschland eine hohe Wachstumsrate der Tages- und Nachtpflege zu er-

kennen ist: die Nutzung dieser Leistungen hat sich in diesem Zeitraum in Deutschland 

mehr als verdoppelt. Auch dies spiegelt die Notwendigkeit der Ausweitung dieser An-

gebote wider.139  

10.1.4 Rein häusliche Pflege/Pflege durch Angehörige  

Angehörige sind wie erwähnt die Hauptleistungserbringer im Bereich der Langzeit-

pflege. Von den mehr als 3 Millionen Pflegebedürftigen werden fast zwei Drittel zu 

Hause versorgt. Bei der Hälfte geschieht die Versorgung ohne Beteiligung von ambu-

lanten Pflegediensten: Pflegende Angehörige sind somit „Deutschlands größter Pflege-

dienst“.140 

Zum Stand 2017 beziehen 2.041 Personen im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. Pflegegeld. 

Die Zahl der pflegenden Angehörigen liegt allerdings höher, da Pflegegeldempfänger, 

die zusätzlich auch ambulante Pflege erhalten, bei der ambulanten Pflege141 berück-

sichtigt werden und häufig mehr als eine Person in die Pflege eingebunden ist. Pflege-

bedürftige in Privathaushalten werden in der Regel durch eine oder mehrere private 

Pflegepersonen betreut. Nach einer aktuellen Studie zur Wirkung des Pflege-Neuaus-

richtungs-Gesetzes (PNG) und des ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I) im Auftrag 

                                                 
139 Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des 

ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftragnehmer), S. 19. 

140 Rothgang, Heinz et al.: Pflegereport 2018 Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse Band 12, (BARMER-Pflegereport), 

S. 120. 

141 Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante so-

wie stationäre und Pflegegeldempfänger in Bayern, S. 13.  
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des Bundesministeriums für Gesundheit erhalten nur ca. 7 % Pflegebedürftige in Privat-

haushalten keinerlei Unterstützung durch Angehörige oder Bekannte. 28 % der in einem 

Privathaushalt lebenden Pflegebedürftigen werden von zwei und weitere 31 % von drei 

und mehr Pflegepersonen betreut.142  

Abbildung 48 Zahl der an der Pflege beteiligten Privatpersonen 1998, 2010 und 2016 

 
Quelle: Studie zur Wirkung des PNG und PSG I − TNS Infratest Sozialforschung 2016 

 

Die Zahl der unterstützenden Pflegepersonen nimmt ab, die Zahl der Pflegebedürfti-

gen, die von nur einer privaten Pflegeperson versorgt werden, nimmt zu, was auch auf 

die veränderten Familiensituationen zurückzuführen ist. Die Steigerung in der Gruppe, 

die häusliche Pflege auch ohne Betreuung durch Angehörige oder Bekannte, legt den 

Schluss nahe, dass die Maßnahmen zur Stabilisierung der häuslichen Pflege, die mit Ein-

führung der Pflegeversicherung umgesetzt wurden, ihre Wirkung entfalten.143 Wie er-

wähnt, beziehen nicht alle Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen Unterstüt-

zung und Pflege benötigen, auch Leistungen aus der Pflegeversicherung. Aber auch 

diese Personen werden überwiegend in privaten Haushalten durch Angehörige ver-

sorgt. Die Dunkelziffer im Bereich der nicht statistisch erfassten Personen mit pflegeri-

schem Bedarf ohne Leistungsanerkennung aus der Pflegeversicherung ist hoch: Die 

Gesamtzahl dieser pflege- und unterstützungsbedürftigen Personen ist aber sehr 

schwierig zu erfassen.144 In der Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes 

(PNG) und des ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I) werden bei den rein häuslich 

                                                 
142 Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des 

ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftragnehmer), S. 53f. 

143 Ebd.  

144 Deutsches Zentrum für Altersfragen (Hrsg.) (2016): Pflege und Unterstützung durch Angehörige (report altersdaten 

Heft 1(2016), S. 6.   
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gepflegten Personen zusätzlich ca. 17 % Pflegebedürftige ohne Leistungsbezug ange-

geben.145 Wie bereits erwähnt (vgl. z. B. (Töchter-)Pflegepotential) wird private häusli-

che Pflege nach wie vor überwiegend durch Frauen geleistet, allerdings steigt der An-

teil der Männer. Dies wird auch als ein Effekt der Pflegeversicherung gesehen:  Die Nut-

zung von professionellen Pflegeeinsätzen als sogenannte Sachleistungen entlastet die 

pflegenden Angehörigen bei der Grundpflege. Dies dürfte es insbesondere Männern 

erleichtert haben, die Rolle einer privaten Hauptpflegeperson zu übernehmen. Bei 

Kombileistungen beziehen Pflegebedürftige neben den Sachleistungen durch ambu-

lante Dienste oder ggf. teilstationäre Leistungen – anteilig entsprechend ihrer nicht ver-

brauchten Ansprüche – Pflegegeld. Dabei ist die Höhe der ausbezahlten Pflegegelder 

sehr unterschiedlich und variiert je nach Pflegegrad. In der Pflegestatistik werden sog. 

Kombinationsleistungsbezieher bei den ambulanten Pflegediensten ausgewiesen.146 

10.2 Aktueller Pflegebedarf nach Pflegestatistik 

Die zum Jahresende 2017 erhobenen Daten zur Pflegeversicherung verzeichnen mit 

aktuell fast 400.000 Pflegeleistungsempfänger in Bayern gegenüber der letzten Erhe-

bung Ende 2015 in allen Leistungsbereichen ein Plus: die Zahl der Leistungsempfänger 

insgesamt ist in Bayern um rund 15 % gestiegen. Den höchsten Zuwachs im Vergleich 

zu 2015 mit einem Plus von knapp 18 % verzeichnete der durch ambulante Pflege-

dienste betreute Personenkreis. Die Zahl der Empfänger reiner Geldleistungen (im Rah-

men von Pflegegeld) stieg um 17 % und die Zahl der vollstationär dauerhaft in einer 

stationären Pflegeeinrichtung betreuten Personen um 8 %.  

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. waren Ende 2017 4.270147 Personen pflegebedürftig, im 

Sinne eines Leistungsbezugs über das Sozialgesetzbuch (SGB XI) Soziale Pflegeversiche-

rung. Dies entspricht einer Lastquote von 32 Pflegebedürftigen je 1.000 Einwohner, was 

unter dem oberpfälzischen Durchschnitt (35), aber über dem bayerischen Durchschnitt 

(31) liegt.  

                                                 
145 z. B. kein Antrag gestellt, Antrag abgelehnt, aktuell im Beantragungsverfahren oder im Rahmen einer Neubegut-

achtung keine Einstufung mehr bewilligt. Vgl.: Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des 

Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialfor-

schung (Hauptauftragnehmer), S. 9 und S. 141ff.  

146 Pflegegeldempfänger, die zusätzlich auch ambulante Pflege erhalten, werden bei der ambulanten Pflege be-

rücksichtigt. Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, am-

bulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger in Bayern, S. 13. 

147 Hierbei werden zwei Empfänger von teilstationärer Pflege des Pflegegrads 1 die kein Pflegegeld erhalten bei der 

Summierung der Pflegebedürftigen insgesamt berücksichtigt. Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Er-

gebnisse der Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger in Bay-

ern, S. 57. 
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Abbildung 49 Pflegebedürftige Empfänger von Leistungen aus der Pflegeversicherung 

je 1.000 Einwohner  

 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante so-

wie stationäre und Pflegegeldempfänger in Bayern. 

 

Die Verteilung auf die verschiedenen Pflegeformen wird im Landkreis Neumarkt i. d. 

OPf. wie folgt angegeben: 910 Personen wurden ambulant versorgt (21 %), 1.317 voll-

stationär148 (31 %), weitere 2.041 sind Pflegegeldempfänger und werden ausschließlich 

häuslich149 versorgt (48 %).  

Damit ist im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. der Anstieg im Vergleich mit Gesamtbayern 

2015 wesentlich stärker ausgefallen: mit aktuell 4.270 Pflegebedürftigen stieg die An-

zahl hier um fast ein Viertel seit 2015 an (23 %). Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. sind vor 

allem die ambulant Versorgten seit der letzten Pflegestatistik im Vergleich mit Bayern 

sprunghaft angestiegen (52 %) und auch im häuslichen Bereich ist der Landkreis mit 

24 % Steigerung weit vor dem bayerischen Durchschnittswert. Im stationären Bereich 

entspricht der Anstieg mit 10,6 % dem bayerischen Schnitt (10,2 %).  

                                                 
148 Ohne Empfänger von Tages- bzw. Nachtpflege. Sie erhalten in der Regel Pflegegeld oder ambulante Pflege und 

sind dadurch bereits bei diesen Zahlen erfasst. Inklusive Kurzeitpflege. Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik 

(2019): Ergebnisse der Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger 

in Bayern, S. 57.  

149 Pflegegeldempfänger, die zusätzlich auch ambulante Pflege erhalten, werden bei der ambulanten Pflege be-

rücksichtigt. Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, am-

bulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger in Bayern, S. 13. 
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Abbildung 50 Entwicklung der Zahl der Empfänger von Pflegeversicherungsleistungen 

im Landkreis NM 

 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik: Pflege: Kreise, Pflegebedürftige nach Art des Pflege-

heims, Pflegegeldempfänger, 2009-2017; Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

10.3 Prognose Pflegebedarf nach Pflegestatistik 

Für eine nachhaltige Pflege- und Betreuungsplanung muss abgeschätzt werden kön-

nen, wie sich der Pflege- und Betreuungsbedarf in den nächsten Jahren entwickeln 

kann. Im Folgenden werden die demographischen Effekte auf den zukünftigen Pflege-

bedarf abgebildet: Aufgesetzt auf die Zahlen der regionalisierten Bevölkerungsprog-

nose des Bayerischen Landesamts für Statistik für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf.150 

und den aktuellen Pflegequoten nach Altersgruppen aus der Pflegestatistik 2017 in 

Bayern ergibt sich bei gleichbleibender Pflegebedürftigkeit151 im Landkreis Neumarkt 

eine Steigerung der Zahl der Pflege- und Betreuungsbedürftigen auf über 5.500, was 

ausgehend von den in der Pflegestatistik 2017 benannten 4.300 Personen eine Steige-

rung um fast 28 % bedeutet.  

                                                 
150 Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern bis 2037. De-

mographisches Profil Landkreis Neumarkt i.d.OPf. Stand 31.12 in 1.000 Personen, vgl. auch Kapitel Bevölkerungsent-

wicklung  

151 Quoten aktuell: unter 40 Jahren 0,0053, 40 bis unter 60 Jahren 0,0068, 60 bis unter 75 Jahre 0,0283, 75 Jahre und 

älter 0,2070. 
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Abbildung 51 Pflegebedürftige bei gleichbleibendem Versorgungsmix absolut Land-

kreis NM 

 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profi LK NM; Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der 

Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger 

in Bayern; eigene Berechnungen; Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

Aufgeschlüsselt nach den in der Online-Datenbank des bayerischen Landesamts für 

Statistik zur Verfügung stehenden Altersgruppen in der regionalisierten Bevölkerungsvo-

rausberechnung152 für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf., zeigt sich, dass sich der Anstieg 

des Pflegebedarfs demographisch geprägt in den höheren Altersgruppen vollzieht. 

                                                 
152 Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): GENESIS-Online-Datenbank. Reg.Vorausberechnung: Kreis, Bevöl-

kerung, Geschlecht, Altersgruppen, Stichtage. 
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Abbildung 52 Pflegebedürftige absolut nach Altersgruppen Landkreis NM 

 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profi LK NM; Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der 

Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger 

in Bayern; eigene Berechnungen; Graphik: BASIS-Institut (2019) 

 

Tabelle 13 zeigt die Anzahl der Personen nach Versorgungsstruktur bei einer Verteilung 

der Inanspruchnahme der Leistungen nach der Pflegeversicherung (gleichbleibende 

Relation zwischen Pflegegeld 48 %, ambulant 21 % und stationär 31 %).  

Tabelle 13 Pflege- und Betreuungsbedürftige nach Pflegestatistik nach Versorgungs-

struktur bei gleichbleibendem Versorgungsmix 

Jahr 2022 2027 2032 2037 

rein häusliche Pflege 2.050 2.125 2.319 2.634 

ambulanter Pflegedienst 914 947 1.034 1.174 

stationäre Einrichtung 1.323 1.371 1.496 1.699 

Gesamt 4.287 4.443 4.848 5.507 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profi LK NM; Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der 

Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger 

in Bayern; eigene Berechnungen 
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10.4 Erweitertes Versorgungsvolumen 

Die Pflegestatistik hat zum Ziel, einen Überblick zum Angebot von und der Nachfrage 

nach pflegerischer Versorgung zu gewinnen. Allerdings sind bei den Erhebungen der 

Landesämter z. B. bei den ambulanten Diensten nur diejenigen ambulant versorgten 

Personen einzubeziehen, die Pflegesachleistung oder häusliche Pflege bei Verhinde-

rung der Pflegeperson nach dem SGB XI erhalten. Somit werden z. B. keine Visiten nach 

§ 37 Absatz 3 SGB XI erhoben. Auch nicht erhoben werden versorgte Personen mit aus-

schließlich Leistungen der nach Landesrecht anerkannten Angebote zur Unterstützung 

im Alltag ( § 45b Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 SGB XI  ). Es werden auch keine Pflegebe-

dürftigen der Pflegegrade 2 bis 5 erfasst, die vom ambulanten Pflegedienst ausschließ-

lich ambulante Entlastungsleistungen ( § 45b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 SGB XI  ) erhal-

ten.153 

Ausschlaggebend für die Aufnahme in die Pflegestatistik ist also die Entscheidung der 

Pflegekasse bzw. des privaten Versicherungsunternehmens über das Vorliegen von 

Pflegebedürftigkeit und die Zuordnung der Pflegebedürftigen zu den Pflegegraden. 

Versicherte in der sozialen und privaten Pflegeversicherung, deren Antrag auf Feststel-

lung der Pflegebedürftigkeit abgelehnt worden ist oder die keinen Antrag gestellt ha-

ben, obwohl sie pflegerischen Hilfebedarf haben, gehen nicht in die statistische Erfas-

sung ein. Ebenso bleiben Empfänger von anderen Sozialleistungen unberücksichtigt, 

wenn Leistungen aus der Pflegeversicherung nach dem SGB XI nicht erbracht werden 

(z. B. Empfänger von Entschädigungsleistungen wegen Pflegebedürftigkeit nach dem 

Bundesversorgungsgesetz, aus der gesetzlichen Unfallversicherung und aus öffentli-

chen Kassen auf Grund gesetzlich geregelter Unfallversorgung oder Unfallfürsorge; 

Empfänger von Leistungen der häuslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V; Empfänger 

von Leistungen auf Grund des Bundessozialhilfegesetzes, soweit diese Leistungen keine 

Pflegebedürftigkeit im Sinne des SGB XI voraussetzen oder bei denen ein Anspruch 

nach dem SGB XI nicht besteht).154 Aufgrund dieser verwendeten Datenbasis ist also in 

der Pflegestatistik Pflegebedürftigkeit immer als sozialrechtlicher Begriff zu verstehen: Es 

gelten laut Pflegestatistik damit immer nur diejenigen Personen als pflegebedürftig, die 

pflegebedürftig im Sinne des SGB  XI sind und auch Leistungen der Pflegeversicherung 

erhalten.  

Aussagen über Angebot und Nachfragen, die zur Versorgung eigentlich Pflege- und 

Unterstützungsbedürftiger erforderlich sind, sollten aber die gesamten Versorgungsvo-

lumina miteinbeziehen: eine Differenzierung nach unterschiedlichen Leistungsberei-

chen - vor allem in der ambulanten Pflege - ist mit Blick auf die geleistete häusliche 

                                                 
153 Bayerisches Landesamt für Statistik (2019): Ergebnisse der Pflegestatistik. Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie 

stationäre und Pflegegeldempfänger in Bayern, S. 8 und Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2018): Er-

hebungsbogen Pflegestatistik Ambulante Pflegeeinrichtungen (  Pflegedienste ) am 15.12.2017, unter 

https://www.statistik.bayern.de/medien/statistik/erhebungen/erhebungsbogen_ambulant.pdf 

154 Statistisches Bundesamt (2017): Verordnung zur Durchführung einer Bundesstatistik über Pflegeeinrichtungen sowie 

über die häusliche Pflege (Pflegestatistik-Verordnung - PflegeStatV) Vom 24. November 1999; Stand 19. April 2017; 

unter https://www.destatis.de/DE/Methoden/Rechtsgrundlagen/Statistikbereiche/In-

halte/581_PflegStatV.pdf?__blob=publicationFile 
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Krankenpflege nach dem SGB V, der steigenden Nachfrage der Versorgung im Be-

reich Angebote zur Unterstützung im Alltag/ambulante Entlastungsleistungen ( § 45b 

SGB XI) oder ausschließlich privat abgerechnete Leistungen, dringend notwendig, da 

diese ebenso umfassend ambulante Ressourcen binden. Auch müssen die rein häus-

lich betreuten Pflege- und Unterstützungsbedürftigen, die (noch) ohne Leistungsbezug 

nach sozialrechtlicher Definition sind, beachtet werden. 

Im Rahmen des aktuellen seniorenpolitischen Planungsprozesses kann auf weitere Da-

tenquellen zurückgegriffen werden, um den tatsächlichen Pflege- und Betreuungsbe-

darf nach Versorgungsform (rein häusliche Pflege, ambulante Dienste, stationäre Ein-

richtungen) im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. abzubilden: Die Bestandserhebung durch 

die 2018 über die FQA des Landratsamtes angeschriebenen im Landkreis tätigen am-

bulanten Dienste ergab eine im Vergleich zur Pflegestatistik höhere Gesamtzahl von im 

Landkreis betreuten ambulanten Kunden. Die Bestandserhebung bei den vollstationä-

ren Einrichtungen deckte sich gemäß der Entwicklung in der stationären Pflege mit den 

Zahlen der Pflegestatistik. Und in der rein häuslich erbrachten Pflege sind neben den in 

Pflegestatistik gelisteten Pflegegeldempfängern auch die eigentlich Pflegebedürftigen 

ohne Leistungsbezug zu zählen. Wie hoch die „Dunkelziffer“ derjenigen ist, die zwar 

einen Anspruch haben, diesen aber aus unterschiedlichen Gründen nicht wahrneh-

men, ist wissenschaftlich nicht erfasst: um aber der Tatsache Rechnung zu tragen, le-

gen wir hier die 17 % aus der Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes 

(PNG) und des ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I) zugrunde (vgl. 10.1.4).155 

Vergleicht man nun die Zahlen der Pflegestatistik und die Zahlen aus den Bestandser-

hebungen (ambulant 1.581, vollstationär 1.308, rein häusliche Pflege 2.388), ergibt sich 

für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. bereits jetzt mit knapp 5.270 Personen mit pflegeri-

schem Unterstützungsbedarf aktuell eine höhere Lastquote für den Landkreis: 40 Pfle-

gebedürftige je 1.000 Einwohner gegenüber 32 je 1.000 Einwohner nach Pflegestatistik.  

                                                 
155 Vgl. auch Keil, Matthias (2016): Wohnen und Ambulantisierung in der Altenhilfe. Eine kritische Betrachtung im Spie-

gel des (bayerischen) Heimrechts, S. 18f. 
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Abbildung 53 Bereinigter aktueller Pflegebedarf Landkreis NM 

 
Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Ergebnisse der Pflegestatistik; BASIS-Institut (2019): Be-

standserhebung bei ambulanten Diensten und stationären Einrichtungen; Bundesministeri-

ums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) 

und des ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I); BASIS-Institut (2018): Befragung der (teil-

)stationären Einrichtungen und ambulanten Dienste; Graphik BASIS-Institut (2019) 

 

Diese erweiterte Anzahl der Personen mit Unterstützungs- und Pflegebedarf (5.277) liegt 

im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. also um ca. 24 % höher als die in der Pflegestatistik aus-

gewiesenen reinen Leistungsbezieher nach Pflegeversicherung (4.268) (vgl. Abbildung 

53 Bereinigter aktueller Pflegebedarf Landkreis NM). 

10.5 Prognose Pflegebedarf nach erweitertem Versorgungsvolumen 

Diese veränderte Struktur der Personen mit Pflegebedarf hat für den Landkreis Neu-

markt i.d.OPf. auch eine Veränderung im Versorgungsmix zur Folge: 75 % häuslich ver-

sorgte Pflegebedürftige (45 % Pflegegeld, 30 % ambulanter Dienst) stehen 25 % vollsta-

tionär versorgten Pflegebedürftigen gegenüber. Dies deckt sich mit dem im Deutsch-

land aktuell vorherrschenden Versorgungsmix häuslich/stationär (74:26).156  

Legt man diese veränderten Prävalenzen und die Anzahl der 5.277 Personen mit Unter-

stützungs- und Pflegebedarf für die Altersgruppen der Bevölkerungsvorausberechnung 

                                                 
156 Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des 

ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftragnehmer), S. 19. 
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des Bayerischen Landesamts für Statistik157 zugrunde, zeigt sich die bereits in den letzten 

Jahren beobachtete Verschiebung in der Verteilung der Pflegebedürftigen von statio-

när zu ambulant weiterhin sehr deutlich. 

Tabelle 14 Pflege- und Betreuungsbedürftige nach erweitertem Versorgungsvolumen 

nach Versorgungsstruktur bei angepasstem Versorgungsmix  

Jahr 2022 2027 2032 2037 

rein häusliche Pflege 2.397 2.588 2.845 3.186 

ambulanter Pflegedienst 1.598 1.725 1.897 2.124 

stationäre Einrichtung 1.332 1.438 1.581 1.770 

Gesamt 5.327 5.751 6.323 7.080 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung. 

Demographisches Profi LK NM; BASIS-Institut (2018): Bestandserhebung bei ambulanten 

Diensten und stationären Einrichtungen; Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie 

zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des ersten Pflegestärkungsge-

setzes (PSG I) eigene Berechnungen 

10.6 Fazit 

Vollstationäre Versorgung  

Die vollstationäre Versorgung im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. kann mit ihren aktuell 

1.481 genehmigten vollstationären Dauerpflegeplätzen bis zum Jahr 2027 sowohl bei 

gleichbleibendem Versorgungsmix (vollstationär betreuten Personen: 1.371) als auch 

bei sich änderten Prävalenzraten (vollstationär betreuten Personen: 1.438) rein platz-

technisch als knapp bedarfsdeckend bezeichnet werden. Zumindest theoretisch be-

steht aktuell vielmehr sogar ein Überschuss an freien Plätzen, da bereits jetzt ca. 30 % 

der aktuell belegten Plätze von zuziehenden Externen außerhalb des Landkreises be-

legt sind. Bis 2032 kann man dann von einer platztechnischen Unterdeckung von bis 

100 vollstationären Pflegeplätzen sprechen.  

Zu beachten ist aber, dass durch eine Verschiebung der Wohnplätze hin zu einer hö-

heren Einzelzimmerquote bestehende Plätze wegfallen (werden), da das Bayerische 

Staatsministerium für Gesundheit und Pflege in seiner Verwaltungsvorschrift vom 6. März 

2018 festgelegt hat, dass 75 % Einzelzimmeranteile in Pflegeheimen als angemessen 

gelten.158 7 Einrichtungen erfüllen diese Quote (noch) nicht, die Einbettzimmerquote 

liegt in diesen Einrichtungen zwischen 26 % und 71 %. 

                                                 
157 Bayerisches Landesamt für Statistik (2018): Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern bis 2037. De-

mographisches Profil Landkreis Neumarkt i.d.OPf. Stand 31.12 in 1.000 Personen, erhöhte Quoten: unter 40 Jahren 

0,0069, 40 bis unter 60 Jahren 0,0089, 60 bis unter 75 Jahre 0,0371, 75 Jahre und älter 0,2711. 

158 Für Bestandsbauten gilt diese Bezugsgröße grundsätzlich. Bei Nichterreichen der Bezugsgröße sind entsprechende 

Befreiungen auf Antrag durch die zuständige Fachstelle für Pflege- und Behinderteneinrichtungen - Qualitätsent-

wicklung und Aufsicht (FQA) zu prüfen. Ziel ist es, die bestehenden Einrichtungen so nah wie möglich an neu zu 

errichtende Pflegeeinrichtungen heranzuführen ohne die Einrichtungen selbst in ihrem Bestand zu gefährden. Eine 

Umsetzung kann im Einzelfall durch den Wegfall von Plätzen mittel- bis langfristig zu einer Erhöhung des Investitions-

kostenbetrages führen. Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (2018): Vollzug des Pflege- 

und Wohnqualitätsgesetzes (PfleWoqG) sowie der hierzu erlassenen Verordnung zur Ausführung des Pflege- und 

Wohnqualitätsgesetzes (AVPfleWoqG), 2175. 2-G, GMS in der Datenbank BAYERN.RECHT eingestellt und gilt bis 

zum 31. Dezember 2019. 
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Zu beachten ist auch, dass die reine platztechnische Betrachtung bereits heute auf-

grund der schwierigen Personal- und Fachkraftsituation auch im Landkreis Neumarkt 

i. d. OPf. aus Sicht der Einrichtungen nicht ausreicht:  

„Fachkraftmangel: Betten können aufgrund der schwierigen Personalsituation 

nicht nachbelegt werden.“  

„Vollbelegung aufgrund unterschrittener Fachkraftquote nicht möglich. Gute 

Pflegekräfte in unserer Region so gut wie nicht mehr zu bekommen.“ 

„Sehr häufig Angehörige vertrösten und auf Warteliste setzen, da Plätze vollstän-

dig ausgebucht sind: Pflegeschlüssel müssen entsprechend der Belegung ge-

währleistet sein.“ 

Es muss auch beachtet werden, dass z. B. eine Versorgung Demenzkranker ambulant 

nur bedingt leistbar ist: So ist die Pflege von Demenzkranken zeitintensiv, da neben der 

Pflege häufig eine Beaufsichtigung der erkrankten Person erfolgen muss. Nachtaktivi-

tät, aggressives Verhalten gegenüber den pflegenden Angehörigen und eine man-

gelnde Ausstattung der Wohnung (es gibt keinen gesicherten Bereich, in dem sich die 

erkrankten Personen unbeaufsichtigt bewegen können usw.) können die ambulante 

Pflege zusätzlich erschweren. Wenn zukünftig z. B. die Barrierefreiheit des Wohnumfelds 

nicht gewährleistet wird, die Versorgungsinfrastrukturen im Landkreis (weiter) nachlas-

sen und die pflegerischen Infrastrukturen und die Dienstleistungsangebote für die häus-

lich versorgten Pflegebedürftigen und deren Angehörigen nicht ausgebaut werden, 

wird auch der Anteil der vollstationären versorgten Pflegebedürftigen weiter steigen – 

vor allem auch mit gerontopsychiatrischen Krankheitsbildern (vgl. auch Kapitel 9.3). 

Der sich verändernde Versorgungsmix bringt eine Verschiebung in den stationären 

Strukturen mit sich: die vollstationären Anbieter sehen in ihrem Bereich die zukünftigen 

veränderten Bedarfe hin zu einem stark steigenden Betreuungsaufwand in der intensi-

ven und palliativen Pflege: 

„Durchschnittsalter stationär wird immer älter, dadurch Multimorbide. Demenz 

nimmt zu.“ 

„Palliative Betreuung wird mehr, Demenzerkrankungen werden mehr“  

„Verändertes Belegungsmanagement, erhöhte Heimkosten: fast ausschließlich 

hochgradig demente u. schwerstpflegebedürftige Bewohner, Zunahme Sozialhil-

feempfänger“ 

„Anteil an Schwerstpflegebedürftigen im stationären Bereich nimmt weiter zu“  

„Höheren Pflegeaufwand bzw. mehr Bewohner mit demenzieller Erkrankung“   

„Entwicklung zu stationären Hospizen“ 

Hierbei sehen sie auch jetzt bereits die sich verändernde Belegungsstruktur durch die 

weitere Ambulantisierung der Pflege:  

„Kürzere Verweildauer in den Einrichtungen aufgrund von späterem Einzug in die 

Einrichtung (Schwerstpflegefälle, palliative Personen)“  

„Schwerstkranke mit kurzer Verweildauer“ 



PFLEGE UND BETREUUNGSBEDÜRFTIGKEIT 

 

 138 

„Entwicklung zu stationären Hospizen“ 

Das Versorgungspotential im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. durch bestehende Plätze 

hängt z. B. auch von der Verweildauer der Kunden ab: Sinkt z. B. die Verweildauer in 

vollstationären Einrichtungen, hat dies ebenfalls Auswirkungen auf die Realisierung von 

Neuaufnahmen auf bereits bestehende Plätze. Aktuell liegt die Verweildauer im Land-

kreis im Schnitt noch bei ca. 3 Jahren, allerdings geben bereits aktuell 2 Einrichtungen 

eine durchschnittliche Verweildauer ihrer vollstationären Kunden von weniger als 12 

Monaten (8 bzw. 10 Monaten) an, was die Möglichkeit einer doppelten Belegung eines 

Platzes unter dem Jahr bedeutet.  

Insgesamt ist bei der vollstationären Pflege immer zu beachten: In welchem Umfang 

diese notwendig wird, hängt davon ab, inwieweit die Unterstützungsstrukturen im nicht 

stationären Bereich (rein häusliche Pflege und professionelle Dienste) ausgebaut wer-

den (können). 

Kurzzeitpflege 

Ein Angebot an Kurzzeitpflege wird von allen Pflegeheimen im Landkreis bereitgestellt. 

Keine Einrichtung weist genehmigte Kurzzeitpflegeplätze auf, während 17 eingestreute 

Kurzzeitpflegeplätze angegeben werden. Dies bedeutet, dass die Plätze nur bei Bedarf 

und Verfügbarkeit angeboten werden und somit nicht immer zur Verfügung stehen.  

Die durchschnittliche Auslastungsquote der Pflegeplätze in Einrichtungen im Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf. ließe eine aktuell gute Versorgungssituation im Bereich der Kurzzeit-

pflege vermuten, allerdings wird seitens der vollstationären Einrichtungen zum Großteil 

das bestehende Angebot im Bereich der Kurzzeitpflege sowohl in der Kommune, in der 

die Einrichtungen ansässig sind, als auch im Landkreis insgesamt als nicht bedarfsde-

ckend angesehen. Dies ist eventuell auch auf die zu erwartende (weitere) Bedarfsaus-

weitung im Zuge der steigenden häuslichen und ambulanten Versorgungsstrukturen 

zurückzuführen. Auch durch die besseren Kombinationsmöglichkeiten der Leistungen 

der Kurzzeit- und Verhinderungspflege erfolgt eine Erhöhung der Inanspruchnahme der 

Kurzzeitpflege. Zu berücksichtigen ist auch, dass die Nachfrage nach Kurzzeitpflege-

plätzen starken saisonalen Schwankungen unterliegt und es daher saisonal zu einem 

Unterangebot kommen kann. 

Tagespflege 

Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. stehen 87 Plätze in 5 solitären Tagespflegeeinrichtungen 

und weitere 34 auf eingestreuten Plätzen in 9 weiteren Einrichtungen zur Verfügung. 

Insgesamt sind aktuell im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 121 tagespflegerische Versor-

gungsplätze vorhanden.  

Die steigende Nutzungsrate in den letzten Jahren in Deutschland zeigt die notwendige 

Ausweitung und Anpassung dieser Angebote an die sich veränderten Pflegestrukturen. 

Auch aus fachlicher Sicht (Experten, Kommunen, REGINA-Workshops) ist das derzeitige 

Angebot im Landkreis nicht ausreichend.  
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Vieles spricht auch dafür, dass der Bedarf (auch unabhängig von der Zahl der Pflege-

bedürftigen) weiter steigen wird, wenn man z. B. folgende Aspekte anführt: 

▪ eine Leistungsverbesserung der Pflegeversicherungen  

▪ ein (in Relation zu den Pflegebedürftigen) sinkendes familiales Pflegepotenzial  

▪ stärkere Berufstätigkeit der Frauen  

Der Ausbau der Tagespflegeplätze muss weiter forciert werden. Insbesondere in Kom-

munen mit einer geringen Versorgungsdichte sollte die Schaffung von (weiteren) Plät-

zen in Erwägung gezogen werden. Die Angebots- und Nachfragesituation auf kommu-

naler Ebene sollte in regelmäßigen Abständen evaluiert werden, d h. konkret sollten 

die Auslastung bzw. Belegungssituation sowie bestehende Wartelisten abgefragt wer-

den. 

Zur Sicherstellung einer zukünftigen Bedarfsdeckung in diesem Bereich kann alternativ 

ein Angebot der Tagesbetreuung als ein niederschwelliges Angebot installiert werden. 

Dabei bestehen die Möglichkeiten dieses zusätzlich zur Tagespflege aufzubauen oder 

es in die Tagespflege zu integrieren.  

Ambulante Dienste 

Bei der Pflege gilt in Deutschland der Leitsatz "ambulant vor stationär". Dabei handelt 

es sich nicht bloß um eine gesellschaftliche Überzeugung, sondern um einen in §13 

Abs. 1 SGB XII verankerten Grundsatz der Sozialversicherung. Betrachtet man sich die 

Entwicklungen der Leistungsnahmen zeigt sich, dass sich die Inanspruchnahme der ver-

schiedenen Leistungen in Deutschland unterschiedlich entwickelt: Bereits zwischen 

2010 und 2015 hat sich deutschlandweit der Anteil der häuslich gepflegten (Pflege-

geld, Pflegesachleistung, Kombinationsleistung) Personen gegenüber den stationär 

gepflegten Personen von 71:29 (2010) auf 74:26 erhöht.159 Durchgängig zeigt sich, dass 

sich die Prävalenzen derjenigen Leistungen im Laufe der Zeit erhöht haben, für die Leis-

tungsausweitungen im Zuge der Gesetzgebung in den letzten Jahren vorgesehen wa-

ren, also der Pflegegeldleistungen und der Pflegesachleistungen. Die Prävalenz von 

Pflegegeldleistungen, Sachleistungen und Kombinationsleistungen sind deutlich ge-

stiegen, während die Prävalenz von vollstationären Pflegeleistungen und von Pflege-

leistungen für Menschen in Behinderteneinrichtungen nahezu unverändert sind160, 

auch eben im Landkreis Neumarkt i.d.OPf.  

Bereits heute besteht eine große Nachfrage nach ambulanten Pflegediensten: Die 

ambulanten Pflegedienstleister im Landkreis sind aufgrund des Personal- und Fachkraft-

mangels eher nicht in der Lage, ihre Kapazitäten im erforderlichen Umfang aufzusto-

cken: Bereits jetzt geben 10 von 12 im Landkreis tätigen ambulanten Diensten als 

Hauptproblem den Fachkraft-/Personalmangel bzw. die Fachkraft-/Personalgewin-

nung an!  

                                                 
159 Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des 

ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftragnehmer), S. 19. 

160 Vgl. Rothgang, Heinz et al.: Pflegereport 2017 Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse Band 5, (BARMER-Pflegere-

port), S. 120. 
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Beim Bezug von Leistungen für Pflegebedürftige in Privathaushalten ist bereits seit 1998 

in Deutschland ein stetiger Rückgang beim reinen Pflegegeld, aber einhergehend die 

Zunahme bei den Kombinationsleistungen (Pflegegeld und Sachleistung) zu verzeich-

nen.161 Man muss darauf hinweisen, dass im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. bereits jetzt 

nicht alle ambulanten Pflegedienstleister aufgrund des Fachkräftemangels in der Lage 

sind, ihre Kapazitäten anzupassen bzw. die Nachfrage jetzt schon nicht mehr bedient 

werden kann: 

„Versorgungsanfragen von Kunden (…) können auf Grund fehlender Personalres-

sourcen nicht angenommen werden. In allen Bereichen“. 

„Die Versorgung 1:1 zuhause kann wegen des Personalmangels nicht weiter an-

geboten werden“ 

Jüngste Entwicklungen zeigen auch, dass z. B. durch die Einführung der „Alltagsunter-

stützung“ („Angebote zur Unterstützung im Alltag“ § 45b SGB XI Entlastungsbetrag) eine 

hohe zusätzliche Nachfrage nach Pflegehilfskräften und niederschwelliger Betreuung 

entstehen, die nicht bedient werden können: 

„Viele Anfragen bezüglich hauswirtschaftlicher Leistungen; zu wenig qualifiziertes 

Personal.“ 

„Zu wenig Alltagsbegleiter, welche niedrigschwellige Tätigkeiten (Arztbegleitung, 

Begleitung beim Einkaufen etc.) übernehmen.“ 

50 % der ambulanten Dienste im Landkreis Neumarkt gehen bereits jetzt den Weg der 

Zusammenarbeit mit freiwillig bzw. bürgerschaftlich Engagierten, z. B. für niederschwel-

lige Betreuungsangebote, Vermittlung von Alltagsbegleitern oder in der Zusammenar-

beit mit ehrenamtliche Betreuungskräfte der Fachstelle für pflegende Angehörige.  

Insgesamt kann aber eine Verbesserung nur erreicht werden, wenn die Personalsitua-

tion sich insgesamt entspannt. Entsprechende Maßnahmen zur Personalgewinnung 

sollten deshalb konsequent und wenn möglich in Zusammenarbeit aller Pflege- und 

Betreuungsanbieter durchgeführt werden. 

Hier muss auch über eine Umstrukturierung der notwendigen Anerkennung der Dienst-

leister nachgedacht werden, da so Haushaltshilfen/Betreuungskräfte auch privat orga-

nisiert werden und so die vorhandenen Potentiale im Rahmen des bürgerschaftlichen 

Engagements genutzt werden könnten. In diesem Rahmen wäre ebenso eine berufli-

che Qualifizierung von geeigneten und interessierten Personen durch das Arbeitsamt 

oder Jobcenter denkbar, um der gesteigerten Nachfrage besser gerecht werden zu 

können. 

Strukturelle Veränderungen 

Um dem wachsenden Pflege- und Betreuungsbedarf sowie den Bedürfnissen der älte-

ren Generation nach Selbstbestimmung und sozialer Integration in Zukunft gerecht zu 

                                                 
161 Bundesministeriums für Gesundheit (2017): Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) und des 

ersten Pflegestärkungsgesetzes (PSG I). TNS Infratest Sozialforschung (Hauptauftragnehmer), S. 74. 
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werden - und insbesondere um diesen finanzieren zu können - wird eine Gewichtsver-

lagerung hin zu Wohn- und Pflegeformen notwendig, die Eigeninitiative, Eigenverant-

wortung, Selbsthilfe und die Aktivierung sozialer Netze als Ausgleich zum Verlust famili-

ärer Hilfepotentiale fördern. Des Weiteren muss sich Altenhilfe auf die soziale Nahum-

gebung der Menschen konzentrieren, um private bzw. solidarische Alltagshilfe, Betreu-

ung und Pflege in der Häuslichkeit vor Ort unterstützen zu können.  

Während der Angebotsmix heute wie in Zukunft von der häuslichen Pflege dominiert 

werden wird, muss sich das Gewicht innerhalb der häuslichen Pflege aufgrund des de-

mographischen Wandels und der familiären Veränderungen von den Angehörigen auf 

soziale Unterstützungsnetzwerke außerhalb der Familie verschieben. Die ambulante 

Pflege muss also gestärkt und ausgebaut werden, um den Verbleib Pflegebedürftiger 

in der häuslichen Umgebung ausweiten und professionell unterstützen zu können sowie 

die Entstehung kleinteiligerer Wohnformen zu begünstigen. 

Abbildung 54 Aktuelle Gestaltung des Angebotmixes 

 
Quelle: BASIS-Institut (2013) 
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Dabei geht es auch darum, die in der Regel konkurrierenden ambulanten und statio-

nären Versorgungssysteme innerhalb der Region miteinander zu verknüpfen und trä-

gerübergreifende Kooperationen zu fördern.162 

Abbildung 55 Zielführende Gestaltung des Angebotmixes 

 

Quelle: BASIS-Institut (2013) 

 

Angesicht des Fachkräftemangels kann aber z. B. eine Stärkung der ambulanten 

Pflege nicht ausschließlich auf eine Ausweitung der Pflegefachkräfte hinauslaufen. 

Vielmehr sind insgesamt strukturelle Veränderungen, wie z. B. mehr Flexibilität hinsicht-

lich der Pflegearrangements, Schaffung von professionellen Strukturen für die Unterstüt-

zung von ehrenamtlichen Helfern und Angehörigen, eine mögliche Digitalisierung in 

der Pflege in Kombination mit dem verstärkten Einsatz von technischen Hilfsmitteln usw. 

notwendig. 

Im Wesentlichen ergeben sich aus der aktuellen Pflege- und Betreuungssituation und 

der erwarteten Veränderungen im Pflegebedarfssektor vier Hauptprobleme, denen 

begegnet werden muss:  

▪ ein weiterer Mangel an Pflegefachkräften, der durch die rückläufige Zahl an 

jungen Menschen und die Unattraktivität des Berufsfelds zusätzlich verschärft 

wird  

                                                 
162 Vgl. Bertelsmann Stiftung (2006): Demographischer und sozialer Wandel. Zentrale Leitlinien für eine gemeinwe-

senorientierte Altenhilfepolitik und deren Bedeutung für soziale Organisationen. 
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▪ drastischer Mehrbedarf an Pflege- und Betreuungsangeboten  

▪ ein Rückgang des familiären Pflegepotentials  

▪ eine Kostenmehrung im Pflegesektor  

Es müssen also Pflege und Betreuung auf eine immer älter werdende Landkreisbevöl-

kerung ausgerichtet werden, es müssen Alternativen zu klassischen Angeboten erprobt 

werden, um die bereits bestehenden Defizite insbesondere in der Unterstützung famili-

ärer Pflege auszugleichen und die Versorgung der zusätzlichen Pflege- und Betreu-

ungsbedürftigen kosteneffizient zu ermöglichen. Es ist anzustreben, dass  

▪ …die Pflege als attraktives Berufsfeld wahrgenommen wird (neben einer ange-

messenen Bezahlung sind auch die Arbeitsbedingungen ein wichtiger Faktor)  

▪ ...durch präventive und aktivierende Systeme und Angebote Pflege- und Be-

treuungsbedarfe vermieden oder hinausgezögert werden. 

▪ ...die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und häuslicher Pflege gegeben ist so-

wie eine Vielzahl von Unterstützungsformen für private Pflegepersonen genutzt 

werden können. 

▪ ...gegenseitige Hilfe der älteren Menschen und zwischen den Generationen so-

wie die Einbeziehung sozialer Netze, die den Verlust familiärer Hilfepotentiale zu-

mindest teilweise ausgleichen, in großem Umfang alltäglich geworden sind. 

▪ ...sich die Aktivitäten der Altenhilfe vor allem in den ‚normalen‘ Wohngebieten 

konzentrieren, wo Alt und Jung zusammenleben, so dass niederschwellige All-

tagshilfen für ein selbständiges Leben, Unterstützungsmöglichkeiten für pfle-

gende Angehörige und alternative Wohnformen kleinräumig und Träger- bzw. 

initiatorenübergreifend organisiert werden können. 

Aus einer qualitativen Perspektive müssen also die Altenhilfestrukturen grundlegend er-

weitert werden, um bisher brachliegende Potentiale zur Bewältigung der demographi-

schen Herausforderungen freisetzen und intensiv fördern zu können. Damit solche 

neuen Strukturen, die vor allem auf mehr Eigenverantwortung der einzelnen Bürger und 

solidarisches Handeln der Bürgerschaft setzen, finanzierbar sind, können sie aber nicht 

einfach ohne Veränderung von etablierten Strukturen entstehen. Es gilt also ausge-

hend von der momentanen Situation zentralisierte und sozial desintegrative Altenhil-

festrukturen ab- und um sinnvolle Bestände herum einen kleinräumigen, stark vernetz-

ten Angebotspluralismus aufzubauen.163
 Auf die nötigen Anpassungen der rechtlichen 

Rahmenbedingungen der Altenhilfe ist politisch dringend hinzuwirken.  

10.7 Maßnahmenvorschläge 

10.7.1 Förderung der Kooperation/Vernetzung aller Pflege- und Betreuungsanbieter 

Die Altenhilfe präsentiert sich zunehmend als Marktgeschehen. Negativ an dieser En-

wicklung ist z. B., dass sich Anbieter zunehmend als Konkurrenten verstehen und daher 

gemeinsame Diskussionen und Aktionen zur Weiterentwicklung der Altenhilfe er-

                                                 
163 Vgl. dazu auch Bertelsmann Stiftung (2006): Demographischer und sozialer Wandel. Zentrale Leitlinien für eine ge-

meinwesenorientierte Altenhilfepolitik und deren Bedeutung für soziale Organisationen. 
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schwert werden. Ein Problem mit dem z. B. alle Anbieter ambulanter und stationärer 

Angebote der Altenhilfe zunehmend konfrontiert sind, ist der Mangel an Fachkräften. 

Der Landkreis regt daher die Zusammenarbeit der Anbieter an, um Herausforderungen 

gemeinsam begegnen zu können. Das Landratsamt unterstützt und fördert ange-

strebte und bestehende Kommunikations- und Kooperationsbemühungen.164 

10.7.2 Förderung sozialer Netze, z. B. durch die Unterstützung beim Aufbau von De-

menz-/Pflege-/Hospizhelferkreisen  

Sozialen Netzen kommt bei der Bewältigung der Bedarfe der älteren Generation eine 

wachsende Bedeutung zu, da familiale Systeme schon allein quantitativ (siehe z. B. 

sinkendes Töchterpflegepotential) als Unterstützungsmöglichkeit nicht im selben Maße 

wie früher zur Verfügung stehen. Daher werden Demenz-, Pflege- und Hospizhelfer-

kreise als ergänzendes Angebot (weiter) gefördert. Das Landratsamt prüft die Möglich-

keiten finanzieller Förderung der (benötigten) Fortbildungen und macht diese Förder-

töpfe bekannt. 

10.7.3 Auf-/Ausbau von Gesprächsgruppen für pflegende Angehörige  

Pflegende Angehörige werden teilweise bis an die Grenzen ihrer Belastbarkeit und 

manchmal auch darüber hinaus gefordert. Gesprächsgruppen für pflegende Ange-

hörige können helfen, mit der schweren Lebenssituation zurecht zu kommen und er-

gänzende Hilfsangebote zu erschließen. Eine kleinräumige (lokale) Etablierung solcher 

Gesprächsgruppen im Landkreis wird angestrebt.  

 

10.7.4 Schaffung von Tagespflege- und Nachtpflegeangeboten 

Auch im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. steigt durch den demographischen Wandel, die 

sich veränderten Pflegestrukturen und die damit steigende Nutzungsrate der Bedarf an 

tagespflegerischen Betreuungsangeboten. Der Ausbau von Tagespflegeplätzen im 

Landkreis muss (weiter) forciert werden. Insbesondere in Kommunen mit einer geringen 

Versorgungsdichte muss die Schaffung von wohnortnahen teilstationären Plätzen in Er-

wägung gezogen werden. Hierzu kann die Angebots- und Nachfragesituation auf 

kommunaler Ebene in regelmäßigen Abständen evaluiert werden, d. h. konkret müssen 

z. B. die Auslastung bzw. Belegungssituation sowie bestehende Wartelisten abgefragt 

werden.  

Ein Angebot an Nachtpflegeplätzen ist im Landkreis Neumarkt i. d. OPf. nicht vorhan-

den. Mit Blick auf die zunehmende Zahl der gerontopsychiatrisch bzw. Demenzerkrank-

ten und den von den örtlichen Pflegeanbietern und Experten mehrmals benannten 

Bedarf muss der Landkreis die Schaffung und Konzeption einzelner Nachtpflegeplätze 

anstreben.  

                                                 
164 Vgl. z. B. Kreisarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege im Landkreis 
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10.7.5 Schaffung von Bürgertreffs mit ambulanter Betreuung für Hochaltrige/Demenz-

erkrankte/psychisch Erkrankte 

In der Tagespflege ist mit einer Bedarfsausweitung im Landkreis zu rechnen. Nicht im-

mer muss oder kann aber eine Tagespflegeeinrichtung für Senioren geschaffen wer-

den. Zur Sicherstellung einer zukünftigen Bedarfsdeckung können auch niederschwel-

ligere Lösungen wie z. B. Bürgertreffs mit stundenweiser Betreuung z. B. für Hochalt-

rige/Demenzerkrankte/psychisch erkrankte Personen sorgen.  

10.7.6 Betreute Tagespflege in der Kommune  

Bei Erreichen eines Pflegegrades ist der Einzug in eine stationäre Pflegeeinrichtung oft 

die einzige Alternative. Deswegen wird eine Zwischenlösung zwischen ambulanten Sta-

tionen und stationären Pflegeeinrichtungen gefunden. Eine Möglichkeit zum längeren 

Verbleib in der eigenen Wohnung besteht z. B. in einem Schaffen eines gemeinsamen 

„Wohnzimmers“. Dies ist ein Raum, der (von der Gemeinde) zur Verfügung gestellt wird. 

Das Angebot soll als Entlastung für pflegende Angehörige und als Kommunikationsort 

für die zu Pflegenden verstanden sein. 

10.7.7 Förderung gemeinsamer Imagekampagnen Pflegeberufe  

Bei allen ambulanten Diensten und (teil-)stationären Einrichtungen im Landkreis ist der 

Pflegenotstand bereits heute deutlich spürbar. Es ist zu vermuten, dass es künftig noch 

schwieriger wird, geeignetes Personal für Pflegeberufe zu gewinnen. Der Landkreis un-

terstützt und fördert daher (bereits bestehende) regionale Formate und Projekte lokaler 

Imagekampagnen für Pflegeberufe, wie z. B. den Zusammenschluss verschiedener An-

bieter im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. („Pflege und Du“) z. B. durch gezielte Öffentlich-

keitsarbeit.  
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11 Zusammenfassung – Ausblick 

In einem seniorenpolitischen Planungsprozess wurden Fakten und Einschätzungen zu-

sammengetragen und auf dieser Grundlage nach Maßnahmenvorschlägen gesucht, 

die helfen können der bereits wahrnehmbaren und noch weiter voranschreitenden 

Entwicklung der älteren Generation im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gerecht zu werden. 

Die Belege für diese Fakten und Einschätzung lieferten die zahlreichen, im Zusammen-

hang mit diesem SPGK durchgeführten Erhebungen und Recherchen: die Kommunen-

befragung, die Befragung der Seniorenvertreter und Nachbarschaftshilfen, die Einrich-

tungsbefragung im ambulanten und (teil-)stationären Sektor, die Expertengespräche, 

die recherchierten Daten zur Soziodemographie, der Bevölkerungsentwicklung und 

des ergänzenden (Vergleichs-) Datenmaterials und die Diskussionsrunden beim Work-

shop im Landratsamt Neumarkt. Diese Einschätzungen sind also nicht nur subjektiver 

Eindruck, sondern durch viele Einzeldaten im Detail belegte Aussage. Wie lassen sich 

also die zentralen Entwicklungen charakterisieren?  

Der demographische Wandel im Landkreis ist trotz seines Bevölkerungswachstums un-

aufhaltbar und teilweise bereits heute spürbar. Hochaltrigkeit ist zwar noch kein Mas-

senphänomen im Landkreis, das zahlenmäßige Verhältnis der Lebensphasen wird sich 

aber in den nächsten 20 Jahren verändern und im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. wird 

sich die Relation zwischen Rentnern und Erwerbsfähigen von 30 auf 52 zu 100 erhöhen 

und dadurch wird sich auch das Verhältnis der (noch) nicht (mehr) Erwerbsfähigen zu 

den potentiell Erwerbsfähigen von 62 zu 100 Personen auf 87 zu 100 Personen (Gesamt-

quotient) erhöhen. Dadurch verschiebt sich das Verhältnis der potenziell Abhängigen 

(jüngere und ältere Bevölkerung) zur Bevölkerung im potenziell erwerbsfähigen Alter 

drastisch. 

Die gesundheitliche Versorgung ist im Landkreis noch relativ gut, auch wenn es in die-

sem Bereich lokal deutliche Defizite in der Gesundheitsversorgung gibt und sich z. B. 

Fachärzte in wenigen Standorten konzentrieren, die Fläche klar unterversorgt ist. Dra-

matisch kann die Entwicklung in der nächsten Dekade bei der Hausarztversorgung wer-

den: Mehr als ein Drittel der Hausärzte (35 %) in der Oberpfalz sind über 60 Jahre alt, 

beenden ihre Tätigkeit also voraussichtlich mittelfristig. Es bedarf dringend neuer, trag-

fähiger Initiativen, um diese Versorgungslücken zu schließen. 

Im Bereich Pflege ergeben sich als Handlungsschwerpunkte: Strategien gegen den 

Fachkräftemangel, Ausbau und Verbesserung der Pflegeangebote vor allem im teil-

stationären Sektor (Tages- und Nachtpflege) und im Bereich der Kurzzeitpflege. Soweit 

stationäre Einrichtungen die 75 %-Einbettzimmerquote noch nicht erfüllen, sollten ent-

sprechende Bemühungen dringend intensiviert werden, um dieses Ziel zeitnah zu errei-

chen. 

Auch wenn sich immer mehr Ältere einer guten Gesundheit und einer hohen Lebens-

erwartung erfreuen können, wächst die Anzahl hilfe- und betreuungsbedürftiger Land-

kreisbewohner kontinuierlich. Ebenso steigt in einer Gesellschaft des langen Lebens die 



ZUSAMMENFASSUNG – AUSBLICK  

 

 147 

Zahl der demenziell erkrankten Menschen: Aktuellen Studien zufolge sind im Alter von 

65 Jahren ca. 2 % der Bevölkerung in Deutschland betroffen, aber rund 40 % der über 

90-Jährigen. Das bedeutet, dass jede zweite Frau und jeder dritte Mann, wenn sie oder 

er nur alt genug wird, an Demenz erkrankt. Im Landkreis Neumarkt geht man in gut 

zehn Jahren (2028) bereits von ca. 2.900 demenziell Erkrankten aus, im Jahr 2036 von 

bereits über 3.500 demenziell Erkrankten. Gleichzeitig sinken familiale Unterstützungs-

potentiale, somit das informelle, private Pflegepotential. Das alles bringt mit sich, dass 

die bestehenden Hilfesysteme, die sich sehr stark auf die Familien und immer noch 

auch auf stationäre Versorgungsangebote stützen, nicht ausreichen werden, das Le-

ben im Alter in hoher Lebensqualität abzusichern. Sozialstationen/ambulante Pflege-

dienste leisten bezüglich der pflegerischen Versorgung gute Unterstützung, sind aller-

dings im Zuge der immer weiter steigenden Fachkraftproblematik und Anforderungen 

auch im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. an den Grenzen ihrer Kapazitäten. Außerdem be-

nötigt man bei gegebenem Hilfebedarf zum selbständigen Leben im Alter Unterstüt-

zungsmöglichkeiten jenseits der pflegerischen Versorgung (Cure): So muss das Einkau-

fen sichergestellt sein, die Zubereitung des Essens, das Sauberhalten der Wohnung bis 

hin zur Umsetzung kleiner Reparaturen oder Wartungsarbeiten (Leuchtmittel auswech-

seln, Dachrinne saubermachen). Die einzige Chance auf Versorgungssicherheit im ho-

hen Alter der heute 50 bis 65-Jährigen und der nachfolgenden Generationen liegt da-

her in einer Umstrukturierung der lokalen Unterstützungs- und Pflegesysteme und der 

Initiierung neuer Hilfemixe. Im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gibt es bereits gut funktionie-

rende Nachbarschaftshilfen. Dieses niederschwellige Angebot unterstützt bedarfsori-

entiert z. B. beim Ausfüllen von Behördenformularen oder übernimmt praktische Hilfen 

(z. B. Einkaufshilfen oder andere haushaltsnahe Dienste). Für diejenigen, die die Dienste 

leisten, bieten die Nachbarschaftshilfen eine wichtige sinnstiftende Tätigkeit. Für dieje-

nigen, die die Dienste nutzen, ist vielfach eine Unterstützung von zentraler Bedeutung, 

um das Leben im Alter auch bei Unterstützungsbedürftigkeit absichern zu können. 

Diese und andere soziale Unterstützungsnetzwerke und Angebote außerhalb der Fami-

lie gilt es stetig zu evaluieren, zu fördern und auszubauen, um sich den veränderten 

sozialen Bedingungen anzupassen: zwar wird heute wie in Zukunft das Unterstützung- 

und Pflegeangebot vom häuslichen Sektor dominiert, dieser muss aber sein Gewicht 

aufgrund des demographischen Wandels und der familiären Veränderungen von den 

Angehörigen auf soziale Unterstützungsnetzwerke außerhalb der Familie verschieben.  

Wichtig ist hierbei auch, die Nachbarschaftshilfen und deren Angebote für potentiell 

Unterstützungsbedürftige bekannt(er) zu machen und eventuelle Skepsis durch ge-

zielte Informationen, Öffentlichkeitsarbeit und Beratung zu minimieren.  

Auch eine gute Zusammenarbeit zwischen den weit verbreiteten Nachbarschaftshilfen 

im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. und professionellen Diensten wird elementar sein. Beide 

tragenden Säulen tragen zum Gelingen von z. B. neuen Wohnmodellen für Senioren 

bei und sollten keine Konkurrenz darstellen. Kooperationen zwischen den beiden Akt-

euren sind anzustreben – existieren bisher aber eher sporadisch.  
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Klar ist allerdings, dass aktuell kein Nachbarschaftsdienst auf Dauer eine Wohnung put-

zen und sauber halten wird. Daher stellt sich die Frage, welche Unterstützungen über 

die pflegerische Versorgung hinaus abgesichert und für diejenigen, die die Unterstüt-

zung brauchen, erschwinglich sind. Auch die Frage, wie verlässlich und dauerhaft Hil-

fen angeboten werden können, muss gerade in Hinsicht auf das Angebot der Nach-

barschaftshilfen in den Kommunen gestellt werden. Um den Wünschen der Pflegebe-

dürftigen nach einer Versorgung im häuslichen Umfeld zu entsprechen und die Unter-

stützung auch langfristig sicherzustellen, gilt es hier vor allem, in den Kommunen diffe-

renzierte ambulante Angebote bereitzuhalten und diese sinnvoll mit allen anderen An-

geboten zu vernetzen. Es gilt, neue Formen eines Hilfemixes aus Professionellen und 

Ehrenamtlichen auf örtlicher Ebene zu entwickeln und zu stärken. 

Bestehende Beratungs- und Informationsangebote (z. B. die Wohnanpassungsbera-

tungsstelle) müssen strukturiert und bekannt(er) gemacht werden.  

In den Kommunen kann durch kleine Schritte wie Umwandlung von Häusern in ambu-

lante Wohngemeinschaften oder Aktionstage ein weiteres Bewusstsein für seniorenre-

levante Themen in der Bevölkerung und der Verwaltung geschaffen werden. Zusätzlich 

müssen Kommunikationsräume geschafft werden, indem man Nachbarschaften stärkt 

und Vernetzungsstrukturen initiiert. 

Als Grundlage zur Umsetzung notwendiger neuer und Weiterentwicklung bestehender 

Projekte und Maßnahmen hat sich im Rahmen des seniorenpolitischen Planungspro-

zesses im Landkreis Neumarkt id. OPf. die Notwendigkeit einer hauptamtlichen zentrale 

Anlaufstelle im Landratsamt herauskristallisiert. Viele im SPGK angeführten Maßnahmen 

drücken dies aus und benennen eine hauptamtliche Anlaufstelle im Landratsamt als 

notwendigen Koordinator bzw. Unterstützer. Diese Stelle ist essentieller Beitrag für die 

fachliche (Weiter-)Entwicklung nicht nur der seniorenpolitischen Prozesse im Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf., sondern diese zentrale Anlaufstelle bildet auch die Grundlage für 

eine wirkungsvolle, nachhaltige und fachlich notwendige sozialräumliche Arbeit im 

Landkreis Neumarkt i.d.OPf. (vgl. Maßnahme Hauptamtliche Unterstützung (Sozial-

raumkoordinator)/ Schaffung einer zentralen Anlaufstelle im Landratsamt). 

Das Alter ist natürlich nicht nur durch Hilfsbedürftigkeit und Pflegebedürftigkeit geprägt. 

Immer mehr Senioren kommen in den Genuss eines “3. Lebensalters“, in dem nach der 

Berufstätigkeit eine z. T. mehrere Jahrzehnte umfassende Zeitspanne bei guter Gesund-

heit gelebt werden kann. Für dieses 3. Lebensalter gilt es zunehmend Angebote zu ge-

stalten, die eine umfassende Teilhabe, aber auch Teilhabe der älteren Generation er-

möglichen und helfen, die Fähigkeiten zu entwickeln bzw. zu bewahren und diese für 

sich selbst und für die Gesellschaft nutzbar zu machen.  

Zu einem Leben mit guter Lebensqualität im Alter müssen somit drei Säulen bedacht 

werden:  

▪ Angemessener und gegebenenfalls barrierefreier bzw. auf die jeweilige Ein-

schränkung abgestimmter Wohnraum.  
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▪ Verfügbarkeit von Hilfen, wenn bestimmte Dinge im Haushalt oder bei Pflege-

bedarf nicht mehr selbst geleistet werden können.  

▪ Sicherstellung der Teilhabemöglichkeiten.  

Welche neuen Akzente sind also zu setzen, um der absehbaren Entwicklung zu begeg-

nen:  

▪ Modelle des selbständigen Wohnens wie Hausgemeinschaftsmodelle und um-

fassend unterstütztes Wohnen zuhause etc. müssen dringend ausgebaut wer-

den.  

▪ Da viele Landkreisbewohner im Alter in ihren eigentlich nicht für das Alter ge-

bauten Wohnungen bleiben wollen und bleiben werden, gilt es in vielen Fällen 

den Wohnraum anzupassen. Zur Unterstützung bedarf es des Ausbaus und der 

Unterstützung der Beratungsstellen rund um das Leben im Alter zuhause mit 

Wohnraumanpassungsberatung, deren Leistungen allen Einwohnern des Land-

kreises zur Verfügung stehen.  

▪ Die Pflegelandschaft muss Stück für Stück weiterentwickelt werden, um der For-

mel ambulant vor stationär im Alltag (noch) mehr Gewicht zu verleihen. Dazu 

gilt es durch neue Beratungsangebote für Angehörige und Hilfe- bzw. Pflegebe-

dürftige neue Pflegeangebote (z. B. Nachtpflege und Tagesstätten für Demenz-

erkrankte) und Vernetzungsstrukturen (z. B. Pflegekonferenzen, Vernetzung von 

Bewohnervertretern der stationären Einrichtungen, Präventions-projekten im Be-

reich Gesundheit und Bewegung) Beiträge für eine bedarfsgerechte Pflege-

landschaft zu leisten.  

▪ Da in den Familien die Unterstützung bei Hilfe- und Pflegebedürftigkeit nicht im 

selben Umfang wie bisher geleistet werden kann, müssen auch Nachbarschafts-

hilfe und bürgerschaftliche Hilfesysteme zunehmend entstehende Lücken füllen. 

Diese (bestehenden) ergänzenden Hilfen gilt es, Zug um Zug aus-zubauen und 

zu Hilfesystemen mit umfassenden Angeboten und hoher Verlässlichkeit weiter 

zu entwickeln.  

▪ Angebote der Seniorenarbeit müssen Stück für Stück der neu zusammengesetz-

ten älteren Generation angepasst werden. Gefragt sind zunehmend sinnstif-

tende Angebote, aber auch generationenübergreifende Angebote werden 

verstärkt nachgefragt. Die ältere Generation zählt immer mehr zum Nutzerkreis 

von Bildungs- und nicht nur von Gesundheitsangeboten.  

Ob es mit den skizzierten Maßnahmen gelingt den anstehenden Entwicklungen ge-

recht zu werden muss laufend geprüft werden. Es wird in den nächsten Jahren darauf 

ankommen, wie die Akteure (Kommunen, Wohlfahrtsverbände sowie Investoren und 

nicht zuletzt die Bürger) die vorgeschlagenen Ideen aufgreifen und mit Leben füllen. Es 

ist keinesfalls zu erwarten, dass sich die nötigen Prozesse von allein ergeben. Daher 

braucht es sowohl auf Landkreisebene als auch auf der Ebene der Kommunen eine 

kontinuierliche Steuerung des Prozesses, die durch die hauptamtliche Stelle im Land-

ratsamt koordiniert und getragen wird. 

Der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. muss den weiteren Planungsverlauf unterstützen:  Eine 

zielführende Steuerung ist nur zu erreichen, wenn es klare Verantwortliche mit entspre-

chenden Zeitressourcen und Engagement auf der jeweiligen Umsetzungsebene gibt: 
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Auf der Ebene der Kommunen ist ein kontinuierliches Engagement der Bürgermeister 

für die ältere Generation unerlässlich. Aber auch durch den Ausbau der Funktion der 

Seniorenbeauftragten kann die thematische Verankerung des Themenfeldes auf kom-

munaler Ebene gesteigert werden. Auf der Landkreisebene gilt es, den Prozess z. B. 

durch die Schaffung der zentralen hauptamtlichen Sozialraumkoordinationsstelle dau-

erhaft zu steuern und zu begleiten. 

Den Fortgang der Arbeiten kann man beispielsweise durch regelmäßige Tagungen 

zum Thema, zu denen der Landkreis einlädt, befördern. Auch der Aufbau eines dauer-

haften Monitorings kann nur auf der Landkreisebene erfolgen.  

Auf kommunaler Ebene gilt es, eine bürgernahe und zukunftsorientierte Senioren- und 

Sozialpolitik im direkten Lebensraum und der sozialen Nahumgebung der Bürger unter 

Berücksichtigung der konkreten Gegebenheiten vor Ort zu gestalten - so lebensnah 

wie möglich mit breitem Rückhalt in der Bevölkerung und der Politik.  

Durch die Betrachtung der Entwicklung der Bevölkerung auf kommunaler Ebene ist ein 

erster Blick auf Veränderungsprozesse vor Ort gegeben, dennoch ist zu bedenken, dass 

bei kleineren Kommunen z. B. Veränderungen in den Parametern Fertilität, Mortalität 

und Migration einen relativ starken Einfluss auf die Entwicklung der Bevölkerungszahl 

haben und diese somit schneller Schwankungen unterliegen als größere Einheiten. Des-

wegen gilt es die Entwicklungen und damit verbundenen Veränderungen stets zu prü-

fen und eventuelle Maßnahmen und Leitlinien auch wieder zur Diskussion zu stellen. 

Wichtig ist, dass eine bürgernahe und zukunftsorientierte Senioren- und Sozialpolitik 

ohne umfassende Partizipation nicht den gewünschten Effekt erzielen wird. Die Kom-

munen und Bürger sind aufgefordert eigene Wege zu finden. Auch die methodische 

Durchführung kann unterschiedlich sein: Hier stehen zahlreiche Vorgehensweisen und 

sozialwissenschaftliche Instrumente zur Verfügung, wie Befragungen, Bestandserhe-

bungen oder Workshops. Kommunen sind dazu angehalten eigene Versorgungsleis-

tungen zu prüfen, um Ressourcen freizusetzen für fachliche, rechtliche und organisato-

rische Unterstützung, für Investitionen, Projektzuschüsse oder auch Qualifizierungsmaß-

nahmen. 
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15 Anhang REGINA Workshops165 

15.1 Zusammenfassungen der Ergebnisse aus den REGINA Work-

shops 

15.1.1 Die sieben priorisierten Ziele als Ergebnis aus den einzelnen Workshops 

Die gefundenen Ziele der einzelnen Workshops konnten und wurden, um eine Übersicht 

zu schaffen in sieben Ziele zusammengefasst. Dies war möglich und ist auch geboten, 

da einige gefundene Ziele, aus unterschiedlichen Themenbereichen identisch sind, be-

ziehungsweise ineinander übergehen. 

Diese „Überschneidungen“ sind aber durchaus konsequent, da sich Lebensbereiche 

überschneiden und zusammenhängen und für viele Zielerreichungen eine Koordina-

tion durch Netzwerker nicht nur anbietet, sondern sogar geboten erscheint. 

 
Grafik: Maria Rammelmeier  

                                                 
165 Entnommen aus REGINA GmbH (2018): Generationsübergreifenden Agenda für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 

Ziel 1 und Hauptziel 

Sozialraumkoordinator auf Landkreisebene 

Ziel 2 

Sozialraumkoordinator auf auf gemeindlicher Ebene 

Ziel 3 

Leitbild(er) erstellen 

Ziel 4 

Infrastruktur und Mobilität 

Ziel 5 

Einbindung der Akteure 

Ziel 6 

Pflege, Gesundheit und Soziales Miteinander 

Ziel 7 

Ehrenamt
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15.1.2 Ziele 1 und 2  

 
Grafik: Maria Rammelmeier  

 

Übergeordnetes Ziel „Vernetzungs- und Koordinationsstellen“ der „Sozialraumkoordi-

nator“. 

Sozialraumkoordinator auf Landkreisebene Das Ziel 1 „Sozialraumkoordinator auf Land-

kreisebene“ war für alle Workshops ein „Muss“, eine Voraussetzung um auch die ande-

ren Ziele koordiniert und konzentriert verfolgen zu können, um Doppelstrukturen zu ver-

meiden und einen geordneten Aufbau zu gewährleisten. Dieses Ergebnis ergab sich 

aus fast allen geführten Diskussionen in den einzelnen Workshops. Es wurde von den 

Teilnehmern immer wieder beklagt, dass es keine Stelle im Landkreis gibt, die sich mit 

dem sozialen Gefüge in den einzelnen Gesellschaftsschichten auseinander setzt und 

hier die notwendigen Vernetzungen zwischen den Generationen und auch aller wei-

terer Akteure der „Gesellschaft“ (damit sind alle Akteure wie Bürger, Kirche, Unterneh-

men, Vereine, Verwaltung usw. gemeint) aufzeigt und befördert.  

Diese zu schaffende Stelle hat als Hauptaufgabe des „Lehrers für Netzwerke“.   

Zu Ziel 1 

Stellenbeschreibung 

Diese Stelle soll am Landratsamt als hauptamtliche Stelle angesiedelt werden, da das 

Landratsamt als Fach- und Rechtsaufsichtsbehörde der Kommunen mit diesen in stän-

digem Kontakt auf vielen anderen Rechtsgebieten steht. Diese Stelle soll beratenden 

und vernetzenden Charakter haben und für die jeweiligen Kommunen als Ansprech-

partner in Erfüllung ihrer sozialen Aufgaben zur Verfügung stehen. Daneben soll diese 

Stelle zusätzlich soziale Projekte, die über die kommunalen Grenzen hinaus landkreis-

weit tätig sind, als Entwicklungs-, Vernetzungs- und Informationsstelle zur Verfügung ste-

hen.  

  

Ziel 1 + 2: 

Sozialraumkoordinator auf 
Landkreis und Gemeindeebene

Eine Vernetzungs- und Koordinationsstelle setzt 
sich mit dem sozialen Gefüge in den einzelnen 

Gesellschaftsschichten auseinander und zeigt die 
notwendigen Vernetzungen zwischen den 

Generationen und aller weiterer Akteure der 
"Ortsgesellschaft" auf und befördert diese. 
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Aufgaben des Sozialraumkoordinators auf Landkreisebene 

Aus dieser Stellenbeschreibung ergeben sich folgende Aufgaben für den Sozialraum-

koordinator auf Landkreisebene: Er befördert gemeindeübergreifende Projekte im 

Landkreis, indem er entsprechende Projekte initiiert, begleitet und vernetzt. Darüber 

hinaus koordiniert, schult und unterstützt der Sozialraumkoordinator des Landkreises 

wiederum die geschaffenen Stellen bei den Kommunen, die sich ebenfalls auf kom-

munaler Ebene um das soziale Gefüge in der jeweiligen Kommune kümmern. Dies wird 

nachfolgend noch genauer erläutert. 

Zu Ziel 2 

Stellenbeschreibung  

Die obige Stelle im Landratsamt sollte dann die Kommunen anregen auch auf ge-

meindlicher Ebene jeweilige Ansprechpartner zur Verfügung zu stellen, die sich mit der 

sozialen Struktur und der sich daraus ergebenden Notwendigkeiten in den jeweiligen 

Gemeinden befassen. Diese gemeindlichen Anlaufstellen sollten in jedem Fall haupt-

amtlich besetzt werden, damit eine professionelle und zuverlässige Arbeit gewährleis-

tet wird. Dieses gefundene Ergebnis deckt sich auch mit den Vorschlägen des 7. Alt-

enberichtes der Bundesregierung, in dem wie folgt gefordert wird: 

„Aus Sicht der Siebten Altenberichtskommission sollten die Kommunen ein Care- 

und Casemanagement federführend koordinieren. Sie sollten wohnortnahe 

Strukturen der Beratung und des Casemanagements aufbauen“166 

Aufgaben der Sozialraumkoordinatoren in den Gemeinden 

Aus den weiteren gefundenen Zielen lassen sich etliche Aufgaben und Handlungsfel-

der herauslesen, die diese Stelle bearbeiten sollte. Dabei ist zu beachten, dass die kom-

munalen Gegebenheiten die Aufgaben eines Sozialraumkoordinators beeinflussen 

und von diesem zu beachten sind. Darüber hinaus sind die Aufgaben des Sozialraum-

koordinators auch immer von der Ausübung der Selbstverwaltung der jeweiligen Kom-

mune und damit dem politischen Willen, was umgesetzt werden soll, abhängig.  

Zur Verknüpfung der Ziele 1 + 2 

Um hier wiederum interkommunale Vernetzungen zu gewährleisten, müssen diese ge-

meindlichen „Sozialraumkoordinatoren“ durch den Sozialraumkoordinator des Land-

kreises vernetzt, geschult, beraten und gefördert werden.  

Der Aufbau einer  

▪ Koordinationsstelle auf Landkreisebene  

▪ und entsprechende Stellen auf Gemeindeebene  

sind sinnvoll und kann letztendlich viel bewegen.  

  

                                                 
166 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2017): Sorge und Mitverantwortung in der Kommune. 

Erkenntnisse und Empfehlungen des Siebten Altenberichts. Auflage 17.03.2017, S. 35. 
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Dies zeigen die Erfahrungen anderer Landkreise, bei denen entsprechende Stellen für 

Senioren unter den Bezeichnungen 

▪ „Fachstelle für Seniorenangelegenheiten“  Landratsamt Unterallgäu  

▪ „Fachstelle für Seniorenfragen“     Landratsamt Würzburg  

▪ „Fachstelle für Senioren“     Landratsamt Mühldorf am Inn 

▪ „Kontaktstelle Bürgerengagement“  Landratsamt Roth  

▪ „Senioren und Inklusion“    Landratsamt Regensburg 

bereits geschaffen sind. Allerdings wurden hier als Fokus die Senioren als Aufgabenge-

biet genommen. 

Die Teilnehmer der Workshops zur Generationsübergreifenden Agenda im Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf. kamen jedoch zu dem Ergebnis, dass eine „Anlaufstelle“ nur für Se-

nioren weniger Sinn macht, sondern generationsübergreifend für alle Bürger geschaf-

fen werden muss.  

Dies bedeutet nicht, dass es zukünftig keine Fachstellen mehr für die Jugendarbeit oder 

keine Koordinationsstellen für Familienarbeit geben soll.  

Es bedeutet lediglich, dass diese Vernetzungsstelle neben der Aufgabe der Bearbei-

tung der Seniorenfragen auch die Vernetzung zu diesen anderen Stellen zur Aufgabe 

hat.  

Das generationsübergreifende System ergibt sich daraus, dass gute Seniorenpolitik nur 

gelingen kann, wenn die Vorgaben, die sich aus der Generationengerechtigkeit und 

–Solidarität ergeben, beachtet werden.  

Die Aufgaben im Einzelnen  

Vernetzung 

Der Sozialraumkoordinator vernetzt in seinem räumlichen Aufgabengebiet Bürger, Ver-

eine, Wohlfahrtsverbände, Unternehmen, die politische Kommune sowie alle weiteren 

Akteure miteinander, um Gemeinschaftsaufgaben im sozialen Bereich miteinander, 

also in der „Stadt-Dorfgemeinschaft“, zu bewältigen.  

Kenntnisvermittlung  

Der Sozialraumkoordinator unterrichtet die politisch Verantwortlichen von der sozialen 

Struktur in seinem Ort und macht auf Defizite aufmerksam. Darüber hinaus soll er aber 

auch Lösungsansätze z. B. welche alternativen Wohnformen gibt es und was könnte für 

die jeweiligen Ort sinnvoll sein, beziehungsweise von den Menschen gewünscht sein, 

vorschlagen.  

Unterstützung 

Der Sozialraumkoordinator unterstützt die ehrenamtliche Arbeit vor Ort in der Kom-

mune. Er wirkt darauf hin, dass das Ehrenamt eine Anerkennung in der Gemeinde und 
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im Landkreis erfährt. Das Ehrenamt soll in die Köpfe der Menschen als notwendiger Bei-

trag zu Gemeinschaft gelangen. Das Ehrenamt muss zu einem Teil des täglichen Le-

bens und wenn geboten, generationsübergreifend werden.  

Aufbau von Pflegemöglichkeiten 

Der Sozialraumkoordiator regt seine Kommune an, Pflegemöglichkeiten sowohl im am-

bulanten als auch im teilambulanten Bereich zu schaffen bzw. zu befördern. Dabei sol-

len Unternehmen angeregt werden, ihren Mitarbeitern mehr Möglichkeiten zu ver-

schaffen, sich um ihre pflegebedürftigen Angehörigen zu kümmern. Dieses Ziel sollte in 

Zusammenarbeit der Kommunen und der Unternehmen verfolgt werden.  

15.1.3 Ziel 3 

Konzeptentwicklung auf Landkreisebene 

 
Grafik Maria Rammelmeier  

 

Mehrfach wurde gefordert, dass sich der Landkreis auch bezüglich der Entwicklung der 

Lebensumstände seiner Einwohner positionieren muss. Dies soll unter anderem durch 

die Verbindlichkeitserklärung der Generationsüber-greifenden Agenda erfolgen. Dies 

ist wichtig, damit die Bedürfnisse der Menschen im Landkreis, unter Beachtung der Al-

tersentwicklung der Bevölkerung, der geforderten Flexibilität der jungen Menschen und 

der damit verbundenen Generationen-separierung gemeinsam, zur Zufriedenheit aller 

erfüllt werden können. 

Es wurde mehrfach angeregt für die verschiedenen Lebenssituationen Leitbilder zu er-

stellen, aus denen sich ergibt wohin die Politischen Entscheidungen in Bezug auf In-

tegration, Inklusion aber auch wirtschaftliche Weiterentwicklung des Landkreises Neu-

markt i.d.OPf. gehen soll.  

Es sollte geprüft werden, ob in diesem Sinn nicht die bereits erarbeiteten Ziele und Maß-

nahmen in der Generationsübergreifenden Agenda ausreichend sind, bzw. diese als 

Grundlage für ein umfassendes neu zu erstellendes Landkreisleitbild dienen kann.  

Als Beispiel seien hier die Ergebnisse aus dem Workshop II angeführt, in dem herausge-

arbeitet wurde, dass durch die drohende Verschärfung des jetzt schon bestehenden 

Ziel 3: 

Leitbild(er) erstellen

Durch Konzeptentwicklung auf Landkreisebene sowie 
eine Verbindlichkeitserklärung der 

Generationenübergreifenden Agenda positioniert sich 
der Landkreis für die zukünftige Entwicklung der 

Lebensumstände seiner Einwohner.



ANHANG REGINA WORKSHOPS  

 

 163 

Pflegenotstandes es unumgänglich ist, dass sich der Landkreis Gedanken über weiter-

führende Maßnahmen und Projekte in diesen Bereichen macht. Nur eine Pflegeplatz-

bedarfsplanung reicht hier nicht mehr aus. 

Dabei wünschen sich die Teilnehmer, dass eine Bürgerbeteiligung stattfindet und alle 

betroffenen Gruppen von Menschen (Ältere, Behinderte und auch vor allem die pfle-

genden Angehörigen u.a.) in die Entscheidungsmechanismen einbezogen werden.  

Darüber hinaus muss sichergestellt werden, dass der Landkreis immer wieder nachvoll-

zieht, welche Ziele erreicht wurden und wo noch Handlungsbedarf besteht.  

Daraus folgend muss nachgesteuert werden um bestehende Defizite zu beheben. Das 

wiederum bedeutet, dass ein Leitbild nicht nur zu erstellen ist, sondern auch Evaluie-

rungsmechanismen eingebaut werden müssen und es Gremien geben muss, die die 

Entwicklungen in festgesetzten Zeitabständen auch immer wieder überprüfen und 

dann gegebenenfalls anmahnen.  

15.1.4 Ziel 4 

Infrastruktur und Mobilität 

 
Grafik Maria Rammelmeier  

 

Vernetzung der Generationen und Beförderung von bürgerschaftlichen Engagement 

Um die Verbundenheit der Generationen, die Verbundenheit der Menschen in be-

grenzten örtlichen Gebieten, das kann ein Dorf, ein Quartier, ein Stadtteil sein, zu ver-

bessern, wurde mehrmals gefordert, dass Plätze oder Orte geschaffen werden, die es 

den Menschen ermöglichen miteinander in Kontakt zu kommen.  

Aufgrund des „Wirtshaussterbens“ und der veränderten baulichen Bedingungen (keine 

Vorgärten mehr, die einen Austausch mit dem Nachbarn über den Gartenzaun ermög-

lichen, keine belebten Ortsmitten mehr, keine kleinen Geschäfte zur Kontaktaufnahme 

mit anderen etc.) kommt es in vielen Gemeinden dazu, dass Menschen, die gesund-

heitsbedingt an Dorfaktivitäten nicht mehr teilnehmen können regelrecht vereinsa-

men.  

Ziel 4: 

Infrastruktur und Mobiltität

Es werden Orte/ Plätze geschaffen, die es 
Menschen ermöglichen miteinander in Kontakt 

zu kommen
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Um der Vereinsamung entgegen zu wirken, ist es notwendig, solche Orte des Austau-

sches wieder zu schaffen. 

Auch der Kontakt zwischen den Generationen ist aufgrund der fehlenden familiären 

Bindungen, Kinder wachsen z. B. nicht mehr mit den Großeltern auf, oft nicht mehr ge-

geben.  

Damit einhergehend kommt es zu immer weniger generationsübergreifendem Prob-

lemverständnis. Auch niederschwellige Angebote von möglichen generationsüber-

greifenden Veranstaltungen müssen moderiert werden, was wiederum eine Aufgabe 

für den Sozialraumkoordinator ist.  

Verbesserung der Mobilität und Schaffung spezieller Wohnangebote  

Die Teilnehmer der Workshops für die Generationsübergreifende Agenda, kamen in 

verschiedenen Workshops immer wieder auf das Thema, der gesetzlichen Verbindlich-

keit der Seniorenpolitik. Wie mehrmals angesprochen, ist es unumgänglich, dass die 

seniorenpolitischen Themen nicht nur unter dem allgemeinen Begriff der „Daseinsvor-

sorge der Kommune“ für ihre Bürger nach Belieben zu subsumieren sind. Analog der 

Jugendarbeit muss ein konkreter gesetzlicher Auftrag geschaffen werden. 

Natürlich wäre ein solcher Schritt auch damit verbunden, dass der Staat den Kommu-

nen mehr Gelder für diese Aufgabe überlassen müsste (Konnexitätsgebot). Auch diese 

Forderung deckt sich mit dem Hintergrund des Pflegestärkungsgesetzes III, das gerade 

den Kommunen bei der Pflege und Umsorgung älterer Mitbürger in Zukunft mehr Ver-

antwortung überträgt.  

Mit einer besseren finanziellen Ausstattung für Seniorenpolitischer Themen wie barriere-

freier Ausbau der Gemeinde im öffentlichen Raum, Schaffung und Beförderung von 

barrierefreiem, bezahlbarem Wohnraum, Schaffung von guten öffentlichem Nahver-

kehr usw., wäre es für die Kommunen leichter machbar, sich auch diesen Themen zu 

widmen.  

Barrierefreiheit im engeren und weiteren Sinn 

Es wurde erarbeitet, dass Angebote für ein Miteinander in den Orten, die fußläufig er-

reichbar sein sollen, möglichst forciert zu errichten sind. Dazu gehört auch, die Mobilität 

zu steigern, heißt, dass ein Barrierenabbau im öffentlichen Raum vorgenommen wird. 

Hierzu sind von den Kommunen regelmäßig, gemeinsam mit Betroffenen, Bedarfser-

mittlungen vorzunehmen. 

Zum Bedarf Mobilität gehört neben der Barrierefreiheit des öffentlichen Raums auch 

der Bau von bezahlbaren barrierefreien Wohnungen und Wohnmöglichkeiten.  

Diese Aufgabe darf nicht der freien Wirtschaft alleine überlassen werden. Dies ist auch 

eine Aufgabe der Kommunen im Rahmen ihrer Daseinsfürsorge für jeden Bürger. Dabei 

sind die veränderten Lebenssituationen der Bürger (immer mehr ältere alleinstehende 
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Menschen, mehr Singlehaushalte, mehr pflegende Angehörige die noch selbst berufs-

tätig sind) zu beachten und in entsprechende Planungen einzubeziehen.  

Dies bedeutet für die Kommunen, dass sie im Rahmen der Eigenregie solche Wohn-

möglichkeiten planen und schaffen müssen oder zumindest die Voraussetzungen für 

die Errichtung entsprechender Baulichkeiten. Reicht dazu die eigene, kommunale Fi-

nanzkraft nicht aus, so sind gemeinsame Lösungen mit Wohnbauunternehmen anzu-

streben. 

Kooperationen müssen geschlossen werden um fachliche, finanzielle Möglichkeiten im 

Sinne einer sozialen Wohnungsbauebene aufzubauen. Um dieser Aufgabe auch für 

die Altbausubtanz in den jeweiligen Gemeinden nachkommen zu können, wird es not-

wendig sein, dass die Verwaltungen der Kommunen eine Managementrolle für die Nut-

zung auch alter Immobilien gestalten und Anreize schaffen, dass diese Immobilien 

auch weiterhin genutzt werden. Dieses „Managen“ von Wohnraum kann ebenfalls ein 

Tätigkeitsschwerpunkt für den Sozialraumkoordinator auf gemeindlicher Ebene sein.  

Ärztliche Versorgungsstrukturen  

Aufgabe der Kommunen ist eine umfängliche ärztliche Versorgung ihrer Bürger. Wenn 

eine wohnortnahe Versorgung aufgrund mangelnder Angebote nicht möglich ist, muss 

die Kommune Rahmenbedingungen dafür schaffen. Die Kommunen müssen auf poli-

tischer und gesetzlicher Basis Instrumente bekommen, damit sie gestalterisch bei der 

Schaffung und Ausgestaltung von ärztlichen Versorgungsstrukturen aktiv mitwirken kön-

nen.  

Darüber hinaus müssen mehr Präventivmöglichkeiten angeboten, beworben und letzt-

endlich zu einem entsprechenden Bewusstsein bei den Menschen herangebildet wer-

den um bereits im Vorsorgebereich die Gesundheit und die Selbstständigkeit älterer 

Menschen zu steigern.  

Mobilität 

Die Teilnehmer der Workshops waren sich einig, dass die Menschen mehr auf den öf-

fentlichen Nahverkehr setzen würden, wenn die Angebote passgenauer gestaltet sind. 

Die Kommunen sind hier gehalten, neue alternative Angebote zur Beförderung zu 

schaffen, die mehr individuelle Wünsche abdecken und auf die Notwendigkeiten der 

geänderten Bevölkerungsstruktur eingehen. Dazu gehört es auch, dass jede Kommune 

Anstrengungen unternimmt um den tatsächlichen, aktuellen Bedarf zu ermitteln und 

gefundene Konzepte in gewissen Zeiträumen evaluiert. Dies wiederum erfordert, dass 

die Kommunen sowohl personell als auch finanziell Mittel zur Verfügung stellen und mit 

anderen Kommunen interkommunal zusammenarbeiten. Es ist zwar richtig, dass dies in 

einem gewissen Umfang im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. bereits praktiziert wird, aber 

anscheinend reichen diese Anfänge derzeit noch nicht aus, um hier durchschlagende 

Erfolge vorweisen zu können.  
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15.1.5 Ziel 5  

Einbindung aller Akteure  

 
Grafik Maria Rammelmeier 

 

Die Teilnehmer der Workshops haben erkannt, dass in Zukunft die Arbeitgeber gefragt 

sind, wenn es darum geht, die Flexibilität der Zeiteinteilung ihrer Arbeitnehmer zu erhö-

hen. Es wird in Zukunft immer mehr Arbeitnehmer geben, die keinen Kindergartenplatz 

mehr brauchen, sondern eine Tagespflege für die von ihnen zu pflegenden Angehöri-

gen.  

Die Familie der Zukunft wird sich auf der einen Seite um die Kinder kümmern müssen, 

auf der anderen Seite aber auch um die Großeltern oder eigentlich weiter gedacht, 

um die Urgroßeltern. Dabei werden die Familien auf einen größeren Familienzusam-

menhalt angewiesen sein, als in der Jetztzeit, da der Pflegenotstand, die Kosten einer 

stationären Pflege aber auch der Wunsch der älteren Generation solange wie möglich 

selbstbestimmt daheim zu leben, zunehmen.  

Dieses Versorgen in alle Richtungen verlangt nicht nur den Arbeitnehmern Zeit und Fle-

xibilität ab, sondern auch den Unternehmen. Diese wiederum werden nicht alle in der 

Lage sein, entsprechende Angebote für ihre Arbeitnehmer vorzuhalten. Deswegen 

müssen sich hier die Kommunen und die ansässigen Unternehmer in Kooperationen 

zusammentun, um entsprechende örtliche Angebote wie Tagespflege, Transportmög-

lichkeiten, Versorgungseinrichtungen im Ort mit Essensangeboten etc. zu schaffen. An-

gebote für einen „digitalen Arbeitsplatz“ sind zu schaffen. Damit dies gelingen kann, ist 

der Breitbandausbau voranzutreiben.  

Einzubeziehen sind in diese Planungen auch die Wohlfahrtsverbände, die Bürger im 

Rahmen von Ehrenämtern, die Verwaltungen der Kommunen mit Beratungs- und Un-

terstützungsangeboten aber auch mit Vernetzungsaufgaben und der Koordination.  

Insgesamt kann der drohende Fachkräftemangel auch mit solchen Angeboten der 

„umfassenden Familiensorge“ in einer Kommune abgemildert werden, was wiederum 

neben der Finanzkraft der Kommune auch dem Wachstum und der damit verbunde-

nen Lebensqualität in einer Kommune zugutekommt.  

Ziel 5: 

Einbindung der Akteure

Kommunen kooperieren mit ansässigen Unternehmen, 
Wolhlfahrtsverbänden, Bürgern in einem Ort in, um 
entsprechende örtliche Angebote wie Tagespflegen, 

Transportmöglichkeiten, Versorgungseinrichtungen im Ort 
mit Essensangeboten etc. zu schaffen.
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Die teilnehmenden Unternehmen können davon profitieren, dass sie ihre Fachkräfte 

nicht nur im Rahmen von finanziellen Mitteln, sondern eben auch mit den sogenannten 

weichen Faktoren wie Familienfreundlichkeit an sich binden können.  

15.1.6 Ziel 6  

Pflege, Gesundheit, Soziales Miteinander  

 
Grafik Maria Rammelmeier  

 

Da die Bevölkerung immer älter wird, ist es notwendig, dass die Gesundheit im Alter ein 

zentrales Thema für alle Bürger wird. Hier können die Kommunen durch Unterstützung 

und Schaffung von präventiven Angeboten, durch Beratung zur Bewusstseinsschaf-

fung und mit guten Beispielen positiv diese Bewusstseinsbildung beeinflussen und steu-

ern.  

Jeder ältere Mensch, der auch in hohem Alter noch fit und gesund ist, kostet der Kom-

mune weniger Geld, entlastet die Gesellschaft und kann auch selbst noch für die Ge-

sellschaft im Rahmen von Ehrenämtern tätig sein. Bei jedem jungen Menschen, der sich 

im sozialen Umfeld der Kommune wohl fühlt, wächst das „Heimatpotential“ und damit 

auch die Perspektive für eine Zukunft vor Ort. „Heimat ist dort wo es nicht egal ist, ob 

es mich gibt“ (Prof. Dr. Harald Welzer, National Geographic 7.18) 

Die Kommune kann durch entsprechende Projekte das Gemeinschaftsdenken unter-

stützen, die Generationen zusammenbringen und letztendlich das „Wir-Gefühl“ in ei-

nem Ort unterstützen. Auf diese Art kann erreicht werden, dass sich die Bürger für Ihre 

Mitbürger einsetzen. Es entstehen Hilfsangebote, die den Staat entlasten. Mit nieder-

schwelligen Hilfsdiensten wie Nachbarschaftshilfen, wie Alt hilft Jung, wie Paten für Kin-

der aber auch Senioren, kann der gesellschaftlicher Zusammenhalt aufgebaut und ge-

stärkt werden. Auch diese Aufbau- und Vernetzungsarbeiten stellen ein Aufgabenfeld 

für einen Sozialraumkoordinator dar. Durch Nutzung aller Kräfte und deren Vernetzung 

(z. B. Wohlfahrtsverbände mit Kommune und Bürger und Vereine etc.) wird erreicht, 

dass kein einzelner Bürger überfordert ist. Haupt- und Ehrenamt sollen vernetzt und ko-

ordiniert miteinander arbeiten und somit Synergieeffekte erzielen.  

Ziel 6: 

Pflege, Gesundheit, Soziales 
Miteinander

Kommunen steuern durch Unterstützung und Schaffung 
von präventiven Angeboten, durch Beratung zur 

Bewusstseinsschaffung und mit guten Beispielen positiv 
die Bewusstseinsbildung.
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15.1.7 Ziel 7  

Stärkung des Ehrenamtes  

 
Grafik Maria Rammelmeier  

 

Letztes wichtiges, erarbeitetes Ziel, die Stärkung und die Unterstützung des Ehrenamtes. 

Jeder Bürgermeister ist sich bewusst, wie wichtig ehrenamtliches Engagement in seiner 

Kommune ist. Inzwischen hat sich neben der klassischen Vereinstätigkeit, die unent-

behrlich für das soziale Gefüge in einem Ort ist, auch das sogenannte „neue oder freie“ 

Ehrenamt entwickelt. Dies sind Bürger, die eine Notsituation, eine Versorgungslücke, 

eine Lücke im sozialen System erkannt haben und hier im Rahmen von ehrenamtlichen 

Tätigkeiten Abhilfe schaffen wollen. Dies zeigte sich insbesondere in der Flüchtlingshilfe 

- organisiert durch Ehrenamtliche. Dieses Ehrenamt kann aber nur dann auf Dauer hilf-

reich und nachhaltig sein, wenn es organisiert, angeleitet aber auch anerkannt wird. 

Die Teilnehmer der Workshops waren sich hier einig, dass das Ehrenamt insbesondere 

für die Zukunft der ländlichen Gemeinden unverzichtbar ist. 

Um die Notwendigkeit der aktiven ehrenamtlichen Mitarbeit in das Bewusstsein der Bür-

ger zu verankern ist noch viel Überzeugungsarbeit zu leisten. Dies kann nur gelingen, 

wenn das Ehrenamt in Deutschland einen höheren Stellenwert erreicht und wenn es im 

Lebenslauf eines Menschen ebenso seinen Platz findet, wie auch die Schulzeit oder das 

Erwerbsleben. Deswegen muss der Staat gute Rahmenbedingungen für die ehrenamt-

liche Arbeit schaffen. Dazu gehört, dass dem Bürger Zeit für das Ehrenamt zugestanden 

wird. Die Erkenntnis zur Notwendigkeit muss bereits im Kindesalter geweckt und geför-

dert werden. 

Dies kann dadurch geschehen,  

→ dass diese soziale Arbeit bereits in den Kindergärten in den Schulen gelehrt und vor-

gelebt wird,  

→ dass später dann Zeitfenster für eine solche Art der Betätigung geschaffen werden 

(nicht nur für Dienste von Nothilfen wie Feuerwehr oder THW) und  

→ dass diese Betätigung als Ehrenamtlicher auch anerkannt wird.  

Ziel 7: 

Ehrenamt

Das Ehrenamt wird von kommunaler Seite nachhaltig 
gefördert und unterstützt durch Organisation, Anleitung 

und Anerkennung.
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Dies stellt eine politische Arbeit auf höchster Ebene dar, die durch praktiziertes Ehren-

amt und dessen Anerkennung bereits auf kommunaler Ebene befördert werden kann.  

Hier wurde z. B. durch die Ausübung von organisierten Nachbarschaftshilfen letztend-

lich ein Förderproramm des bayerischen Staatsministeriums für Soziales ins Leben geru-

fen, um dieser Art des Ehrenamtes weiter Vorschub zu leisten. Somit können gute Pro-

jekte dazu verhelfen, dass der Staat bereit ist, solche Projekte zu unterstützen.  

Damit solche Projekte wie Nachbarschaftshilfen aber auf kommunaler Ebene gelingen 

können, sind ein Wohlwollen, eine Unterstützung und eine Wertschätzung der kommu-

nalen politischen Ebene unverzichtbar.  

15.2 Die Gesamtschau und Fazit aus den REGINA Workshops 

Insgesamt haben die Workshops aufgezeigt, dass die Bürger sehr wohl bereit sind, 

Staat, Landkreis und Kommune in ihrer Aufgabe der Daseinsfürsorge zu unterstützen. 

Um diese Bereitschaft zu unterstützen bedarf es einer konkreten Anlaufstelle sowohl auf 

Landkreis- als auch auf kommunaler Ebene, die diese Anstrengungen und Ideen der 

Bürger unterstützt, koordiniert und vernetzt. Das soziale Miteinander, das Gefüge des 

Umganges der Bevölkerung untereinander muss durch die Kommunen und durch die 

Politik verstärkt unterstützt und gefördert werden, da die alten Strukturen „man hilft sich 

im Dorf und in der Familie“ durch die veränderten Siedlungs- und Familienstrukturen 

zum Teil nicht mehr vorhanden sind und immer weiter wegbrechen. Die Menschen sind 

bereit, sich auf veränderte Lebensumstände einzulassen, wenn entsprechende Rah-

menbedingungen – wie oben beschrieben - durch die Politik geschaffen werden. 

In einem Leitbild für den Landkreis sind diese erarbeiteten Bedarfe festzuhalten. Die zu 

verfolgende Vision ist dabei: „Wohin will sich der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. entwi-

ckeln?“. Es ist richtig und gut, dass es hier Anstrengungen für die Weiterentwicklung der 

Wirtschaftskraft im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gibt, aber darüber hinaus muss mehr für 

die Stärkung und den (Wieder)-Aufbau des sozialen Gefüges der Menschen unternom-

men werden.  

Da sich dies nicht von alleine entwickelt, werden hier die Kommune vom „Verwalten“ 

zum „Gestalten“ übergehen müssen. Die Ansätze in der Generationsübergreifenden 

Agenda sollen als Anregung für weitere Konzeptentwicklungen in den Kommunen, 

aber auch auf Landkreisebene verstanden werden, um den Herausforderungen der 

Zukunft begegnen zu können. Mehrheitlich und wiederholt wurde von den Teilnehmern 

betont, dass eine Zielerreichung aber nur dann möglich ist, wenn es eine Stelle auf 

Landkreisebene gibt, die die vorgezeichneten Prozesse anstößt, begleitet und vernetzt. 

Darüber hinaus müssen sich die politisch Verantwortlichen der Tatsache stellen, dass 

„Sozialraumpolitik“ unabdingbar als wichtige Aufgabe der Verwaltungen, für ein gutes 

Zusammenwirken aller Generationen zur gemeinsamen Nutzung der Lebensräume 

Stadt und Dorf, gesehen werden muss. 
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Früher haben sich Dorf- und Stadtgemeinschaften von sich aus entwickelt. In Zeiten 

von Transformationsprozessen und des demografischen Wandels wird Gemeinschaft 

immer wichtiger. Gegenseitige Hilfestellungen aller Akteure (Haupt- und Ehrenamt) 

sind notwendig, um dieser Herausforderung gerecht zu werden. 

Die Teilnehmer waren sich aber auch einig, dass eine Evaluation der im Rahmen der 

Generationsübergreifenden Agenda begonnenen Prozesse notwendig ist. Damit soll 

überprüft werden, wie weit die generationsübergreifenden Entwicklungsprozesse im 

Landkreis und in den Kommunen fortgeschritten sind. Defizite sind transparent zu ma-

chen und zeitnah und kontinuierlich auszugleichen. 

Die Teilnehmer wollen den politischen Verantwortlichen zu verstehen geben, dass nur 

unter Mitwirkung aller Bürger das „WirGefühl“ im Landkreis und in den Landkreisgemein-

den gestärkt wird. 

Der Zusammenhalt innerhalb einer Dorf- bzw. Stadtgemeinschaft wird als Grundlage 

für ein gutes Wohn- und Lebensgefühl gesehen. Wenn es gelingt, dieses Gefühl zu er-

wecken, wird es möglich sein, auch zukünftig eine gute bis sehr gute Lebensqualität für 

alle Bürger im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. zu erhalten.  

Deswegen die Bitte aller Teilnehmer der Workshops an die politisch Verantwortlichen, 

die hier geleistete Arbeit und die darin enthaltenen Anregungen ernst zu nehmen und 

mit einer Verbindlichkeitserklärung der Generationsübergreifenden Agenda ein Zei-

chen für die Zukunft zu setzen.  
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